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Der lange  
 Marsch 

durch die   
Infektionen

 Klappt nach Corona der 
Neuanfang für eine 

bessere Welt? Mit neuen 
Ideen? Mit mehr 

Solidarität? Oder ganz 
ohne Menschen? Eine 

Sonderausgabe zu den 
Chancen, Risiken und 

Nebenwirkungen  
der Krise

2–14

VERBOTEN
Guten Tag, 
meine Damen und Herren!

Achtung, ein wichtiger Hinweis zur Beruhi-
gung für die polnischen Soldaten, die zwei 
Warnschüsse abgefeuert haben, weil ein 
Deutscher ohne Erlaubnis über die ge-
schlossene Grenze nach Polen einge-
drungen war:

Morgen ist der 1. Mai, nicht der

1. September.

Meinungssache
Die aktuellen 
Problemfälle Joe 
Biden, Boris Palmer 
und Schulbetrieb 
19

W
ann beginnt sie eigentlich, die 
Zeit nach Corona? „Wann sind 
wir endlich da?“ – diese alte Kin-
derfrage steht derzeit im Raum, 

und sie hat in diesen sich oft bizarr anfüh-
lenden Tagen und Wochen fast schon etwas 
rührend Unschuldiges. Nein, wir werden so 
schnell nicht „da“ sein, wir werden so schnell 
auch nicht wieder weit wegkönnen. So schnell 
werden wir auch nicht wieder so frei sein, wie 
wir es, zumindest in demokratischen Staaten, 
davor gewesen sind. Und was für eine Welt 
wird das dann überhaupt sein, nach Corona?

Der traditionelle Tanz in den Mai, er muss 
dieses Mal auf Abstand begangen werden – 
hier in der taz lesen Sie zum Feiertag 1. Mai ein 
Dossier der Utopien, Visionen und schönen 
Zumutungen auf den vorderen 14 Seiten. „Was 
geht nach Corona?“: Mit dieser Sonderaus-
gabe vermessen wir ein Spannungsfeld zwi-
schen Utopie und Dystopie. taz-Autor*innen 
und internationale Expert*innen fragen sich: 
Birgt diese globale Krise nicht nur Risiken, 
sondern auch Chancen für eine solidarischere 
Welt? Und wenn wir mit dieser Krise aller Vo-
raussicht nach noch länger leben müssen: 
Welche Welt wollen wir dann? Und was kön-
nen wir schon jetzt für diese vielleicht bes-
sere Welt tun?

Sie lesen dazu meinungsstarke Inter-
views, Analysen und Hintergrundgeschich-
ten – etwa zum heiklen Frauenbild in und 
nach der Krise (S. 14) oder zu den aktuellen 
Schwierigkeiten und Chancen in der natio-
nalen und internationalen Gesundheitspo-
litik (S. 12/13). Das Dossier widmet sich auch 
der durch Corona beschleunigten Verkehrs-
wende (S. 8) und es erklärt anschaulich, wel-
che neuen Digitalstandards jetzt gesetzt wer-
den sollten (S. 5). Und es fragt, wie Corona den 
Welthandel verändert (S. 5) und wie wir in Zu-
kunft reisen werden (S. 6). Wohin mit unserer 
Sehnsucht nach der Ferne? Aber auch zoolo-
gische Utopien kommen nicht zu kurz. Der 
taz-Aushilfshausmeister und exquisite Viel-
schreiber Helmut Höge beleuchtet humorvoll 
die Megakrise: Was wäre, wenn die Mensch-
heit ausstürbe und die Welt nur noch tierisch 
bevölkert werden würde (S. 10)?

taz-Autor*innen und Gäste aus dem In- 
und Ausland haben für Sie ein kleines Kri-
sen-Kompendium zusammengetragen, das 
zum Vorwärtsdenken anregt. In und nach der 
Corona krise stellt es die Weltbürger*innen ins 
Zentrum der Politik. Die famosen Illustratio-
nen dieses Dossiers stammen, angeregt von 
unserer neuen taz-Fotochefin Nadine Torneri, 
von der Berliner Zeichnerin Johanna Walder-
dorff. Dank auch an Regina Ewald, die das Lay-
out gestaltete, dank an die Korrektur und an 
alle, die dieses Dossier mitgestemmt haben. 
Und für Sie: alles Gute!

Von Harriet Wolff

Editorial

Illustration: Johanna Walderdorff

Sonderausgabe  
Was geht nach Corona?

donnerstag

Trotz allem 1. Mai
DGB demonstriert 
im Netz, Autonome 
mit Mundschutz
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E
nde April. Wieder ei-
ner dieser Seuchen-
tage.  19 Uhr, Abend-
sonne wärmt, die Ge-
sichter von Freunden im 
Bildschirm. Wir prosten 

uns zu. Plötzlich bricht Höllenlärm 
los unterm Balkon. Sirenen nähern 
sich, aufgehetztes Hundegebell und 
Schreie aus vielen Hälsen, laute Flü-
che. Sprachgewirr.

Der Blick hinunter auf die kleine 
Fußgängerzone, wo sonst eine Men-
schenschlange träge dem Super-
markt entgegenkriecht, fällt auf 
Streifenwagen, ein Zivilfahrzeug, 
eine große Wanne, Polizisten in vol-
ler Montur. Die Hundeführer trei-
ben ihre Tiere in eine Gruppe von 
Teenagern. Ich kenne diese Jugend-
lichen. Sie sind jede Nacht lauter 
geworden. Enthemmter auch. Sind 
mit geklauten Fahrrädern rumge-
fahren, prahlend und Passanten 
provozierend. Haben mit den ange-
rückten Beamten Räuber und Gen-
darm gespielt.

Doch die plötzliche Übermacht 
erschreckt. Erstickt. Rasch bildet 
sich eine protestierende Menge. 
Frauen schreien die Polizisten an. 
Männer erheben die Fäuste. Da 
kommt der Notarztwagen. Die Jä-
ger schnappen zu. Wird der Junge 
verhaftet? Sein Kumpel schreit die 
Balkone an, droht: „Wer von euch 
hat die Bullen gerufen, hä?“ Die an-
deren rennen. Wohin? Stilles Star-
ren von den Balkonen. Selbst der 
Hund nebenan, ein ewiger Kläffer, 
schweigt. Nachts wird er winseln.

Freitagabend in Berlin am süd-
lichen Ende der Friedrichstraße – 
dem Ende, das in keinem Reisefüh-
rer Erwähnung findet. Hier, wo die 

Amüsiermeile früher vom Zeitungs-
viertel der Stadt auf den prächtigen 
Belle-Alliance-Platz führte, formen 
nun Wohnbauten der späten sech-
ziger Jahre den heutigen Mehring-
platz. Die meisten Geschäfte stan-
den schon vor der Pandemie leer. 
Monatelang war die Straße aufge-
rissen, wegen Tunnelarbeiten. Gab 
es Lärm und Dreck für alle. In den 
Häusern drum herum Platz für Tau-
sende Menschen. Eine spezielle Ber-
liner Mischung: Die Lebenslinien 
der Bewohner der Stadtschlucht, 
die – je nach Blickrichtung – zum 
Halleschen Ufer oder zum Check-
point Charlie führt, sind von Krie-
gen, Konflikten und Katastrophen 
gebrochen. Ehemalige, zumeist jü-
dische Bürger des zerfallenen So-
wjetreichs, in den Achtzigern aus 
der DDR Getürmte, Kriegsflücht-
linge aus Jugoslawien oder Syrien, 
Kurden, Türken, große Familien, 
viele Rentner und einzelne aus ih-
ren Altbauwohnungen weggentrifi-
zierte Kreativarbeiter.

Verletzlichkeiten sind hier viel-
fältiger, sichtbarer als anderswo, 
Selbstgewissheit ist keine  Währung. 
Man trifft sich im Theodor-Wolff-
Park, auf den Bänken im Rondell um 
den Mehringplatz, in der Schlange 
bei Edeka. Der zentrale Platz ist 
eine Dauerbaustelle, gesperrt und 
unpassierbar. Hinter Gittern, nicht 
mal grün. Kinder haben Virentiere 
auf das Pflaster gemalt. Ohne Au-
gen. Ohne Mund und Ohren.

Der Betreiber des  Zeitungskiosks, 
bei dem sich die Trinkerszenen ver-
sorgen, verkauft deutlich mehr Ziga-
retten, wie er sagt. Die wurden sonst 
in Einkaufsgemeinschaft aus Polen 
rangeschafft. Bis das Virus dem ein 

Ende machte. Das letzte Monatsd-
rittel war immer schon zäh für die 
meisten. Nun ist es schlimmer. Alle 
Zufluchtsorte, Kinder- und Jugend-
einrichtungen, Seniorentreff, Kiez-
stube sind dicht.  Wohin?

Die aufkeimende Wut ist gut zu 
hören. Täglich wird es lauter hin-
ter den Wohnungstüren. Zum Glück 
gibt es Balkone. Unter ihnen jedoch 
hat sich der Tonfall verändert, bei 
Hunden und Menschen. Der Bett-
ler an seinem Stammplatz ist Ziel 
nicht nur verbaler Ausfälle. Der ge-
schrumpfte öffentliche Raum wird 
zum Gefahrenort. Die alte Nach-
barin traut sich nach Sonnenun-
tergang nicht mehr raus. Aber am 
meisten fürchtet sie sich, krank zu 
werden. Masken trägt ja kaum ei-
ner. Woher bekommen? Der Wach-
schutz der Wohnsiedlung ist einge-
stellt. Sie vermisst die Männer.

Ich erlebe das alles viel inten-
siver als früher, weil ich mich seit 
Wochen freiwillig zu Hause isoliere. 
Die meisten Nachbarn kamen schon 
vor Corona kaum aus dem Viertel 
raus. Den Teenagern, die da unter 
mir durchdrehen, begegnete ich 
zum ersten Mal bei meinem Einzug. 
Ein wilder Haufen, Dreikäsehochs 
noch, Ball dabei und hilfsbereit. Sie 
schleppten meinen Schreibtisch in 
den Fahrstuhl. Dann die entschei-
dende Frage: „Haben Sie Kinder?“ 
Mist. Die Suche für das Fußball-
team würde weitergehen müssen. 
Zwei Sommer später stolzierten die 
Jungs breitbeinig vor dem Döner-
restaurant auf und ab. Doch die Ma-
ckerpose zerbrach am Eisangebot: 
„Alter, die haben Schoki!“ „Ich will 
lieber Schlumpf.“ Im Jahr darauf 
machte Yildiz dicht. Von da an hin-

Von Manja Präkels

gen sie kiffend in einer Tordurch-
fahrt ab und grüßten nicht mehr.

Die, die nun auf dem Sportplatz 
gegen Bälle dreschen, sind wie sie 
damals – und auch nicht. Im Vorbei-
laufen höre ich den Kleinsten war-
nen: „Wir Araber müssen zusam-
menhalten. Die Deutschen mögen 
uns nicht.“

Unsicherheiten im Miteinander 
waren schon vor der Pandemie 
spürbar. Doch die alte Gelassen-
heit fehlt. Die Grüppchen im Park 
blicken skeptischer aufeinander. 
Oder bin ich das? Ich habe begon-
nen, die Straße zu beobachten. Es 
gibt teure Autos, die anhalten und 
von der Schlumpfeis-Gang umla-
gert werden. Die Insassen bleiben 
sitzen, doch sie geben der Gruppe 
etwas mit. Nichts, was man greifen 
kann. Nebenan geraten die Trin-
ker in Streit. Ein riesiger Hund jagt 

Schlumpfeiszeit adeEs ist, wie es war, und auch wieder nicht: Notizen 
aus einem Berliner Kiez in Zeiten der Pandemie

Spannend an der gegenwärtigen 
Krise ist die von der Politik vorge-
nommene Klassifizierung von „sys-
temrelevanten“ Arbeiten und de-
nen, auf die die Gesellschaft zeit-
weilig oder dauerhaft verzichten 
kann. Die Unterscheidung von Un-
verzichtbarem und Überflüssigem 
erzeugt einen neuen Blick auf Wirt-
schaft und Gesellschaft. Die system-
relevanten „Heldinnen und Helden 
der Arbeit“, denen jetzt so viel Lob 
und Beifall bezeugt wird, wirken zu 
einem großen Teil in den schlech-
ter bezahlten Sektoren des Arbeits-
marktes, während das große Geld in 
den Teilen verdient wird, die jetzt 
mehr oder weniger stillgelegt sind.

Der gesamtgesellschaftlichen 
Unwucht bei Inhalt und Vergü-
tung der Arbeit sollte sich die Po-
litik möglichst noch vor der nächs-
ten Krise stellen. Und etwa den Ge-
sundheitssektor so ausbauen, dass 
er für künftige Katastrophen besser 
gerüstet ist – in Deutschland wie in 
ganz Europa.

Natürlich: Der Neoliberalismus 
ist als Ideologie am Ende. Aber 
machtpolitisch ist er es noch lange 
nicht. Der Ausbau der Sozialstaat-
lichkeit, der Abbau von Ungleich-
heit bei Einkommen, Vermögen 
und Lebenschancen wird auch nach 
der Coronakrise erkämpft werden 
müssen, von sozialen Bewegungen, 
Gewerkschaften, Bürgerinnen und 
Bürgern. Es ist eine fatale Ironie der 
Geschichte, dass in dieser Krisen-
zeit ausgerechnet der 1. Mai, der von 
den Gewerkschaften jedes Jahr be-
gangene „Tag der Arbeit“, den man 
auch „Tag der Solidarität“ nennen 
könnte, erstmals in der Geschichte 
der Bundesrepublik ausfallen muss.

An dieser Stelle ein Wort zur 
ebenfalls systemrelevanten Medi-
enbranche. Die Bevölkerung wurde 
über die Entwicklung der Krankheit, 
Gegenmaßnahmen und Verhaltens-
regeln umfassend informiert. Und 
siehe da: Die Menschen lassen sich 
von den notwendigen Einschrän-
kungen ihres Lebens und Einkom-

mens überzeugen. Sie akzeptieren 
vorübergehende Eingriffe in ihre 
Grundrechte. Überflüssig sind nur 
Talkshows, in  denen lediglich un-
terschiedliche Meinungen aufei-
nander losgelassen werden, ohne 
sachliche Fundierung oder aufklä-
rerisches Anliegen.

Notwendig und attraktiv sind 
sorgfältige Recherche und gute 
journalistische Aufbereitung. 
Schon jetzt könnten Recherche-
Pläne für die Zeit „danach“ vorberei-
tet werden, wenn das Pflegeperso-
nal in den Krankenhäusern wieder 
für Personal- und Lohn erhöhungen 
streitet, wenn die Kassiererinnen 
etwas mehr von dem Geld für sich 
fordern, das sie Tag für Tag in die 
Kassen ihrer Supermärkte schau-
feln. Werden die Wirtschaftsre-
daktionen sich nach der Krise an 
den Unterschied von „systemre-
levanten“ und weniger wichtigen 
Wirtschafts  sektoren erinnern? Wer-
den die Politik redaktionen jeden 
noch so kleinen Versuch geißeln, 

sei es in Ungarn oder in Deutsch-
land, die in der Krise notwendigen 
Grundrechts einschränkungen zum 
politischen Normalfall zu machen?

Die Medien haben im letzten Mo-
nat auch eine erhöhte Bereitschaft 
zur „Solidarität“ wahrgenommen. 
Aber was ist heute Solidarität? Ist 
es der Abstand von 1,5 Metern oder 
die Hilfsbereitschaft beim Einkauf 
für die betagte Nachbarin? Das ist 
gut und wichtig. Aber Solidarität ist 
mehr. Sie ist eine Haltung und so-
ziale Aktivität, die sich auf die po-
litischen und gesellschaftlichen 
Strukturen des ganzen Gemeinwe-
sens richtet und über den Augen-
blick hinausgeht.

Unser sozialstaatliches System, 
die Kranken-, Renten- und Pfle-
geversicherung, die Mitbestim-
mungs- und Arbeitsschutzgesetze 
– all das wurde von unseren Vor-
fahren erkämpft. Es ist, wie Marx 
formulierte, „geronnene“, also in-
stitutionell verfestigte Solidarität 
früherer Generationen. Und heute? 

Gewerkschaften vertreten die Inte-
ressen der Arbeitenden. Sozialver-
bände erfüllen sozialstaatliche Nor-
men mit konkretem Leben. Umwelt-
bewegungen und -verbände stehen 
für eine „Solidarität der Zukunft“, 
die Bewahrung der natürlichen 
Grundlagen zukünftigen mensch-
lichen Lebens. Auch diese Organi-
sationen und Aktivitäten gehören 
zum gesamtgesellschaftlichen „So-
lidaritätspotenzial“.

Von diesem Reichtum brauchen 
wir mehr, von der spontanen und 
der organisierten, der neu entstan-
denen und der lange aufgebauten 
Solidarität, die uns so zur Selbstver-
ständlichkeit geworden ist, dass wir 
ihren Kern kaum noch wahrneh-
men. Der Wohlstand der Gesell-
schaft muss nach der Krise massiv 
umgelenkt werden in eine mit Si-
cherheit „systemrelevante“ staatli-
che und nichtstaatliche Solidarität. 
Damit unsere Gesellschaft reich ge-
nug ist für zukünftige Krisen.

 Martin Kempe

Mit Sicherheit systemrelevant
Der 1. Mai fällt aus – doch die Gewerkschaften, Sozial- und Umweltbewegungen lassen eine lebenswichtige organisierte Solidarität wachsen

durch die Menge hindurch einer Pa-
piertüte hinterher.

Als die Polizei an jenem Freitag 
wieder abrückt, läuft eine besorgte 
Mutter den Beamten hinterher. Wie 
das weitergehen soll? „Dit is in der 
janzen Stadt so“, erklärt einer der 
Männer und macht keinen Hehl 
aus seiner Ratlosigkeit. „Wir sind 
die geilste Gang!“, schreit ein Mäd-
chen in den Kiezhimmel.

Allen pandemiebedingten Un-
zumutbarkeiten, den Dauerbau-
stellen und prekären Verhältnissen 
zum Trotz leben hier Nachbarin-
nen und Nachbarn respektvoll Tür 
an Tür. Das kostet manchmal viel 
Kraft. Wer mehr hat, muss mehr ge-
ben. Ich bin ein Teil von Etwas.

Gestern landete ein Rettungs-
hubschrauber unten im Park. Als 
er in die Wolken stieg, schauten 
wir ihm – schweigend – lange nach.

Die aufkeimende Wut  
ist gut zu hören.  
Der geschrumpfte 
öffentliche Raum  
wird zum Gefahrenort

Martin Kempe
ist freier Autor 
und hat vor 40 
Jahren die taz 
mit gegründet. 
Bis 2007 war 
er Chefredak-
teur des ver.
di-Mitglieder-
magazins ver.
di Publik.

Manja Präkels
1974 in 
Zehdenick/
Mark geboren, 
lebt als 
Autorin und 
Musikerin  
(Der Singende 
Tresen) in 
Berlin- 
Kreuzberg

Menschen, die Sie auf den taz-Reisen
treffen können, grüßen per Video.
Reisen sind derzeit ja leider nicht möglich, aber wir wollen Kontakt halten zu denMenschen,
die unsere Reisegruppen jetzt normalerweise auf taz-Reisen treffen würden. Einige
Gesprächspartner*innen unserer Reisen schicken uns Videogrüße – in der Hoffnung,
dass wir sie bald wieder besuchen können. Diese werden wir in den nächstenWochen auf
unsererWebsite veröffentlichen. www.taz.de/tazreisen

Seid will-
kommen!
Grüße von der
Malerin Fatima Mellal
aus dem Dadès-Tal
in Südmarokko
taz.de/reisegruesse

wenn Reisen wieder möglich sind.

in die Zivilgesellschaft
reisen

https://dl.taz.de/anzstat?url=https%3A%2F%2Ftaz.de%2FGruesse-unserer-Reisepartner-innen%2F%21170735%2F&eTag=2020-04-30&pub=taz&Typ=PDF&id=taz_reisen_bln_278555
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Von Alberto Alemanno

wesentlichen Lektionen des letz-
ten Jahrzehnts: Wer Entscheidun-
gen mit grenzüberschreitender 
Bedeutung trifft, muss auch aus ei-
nem grenzüberschreitenden Wahl-
prozess hervorgehen.

Die Schaffung eines einzigen, 
EU-weiten grenzüberschreitenden 
Wahlkreises für die Wahlen zum Eu-
ropaparlament könnte zur Entste-
hung eines echten europäischen 
Parteiensystems führen. Plötzlich 
würde eine Deutsche, die für die 
CDU stimmt, erkennen, dass ihre 
Stimme auch an die Mitglieder 
der Europäischen Politischen Par-
tei der CDU geht – wie etwa im Fall 
von Viktor Orbáns Partei Fidesz. So 
ein Wahlsystem würde die europä-
ischen politischen Parteien zudem 
dazu bringen, auf dem gesamten 
EU-Gebiet ein- und dasselbe Wahl-
programm vorzustellen und eine 
einzige Kandidatenliste – im Ge-
gensatz zu derzeit 27.

Gäbe es wahrhaft transnationale 
Euro-Parteien, wäre es für Wähle-
rInnen auch einfacher zu sehen, 
wo im politischen Spektrum der EU 
sich ihre jeweiligen nationalen Poli-
tikerInnen verorten, und mit wem 
sie zusammengehen – wie im Fall 
von CDU und Fidesz. Nur so würden 
die Auswirkungen ihrer WählerIn-
nenstimme auf europäischer Ebene 
deutlich – und die politischen Ak-
teure endlich für ihr Handeln ver-
antwortlich, sowohl zu Hause im ei-
genen Land als auch in der EU.

Die Magie echter 
europäischer Politik

Die Pandemie offenbart so manche unbequeme 
Wahrheit über die Europäische Union: Auch nach vielen 

gemeinsamen Jahrzehnten gibt es keine einstimmige 
Antwort auf die großen Herausforderungen unserer Zeit

Alberto 
Alemanno  
45, ist 
Professor für 
Europarecht 
an der 
Hochschule 
École des 
hautes études 
commerciales 
in Paris sowie 
Aktivist.
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Im Gegenzug wäre der Weg frei 
für das langsame Entstehen einer 
EU-Öffentlichkeit. Das Hervortre-
ten dieses neuen politischen Raums 
würde außerdem neue paneuropä-
ische Formen des Aktivismus näh-
ren, die auf transnationaler Solida-
rität gründen.

Was bisher wie ein regionales 
Problem wirkte, wie der Zugang 
zum Arbeitsmarkt, Gesundheitswe-
sen oder öffentliche Verkehrsmit-
tel, wäre europäisiert – weil deut-
lich wird, dass es überall auf dem 
Kontinent auftritt. Was bisher eher 
als abstraktes europäisches Pro-
blem galt, sei es Netzneutralität 
oder gemeinsame Datennutzung, 
würde auf lokaler Ebene greifbar. 
Die künstliche Trennung in lokal, 
national oder Europa – sie wäre auf 
einmal verwischt.

Um das zu erreichen, könnten 
BürgeraktivistInnen auf das ge-
samte Beteiligungsspektrum der 
EU-setzen. Denn viele Möglichkei-
ten sind trotz ihres demokratischen 
Potenzials weitgehend unbekannt.

Das Entstehen eines echten euro-
päischen politischen Raums könnte 
sicher nicht auf magische Weise alle 
Herausforderungen der Zeit behe-
ben. Doch würde es das europäische 
Projekt erreichbar und handlungs-
fähig machen für die Anliegen der 
BürgerInnen, indem es verständli-
cher und zugänglicher würde.

Ja, Europa braucht dringend eine 
eigene Politik.

W
ofür ist Europa 
gut – wenn nicht 
dafür, die Bür-
gerInnen vor ei-
ner bedeuten-
den grenzüber-

schreitenden Bedrohung wie einer 
Pandemie zu schützen?

Inmitten des Covid-19-Aus-
bruchs scheint die einstmals etwa 
von Frankreichs Präsident Macron 
vorgebrachte Vision von der Euro-
päischen Union als einer zusam-
menhängenden politischen Ge-
meinschaft, die ihre 450 Millionen 
europäischen BürgerInnen schützt 
und verteidigt, ferner denn je. Was 
aber bedeutet dies für die EU? Ist 
das europäische Projekt an sich 
mangelhaft?

Nein, die Schuld für Europas sub-
optimale, unkoordinierte Antwort 
auf die Covid-19-Krise liegt woan-
ders: Das große Hindernis für die 
Fähigkeit der EU, Probleme zu lösen, 
sind unsere nationalen politischen 
Systeme – und die zugehörigen po-
litischen Klassen. Die traditionelle 
Parteienpolitik täuscht weiterhin 
vor, von Migrationspolitik bis zum 
Klimawandel alles auf nationalem 
statt europäischem Level steuern zu 
können. Doch wie die europäische 
Antwort auf Covid-19 gezeigt hat, ist 
das pure Fiktion.

Manche Länder wie Deutsch-
land mögen insgesamt zufrieden 
damit sein, wie der Notfall innen-
politisch gehandhabt wurde. Doch 

weder Deutsche noch andere EU-
BürgerInnen können ignorieren, 
dass sie zu einer größeren Schick-
salsgemeinschaft gehören. Denn 
was die einzelnen Mitgliedsstaa-
ten tun oder unterlassen, um Co-
vid-19 einzudämmen, beeinflusst 
die Wirksamkeit der Strategien der 
anderen Mitglieder.

Doch obwohl auf dem Kontinent 
eine beispiellose wechselseitige Ab-
hängigkeit erreicht ist, bleiben die 
Staats- und Regierungschefs nur ih-
ren BürgerInnen verantwortlich – 
nicht aber den EU-BürgerInnen jen-
seits ihrer Grenzen. Das offenbart 
eine unbequeme Wahrheit: Das po-
litische System Europas hat die Aus-
wirkungen der europäischen Integ-
ration auf den Alltag der Menschen 
nie verinnerlicht. Im täglichen Le-
ben der EU-BürgerInnen dagegen 
sind diese längst angekommen – ob 
es um Lebensmittelsicherheit geht, 
um Datenschutz oder Luftqualität.

Die Diskrepanz zwischen dieser 
europäischen Realität und der na-
tionalen Politik in der EU sind das 
Kernstück vieler Missverständ-
nisse, der Skepsis und der Anfech-
tungen des europäischen Projekts. 
Das zu akzeptieren, bedeutet nicht 
nur, den antieuropäischen Back-
lash anzuheizen, der sich etwa in 
Italien und Spanien bildet. Es be-
deutet auch, Länder wie Ungarn 
und Polen zu befähigen, demokrati-
sche Normen wie eine unabhängige 
Justiz und freie Presse anzufechten.

Auch nach 70 gemeinsamen Jah-
ren gibt es noch keinen verständ-
lichen, gesamteuropäischen Pro-
zess, der die gemeinsame Antwort 
auf gemeinsame Herausforderun-
gen bestimmt. Stattdessen sind es 
oft die innenpolitischen Querelen 
in den Mitgliedsstaaten – so willkür-
lich, so zufallsgetrieben diese auch 
sein mögen.

Das kann so nicht bleiben. Die 
EU kann nicht weiterhin die Ver-
antwortung für das Tun oder Unter-
lassen schultern, über das sie keine 
oder kaum Kontrolle hat – wobei zu-
gleich von ihr erwartet wird, den 
Schutz für eine breite Öffentlich-
keit zu gewährleisten. Stattdessen 
müssen die Mitgliedsstaaten klar-
stellen, wo ihre Verantwortung be-
ginnt und die der Union endet – und 
vice versa.

Um die EU zugänglicher für die 
Anliegen der BürgerInnen zu gestal-
ten, und das auch ohne eine Reform 
ihrer Gründungsverträge, braucht 
Europa seinen eigenen politischen 
Raum. Ihn müssen die europäi-
schen – und nicht die nationalen 
– PolitikerInnen besiedeln, die von 
einer neuen Generation transna-
tionaler AktivistInnen zur Verant-
wortung gezogen würden.

Es mag einigen unrealistisch er-
scheinen, eine Union von demogra-
fisch und wirtschaftlich heteroge-
nen Staaten in eine voll ausgebil-
dete parlamentarische Demokratie 
umzuwandeln. Doch das ist eine der 



05donnerstag/freitag, 30. april/ 1. mai 2020 taz 🐾04 was geht nach corona?

Jürgen 
Bruns- 
Berentelg
Seit 2003 
Vorsitzender 
Geschäfts-
führer der 
HafenCity 
Hamburg 
GmbH, seit 
2014 
Professor für 
Integrierte 
Stadtent-
wicklung an 
der HafenCity 
Universität 
Hamburg.

Fo
to

: B
in

a 
En

ge
l

Von Svenja Bergt

D
ie siebenjährige 
Lotte hat neulich 
eine Aufführung 
des Grips Thea-
ters gesehen. Sie 
musste nicht mal 

hinfahren. Sondern blieb ein-
fach zu Hause. Das Grips Thea-
ter kam zu ihr. Nach Hause, auf 
den Monitor, per Stream.

Nicht nur Kindertheater müs-
sen in der Pandemie neu den-
ken. Opern, Theaterstücke und 
Ballette werden auf Bildschir-
men geschaut, Clubs machen per 
Stream nächtelang die Wohn-
zimmerdielen zur Tanzfläche, 
Konferenzen werden zu Webina-
ren, Arbeitnehmer:innen kom-
munizieren mit Kolleg:innen 
per Messenger, die Psychothe-
rapeutin hält die Sitzungen via 
Bildschirm ab und der Homöo-
path bittet zum Chat.

„Es gibt gerade einen riesi-
gen Digitalisierungsschub“, sagt 
Bernhard Rohleder, Geschäfts-
führer des IT-Verbandes Bitkom. 
Er nennt vier Bereiche: Bildung, 
Verwaltung, Gesundheitswesen 
und Wirtschaft. „Schulen bei-
spielsweise machen gerade ei-
nen Crashkurs in Sachen Digi-
talisierung durch.“ Max Mehl 
von der Free Software Founda-

tion Europe (FSFE) sieht es ähn-
lich: „Auf allen Ebenen erken-
nen Entscheider auf einmal die 
Chancen der Digitalisierung.“

In diesem unerwarteten Di-
gitalisierungsschub werden 
Standards gesetzt. „Jetzt pas-
sieren die Weichenstellungen“, 
sagt Rena Tangens vom Ver-
ein Digitalcourage. Und nicht 
immer die besten. Es gibt Be-
richte von Lehrer:innen und El-
tern, dass die digitale Betreuung 
über den Videokonferenzdienst 
Zoom stattfindet, der von Daten-
schutz nicht so richtig viel hält. 
Auch bei einem Treffen hoch-
rangiger EU-Vertreter:innen 
im April nutzte mindestens ein 
Teilnehmer Zoom. Aber auch 
Dienste wie Slack oder Whats-
App, Facetime oder Google 
Hangouts sind, was die Privat-
sphäre angeht, optimierungsfä-
hig. „Gerade wird vor allem auf 
schnelle Lösungen gesetzt“, sagt 
Mehl. Das Problem: Schnell ist 
dabei häufig das Gegenteil von 
nachhaltig, nutzerfreundlich, 
souverän.

Daher wäre jetzt, nach dem 
ersten hektischen pandemie-
bedingten Improvisieren, der 
Moment, das Provisorium durch 
eine gute, privatsphärefreundli-
che und offene Technologie zu 
ersetzen. „Wir haben es jetzt in 

der Hand, eine gewisse digitale 
Souveränität in Europa zu schaf-
fen“, sagt Tangens. Sie erinnert 
daran, wie schwierig es für Be-
hörden ist, an Atemmasken und 
Schutzkleidung zu kommen – 
weil sie hierzulande kaum pro-
duziert werden.

„Digitale Souveränität“ – die-
sen Begriff hört auch Rohleder 
gerne. Er hoffe, sagt er, dass die 
Veränderungen des Digitalisie-
rungsschubes bleiben, aber ver-
bessert werden. Also: dass Vor-
teile wie der weitgehende Ver-
zicht aufs Reisen beibehalten 
werden. Doch die Technik, die 
genutzt wird, sollte konform 
sein mit der Datenschutzgrund-
verordnung. Mindestens. Aktu-
ell ist das nicht bei jedem der ge-
hypten Anbieter so klar.

Was also muss passieren, da-
mit alle umsteigen, die jetzt auf 
Anwendungen von Skype bis 
Facetime setzen? „Unterneh-
men sollten selbst darauf kom-
men, dass, was derzeit fast oder 
ganz kostenlos ist, es nicht ewig 
sein wird“, sagt Mehl. Und alter-
native Dienste wie Jitsi oder Big-
BlueButton – ein Videodienst 
und eine Webinar-Software – 
würden derzeit softwareseitig 
ordentlich verbessert. Digtal-
courage bietet eine Übersicht 
mit konkreten Alternativen. Die 

Vom Schulbesuch bis zum 
Arzttermin – was geht,  

läuft auf einmal digital.  
Nach dem ersten hektischen 
Improvisieren wäre jetzt die 

Chance, auf gute 
Anwendungen umzustellen

Daseins­
vorsorge

im Netz

Liste ist nicht abschließend; für 
alle, die sich fragen, ob eine von 
ihnen verwendete Software frei 
ist, hat die FSFE eine Checkliste 
erstellt.

„Wir müssen darüber nach-
denken, welche Infrastruktur 
wir als Daseinsvorsorge brau-
chen“, sagt Tangens. Am Ende 
dieser Überlegungen könnte 
beispielsweise stehen, dass auch 
eine Schulcloud dazu gehöre. 
Also eine Anwendung, in der 
Lehrer:innen und Schüler:innen 
sicher Daten austauschen und 
ablegen können. Dafür müsse 
dann die öffentliche Hand Gel-
der bereitstellen.

Das hätte nicht nur den 
Vorteil, dass sich damit eine 
Open-Source-Anwendung er-
stellen ließe, die jede Schule 
oder jede Kommune für die ei-
genen Bedürfnisse anpassen 
kann. Womöglich ließen sich 
auch Schüler:innen dabei ein-
binden. Die würden, so Tan-
gens, dabei gleich etwas Wich-
tiges lernen, das ihnen auch 
helfen kann, wenn sie irgend-
wann in der Arbeitswelt miten-
tscheiden, ob Programm A oder 
B im Unternehmen, in der Ver-
waltung oder in der Arztpraxis 
eingesetzt wird: „nämlich, dass 
es gute Software nicht umsonst 
gibt“.

Von Felix Lee

Seit Montagmorgen laufen 
die Produktionsbänder wie-
der. Nach fast sechs Wochen 
Zwangspause können rund 
8.000 MitarbeiterInnen im 
Wolfsburger Stammwerk von 
Volkswagen an ihre Arbeits-
plätze zurückkehren. „Es geht 
jetzt wieder los“, freut sich VW-
Markenchef Ralf Brandstätter.

Die Freude könnte aber nur 
kurz währen. Denn Probleme 
gibt es weiter bei vielen Zulie-
ferern. „Alle unsere Partner ha-
ben uns signalisiert, dass sie 
anlaufbereit sind“, versichert 
Brandstätter. Doch garantie-
ren kann er das nicht. Zu kom-
plex und engmaschig sind die 
globalen Lieferketten. In Nord-
italien etwa, einem Zentrum 
der europäischen Zulieferer-
industrie, sind wegen der Co-
ronapandemie viele Betriebe 
auch weiterhin dicht. Hinzu 
kommt: Der Automarkt ist 
rund um die Welt um mehr 
als die Hälfte eingebrochen. 
Es wird Monate brauchen, bis 
sich die Branche erholt – wenn 
überhaupt. Experten rechnen 
damit, dass die Krise export-
lastige Industriezweige nach-
haltig verändern wird.

Kaum ein Land hat in den 
vergangenen drei Jahrzehnten 
so sehr von der Globalisierung 
profitiert wie Deutschland. Sie 
hat vor allem die Industrien 
beflügelt, in denen die Deut-
schen stark sind: Autoindust-
rie, Maschinen- und Anlagen-
bau. Die Exportquote liegt in 
beiden Branchen bei über 80 
Prozent. Die Deutschen ma-
chen nicht einmal 1 Prozent 
der Weltbevölkerung aus, ihr 
Land ist aber die viertgrößte 
Volkswirtschaft der Welt. Ohne 
Globalisierung wäre das nicht 
möglich gewesen. Umso hefti-
ger ist nun der Einbruch. Der 
Seeverkehr ist im März im Ver-
gleich zu den Vormonaten um 
48 Prozent eingebrochen, der 
Eisenbahnverkehr sogar um 67 
Prozent. Ökonomen rechnen 
damit, dass die deutsche Wirt-
schaft im zweiten Quartal um 7 
Prozent schrumpfen wird, das 
dickste Minus seit dem Krieg.

Gabriel Felbermayr, Chef 
des Instituts für Weltwirtschaft 
in Kiel, geht zwar davon aus, 
dass sich die hiesige Konjunk-
tur in der zweiten Jahreshälfte 
erholen wird. Doch an der Art 
des Wirtschaftens werde sich 
einiges ändern. „Als eine Folge 
der Coronakrise werden deut-
lich mehr Produktionsstätten 
direkt in Abnehmerländern 
entstehen“, vermutet der Öko-
nom. „Die Strukturen werden 
regionaler.“ Diese Entwick-
lung setzte zwar schon vor der 
Krise ein. Der von den USA aus-

gelöste Zollstreit hat bereits 
dazu geführt, dass der globale 
Handel zurückgeht. Die Vi-
ruskrise beschleunigt diesen 
Trend aber, sagt Felbermayr. 
„Sie zeigt, wie groß das Prob-
lem ist, wenn systemrelevante 
Produkte wie Atemschutzmas-
ken oder Penicillin nur noch in 
China hergestellt werden, die-
ser Warenstrom aber plötzlich 
unterbrochen ist.“ Viele Län-
der dürften ihre Lehren dar-
aus ziehen und Industrien zu-
rückholen.

Ein Ende der Globalisie-
rung muss das aber nicht be-
deuten. Für die Digitalwirt-
schaft könnte die Krise sogar 
zum Trendbeschleuniger wer-
den. Viele Unternehmen ma-
chen Erfahrungen mit Home-
office und der Nutzung digi-
taler Arbeitsplattformen. Das 
werde sich dauerhaft auswir-
ken, vermutet Felbermayr. 
„Wir kommen nicht in eine De-

globalisierung, sondern könn-
ten aus der Krise sogar globali-
sierter hervorgehen.“

Für die deutsche Wirt-
schaft sind beide Entwick-
lungen schlecht. Der Stand-
ort Deutschland punktete 
bislang mit einer guten Infra-
struktur, dem dualen Ausbil-
dungssystem und der zentra-
len Lage in der Mitte Europas. 
Diese Vorteile spielen nun aber 
eine geringere Rolle. „Plötzlich 
haben Länder wie Indien, die 
in der Old Economy chancen-
los waren, viel bessere Karten“, 
sagt Felbermayr. „Das wird 
Deutschland wehtun.“

Weniger Welthandel durch-
aus Positives abgewinnen 
kann Thomas Eberhardt-Kös-
ter, Handelsexperte des glo-
balisierungskritischen Netz-
werks Attac. Solange sich es um 
Produkte mit fairen Löhnen 
geht, die nur in bestimmten 
Gegenden angebaut werden 
können, seien längere Trans-
portstrecken in Kauf zu neh-
men, sagt Eberhardt-Köster. 
Wenn aber gehandelt werde, 
weil Lohnstückkosten in an-
deren Ländern wegen schlech-
ter Arbeitsbedingungen oder 
niedriger Umweltstandards 
geringer sind, habe das ge-
samtgesellschaftlich keinen 
Mehrwert: „Man muss nicht“, 
betont Eberhardt-Köster, „ei-
nen Joghurt um die halbe Welt 
transportieren.“

Das Virus 
verändert die 
Weltwirtschaft
Die Coronakrise belastet den Welthandel massiv. 
Das trifft vor allem die exportlastige Wirtschaft 
der Deutschen. Ist das nicht eine Chance?
 

„Wir könnten aus der 
Krise globalisierter 
hervorgehen“
Gabriel Felbermayr, Chef des 
Kieler Instituts für Weltwirtschaft

Von Ingo Arzt

D
as Fachmagazin Cy-
berpsychology wird 
40 Jahre alt. Zu seinem 
Geburtstag empfiehlt es, 
zwei Mal täglich in ei-
nem virtuellen Garten 

spazieren zu gehen, um während ei-
ner Corona-Quarantäne nicht durch-
zudrehen. Ist ein ernster Ansatz, ent-
wickelt in Italien.

Falls sich nach ein paar Wochen 
Homeoffice die Tage zäh anfühlen, 
wenn Sie ausgebrannt sind: ist ganz 
normal. Ein Bereich in unserem Hirn 
ist für die Wahrnehmung von Orten 
da. Und diese sind mit autobiografi-
schen Informationen verknüpft: „Wir 
sind Arbeiter, weil wir in die Firma 
 gehen“, schreibt Cyberpsychology. 
Falls nicht, verliert sich die Arbeiter-
identität.

Das passt zu dem, was Mareike Bün-
ning und Kolleg*innen vom Wissen-
schaftszentrum Berlin nach einer On-
lineumfrage mit 10.000 Beteiligten 
auf Zeit Online schrieben: Im Home-
office wird man zufriedener mit dem 
Familienleben, nicht aber mit der Ar-
beit, da steigt der Frust. Besonders 
bei Frauen, weil die mehr Kinderbe-
treuung übernehmen als die Män-
ner. Allerdings sagt das Ergebnis we-
nig über die Segnungen von gelegent-
lichem Homeofficen aus, organisiert 
und nicht erzwungen. „Die Romantik 
des Homeoffice ist wohl zerstört. Aber 
eben auch das Totschlagargument vie-
ler Arbeitgeber, das gehe überhaupt 
nicht“, sagt Bünning der taz. Oder, 
wie es SPD-Arbeitsminister Huber-
tus Heil kürzlich im Bundestag aus-
drückte: „Dass Homeoffice nicht im-
mer ein Zuckerschlecken ist, erleben 
im Moment viele.“

Heil hat jetzt seinen alten Vorschlag 
von Anfang 2019 ausgegraben und bis 
zum Herbst einen Gesetzentwurf zum 
„Recht auf Homeoffice“ angekündigt. 
Vergangenes Jahr war er damit noch 
am Widerspruch von Wirtschaftsmi-
nister Peter Altmaier (CDU) geschei-
tert. Die Grünen wollten kurz vor 
Ausbruch der Krise auch ein Heim-
arbeitsrecht, inklusive neuer Rege-
lungen beim Datenschutz, Unfall-
schutz sowie klarer Haftungsfragen: 
Es gilt gemeinhin als nicht präzise 
geregelt, wer zahlt, wenn man beim 
Home officen vom Dienstrechner auf-
steht, in sein eigenes Homeklo pinkelt 
und sich dabei verletzt. Außerdem for-
dern die Grünen ein Rückkehrrecht, 
falls es einem daheim zu doof wird. 
Unternehmen sollen Heimarbeit zu-
dem begründet ablehnen können. Was 
für Tätigkeiten wie Dachdecken oder 
Kernbrennstäbewechseln sinnvoll er-
scheint.

Das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) hat 2016 Er-
kenntnisse über das Homeoffice zu-
sammengetragen: Wer auch daheim 
arbeiten darf, ist zufriedener, macht 
aber mehr und vor allem unbezahlte 
Überstunden, auch in vergleichbaren 
Jobs. Wer daheim arbeiten könnte, 
aber nicht darf, ist besonders unglück-
lich. In den Niederlanden arbeiteten 
vor Corona 30 Prozent zumindest ge-
legentlich von zu Hause aus, bei uns 
waren es nur 8,6 Prozent, derzeit ein 
Viertel.

Wirtschaftsverbände sind gegen 
jedwede Pflichten für die Firmen und 
deshalb auch gegen eine Pflicht, auf 
Wunsch Homeoffice zu erlauben und 
einzurichten. Auch die Gewerkschaf-
ten sehen die Sache nicht nur positiv. 
Claudia Dunst arbeitet für die IG Me-
tall in Baden-Württemberg gerade mit 

Betriebsräten daran, Regeln zu mobi-
lem Arbeiten umzusetzen. Bisher sei 
vor allem die mittlere Führungsebene 
in Unternehmen schwer zu überzeu-
gen, sie fürchtet den Verlust der Kon-
trolle über ihre Beschäftigten, erzählt 
Dunst. „Die Erfahrungen jetzt werden 
aber enorm was ändern“, glaubt sie. 
„Viele Betriebsräte sagen uns gerade, 
dass viel mehr in Sachen Homeoffice 
geht.“ Dennoch müssten bei einem 
Recht auf Daheimarbeiten dringend 
die konkreten Umstände in den Unter-
nehmen berücksichtigt werden.

Außerdem könnte es Ungleich-
heiten verschärfen: Das DIW hat ge-
zeigt, dass vor allem gut bezahlte 
Akademiker*innen vom „HO“ profi-
tieren. „Wird jemand ein Gesetz bei 
seinen Vorgesetzten einfordern, der 
auf sich allein gestellt ist und keine 
starke Vertretung durch Betriebsrat 
oder Gewerkschaft hat? Ich hab da 
so meine Zweifel“, sagt auch Dunst. 
Homeoffice dürfe auch nicht dazu 
führen, dass Unternehmen Kosten 
auf Arbeitnehmer*innen abwälz-
ten, sagt sie. Wenn im Schnitt 20 Pro-
zent der Belegschaft daheim arbeiten, 
spare das auch Strom und Büromiete. 
Dunsts Fazit: Recht auf Homeoffice 
ja, aber die konkreten Bedingungen 
müssten vorher geklärt werden.

Auch, was die Technik betrifft. Cy-
berpsychology verweist auf den Mai-
länder Psychologen Luca Bernardelli. 
Er hat Cyberbrillen für sein Team an-
geschafft. Während der Quarantäne 
hält er Meetings nicht per Videochat 
ab, sondern auf japanischen Bergen. 
„Virtual Reality ist wirklich ein mächti-
ges Werkzeug. Das wird eine neue Art 
des Arbeitens daheim“, sagt Bernar-
delli. Man vergesse bei Meetings die 
Zeit – und Spaß machten sie auch 
noch, so als Avatar.

Daheim arbeiten ist wie Joggen oder Schokolade: Kann toll sein. Zu viel davon, dann wird 
 einem schlecht. Über die Tücken des neuen, akademischen Schlabberlookproletariats

Himmel, Hölle, 
Homeoffice

Dass Homeoffice 
nicht immer 
Zuckerschlecken 
ist, erleben im 
Moment viele
Hubertus Heil, SPD, Arbeitsminister

Interview Nora Belghaus

taz: Herr Bruns-Berentelg, lassen 
sich Städte auch aus dem Home-
office planen?

Jürgen Bruns-Berentelg: Planen im 
Grunde genommen ja, aber es gibt Ge-
werke, für die es schwieriger ist, weil 
ihre Server-Kapazitäten im Home-
office nicht ausreichen. Ingenieure 
oder Verkehrsplaner zum Beispiel.

Sie waren in Berlin an der Planung 
von Sony Center und und Haupt-
bahnhof beteiligt und steuern nun 
die Entwicklung der Hamburger Ha-
fencity. Wie hat sich die Arbeitswelt 
in den vergangenen Jahren verän-
dert?

Arbeitsstrukturen werden flexi-
bler, um unterschiedliche Bedürf-
nisse zu bedienen. Noch im frühen 
20. Jahrhundert ist ein Teil der Lite-
ratur in Wiener Kaffeehäusern ent-
standen. Die Geräuschkulisse dort ist 
so omnipräsent, dass man durch Ein-
zelgespräche nicht gestört wird und 
sich durchaus konzentrieren kann. 
Dass ein Mensch zum Arbeiten abso-
lute Ruhe braucht, gilt also nicht für 
alle. Wir wollen öffentliche Flächen 
schaffen, die auch zum Arbeiten ge-
nutzt werden können. Man kann sich 
dort einen Kaffee bestellen, muss aber 
nicht.

Homeoffice ist also nicht die ein-
zige Alternative zum Firmenbüro …

Nein, es gibt zum Beispiel Unter-

nehmen, die Co-Working-Büros ent-
werfen lassen, die flexibel genutzt 
werden können, auch von Dritten, die 
nicht im eigenen Unternehmen arbei-
ten. So können Mitarbeiter aus ihrem 
eigenen Büro in ein anderes Arbeits-
umfeld wechseln. Damit werden neue 
Möglichkeiten der Zusammenarbeit 
und des Rückzugs geschaffen. Auch 
Baugemeinschaften planen Wohnge-
bäude, die mit gemeinschaftlichen 
Arbeitsräumen kombiniert werden. 
So können berufstätige Eltern, deren 
Kinder am Nachmittag aus der Schule 
nach Hause kommen, kurz in die ei-
gene Wohnung gehen, um sie zu ver-
sorgen.

Eine „Stadt der kurzen Wege“ also. 
Aber was, wenn ich meine Kollegen 
nicht auch noch als Nachbarn haben 
möchte? 

 Wolfsburg ist dafür ein Beispiel. 
Diese Stadt wird von einem Großkon-
zern dominiert. Die Angestellten pen-
deln lieber, als Kollegen in der Stadt zu 
begegnen. Aber: Wenn ein Stadtquar-
tier gut geplant ist und kein einzelnes 
Unternehmen dominiert, kann man 
ein Fremder bleiben.

Welche Nachteile sehen Sie im de-
zentralen Arbeiten?

Laut US-Studien werden diejenigen, 
die nie in der Firma sind, am sozia-
len Aufstieg gehindert. Frauen zum 
Beispiel, die schneller in die Rolle der 
Versorgerin für die Kinder gedrängt 
werden, verlieren so die Option, auf-

zusteigen. Außerdem fehlen Anerken-
nung und Bestätigung von Kollegen. 
Der soziale Austausch in einem Büro 
geht weit über die Kaffeepause hin-
aus. Im Silicon Valley hat man das er-
kannt, weshalb häufiger alle Mitarbei-
ter auch in die Firma kommen müs-
sen.

Und derzeit?
In der Coronakrise habe ich Leute 

sagen hören, dass sie wegen des 
Homeoffice in Zukunft mehr Wohn-
fläche bräuchten. Dafür wollten sie an 
den Stadtrand ziehen, wo sie sich ein 
Haus leisten können. Das wäre eine 
konträre Entwicklung zu den Zielen 
moderner Stadtplanung, den Flächen-
verbrauch und den Verkehr zu redu-
zieren. Wir müssen auch das Wohnen 
in den Städten selbst anders bauen.

 Wie sehen unsere Städte in Zu-
kunft also aus?

Viertel, in denen nur gearbeitet 
oder nur gewohnt wird, wird es lang-
fristig nicht mehr geben. Quartiere 
werden so geplant, dass alles an ei-
nem Ort möglich ist, mit Arbeitsplät-
zen zu Hause, die gut funktionieren. 
Das Verkehrsaufkommen wird sich in 
Metropolregionen verringern, aber 
nicht mehr als 5, vielleicht 10 Prozent 
auf absehbare Zeit. Denn einige Men-
schen werden auch in Zukunft noch 
an getrennten Orten leben und arbei-
ten – unsere falschen Strukturen sind 
langlebig. Mobilität ist zudem auch 
eine soziale Freiheit.

„Nicht alle brauchen 
absolute Ruhe“

Städte werden durch Homeoffice 
flexibler, sparen Flächen und verringern 
den Verkehr, sagt Jürgen Bruns-
Berentelg von der Hamburger Hafencity
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Von Svenja Bergt

D
ie siebenjährige 
Lotte hat neulich 
eine Aufführung 
des Grips Thea-
ters gesehen. Sie 
musste nicht mal 

hinfahren. Sondern blieb ein-
fach zu Hause. Das Grips Thea-
ter kam zu ihr. Nach Hause, auf 
den Monitor, per Stream.

Nicht nur Kindertheater müs-
sen in der Pandemie neu den-
ken. Opern, Theaterstücke und 
Ballette werden auf Bildschir-
men geschaut, Clubs machen per 
Stream nächtelang die Wohn-
zimmerdielen zur Tanzfläche, 
Konferenzen werden zu Webina-
ren, Arbeitnehmer:innen kom-
munizieren mit Kolleg:innen 
per Messenger, die Psychothe-
rapeutin hält die Sitzungen via 
Bildschirm ab und der Homöo-
path bittet zum Chat.

„Es gibt gerade einen riesi-
gen Digitalisierungsschub“, sagt 
Bernhard Rohleder, Geschäfts-
führer des IT-Verbandes Bitkom. 
Er nennt vier Bereiche: Bildung, 
Verwaltung, Gesundheitswesen 
und Wirtschaft. „Schulen bei-
spielsweise machen gerade ei-
nen Crashkurs in Sachen Digi-
talisierung durch.“ Max Mehl 
von der Free Software Founda-

tion Europe (FSFE) sieht es ähn-
lich: „Auf allen Ebenen erken-
nen Entscheider auf einmal die 
Chancen der Digitalisierung.“

In diesem unerwarteten Di-
gitalisierungsschub werden 
Standards gesetzt. „Jetzt pas-
sieren die Weichenstellungen“, 
sagt Rena Tangens vom Ver-
ein Digitalcourage. Und nicht 
immer die besten. Es gibt Be-
richte von Lehrer:innen und El-
tern, dass die digitale Betreuung 
über den Videokonferenzdienst 
Zoom stattfindet, der von Daten-
schutz nicht so richtig viel hält. 
Auch bei einem Treffen hoch-
rangiger EU-Vertreter:innen 
im April nutzte mindestens ein 
Teilnehmer Zoom. Aber auch 
Dienste wie Slack oder Whats-
App, Facetime oder Google 
Hangouts sind, was die Privat-
sphäre angeht, optimierungsfä-
hig. „Gerade wird vor allem auf 
schnelle Lösungen gesetzt“, sagt 
Mehl. Das Problem: Schnell ist 
dabei häufig das Gegenteil von 
nachhaltig, nutzerfreundlich, 
souverän.

Daher wäre jetzt, nach dem 
ersten hektischen pandemie-
bedingten Improvisieren, der 
Moment, das Provisorium durch 
eine gute, privatsphärefreundli-
che und offene Technologie zu 
ersetzen. „Wir haben es jetzt in 

der Hand, eine gewisse digitale 
Souveränität in Europa zu schaf-
fen“, sagt Tangens. Sie erinnert 
daran, wie schwierig es für Be-
hörden ist, an Atemmasken und 
Schutzkleidung zu kommen – 
weil sie hierzulande kaum pro-
duziert werden.

„Digitale Souveränität“ – die-
sen Begriff hört auch Rohleder 
gerne. Er hoffe, sagt er, dass die 
Veränderungen des Digitalisie-
rungsschubes bleiben, aber ver-
bessert werden. Also: dass Vor-
teile wie der weitgehende Ver-
zicht aufs Reisen beibehalten 
werden. Doch die Technik, die 
genutzt wird, sollte konform 
sein mit der Datenschutzgrund-
verordnung. Mindestens. Aktu-
ell ist das nicht bei jedem der ge-
hypten Anbieter so klar.

Was also muss passieren, da-
mit alle umsteigen, die jetzt auf 
Anwendungen von Skype bis 
Facetime setzen? „Unterneh-
men sollten selbst darauf kom-
men, dass, was derzeit fast oder 
ganz kostenlos ist, es nicht ewig 
sein wird“, sagt Mehl. Und alter-
native Dienste wie Jitsi oder Big-
BlueButton – ein Videodienst 
und eine Webinar-Software – 
würden derzeit softwareseitig 
ordentlich verbessert. Digtal-
courage bietet eine Übersicht 
mit konkreten Alternativen. Die 

Vom Schulbesuch bis zum 
Arzttermin – was geht,  

läuft auf einmal digital.  
Nach dem ersten hektischen 
Improvisieren wäre jetzt die 

Chance, auf gute 
Anwendungen umzustellen

Daseins­
vorsorge

im Netz

Liste ist nicht abschließend; für 
alle, die sich fragen, ob eine von 
ihnen verwendete Software frei 
ist, hat die FSFE eine Checkliste 
erstellt.

„Wir müssen darüber nach-
denken, welche Infrastruktur 
wir als Daseinsvorsorge brau-
chen“, sagt Tangens. Am Ende 
dieser Überlegungen könnte 
beispielsweise stehen, dass auch 
eine Schulcloud dazu gehöre. 
Also eine Anwendung, in der 
Lehrer:innen und Schüler:innen 
sicher Daten austauschen und 
ablegen können. Dafür müsse 
dann die öffentliche Hand Gel-
der bereitstellen.

Das hätte nicht nur den 
Vorteil, dass sich damit eine 
Open-Source-Anwendung er-
stellen ließe, die jede Schule 
oder jede Kommune für die ei-
genen Bedürfnisse anpassen 
kann. Womöglich ließen sich 
auch Schüler:innen dabei ein-
binden. Die würden, so Tan-
gens, dabei gleich etwas Wich-
tiges lernen, das ihnen auch 
helfen kann, wenn sie irgend-
wann in der Arbeitswelt miten-
tscheiden, ob Programm A oder 
B im Unternehmen, in der Ver-
waltung oder in der Arztpraxis 
eingesetzt wird: „nämlich, dass 
es gute Software nicht umsonst 
gibt“.

Von Felix Lee

Seit Montagmorgen laufen 
die Produktionsbänder wie-
der. Nach fast sechs Wochen 
Zwangspause können rund 
8.000 MitarbeiterInnen im 
Wolfsburger Stammwerk von 
Volkswagen an ihre Arbeits-
plätze zurückkehren. „Es geht 
jetzt wieder los“, freut sich VW-
Markenchef Ralf Brandstätter.

Die Freude könnte aber nur 
kurz währen. Denn Probleme 
gibt es weiter bei vielen Zulie-
ferern. „Alle unsere Partner ha-
ben uns signalisiert, dass sie 
anlaufbereit sind“, versichert 
Brandstätter. Doch garantie-
ren kann er das nicht. Zu kom-
plex und engmaschig sind die 
globalen Lieferketten. In Nord-
italien etwa, einem Zentrum 
der europäischen Zulieferer-
industrie, sind wegen der Co-
ronapandemie viele Betriebe 
auch weiterhin dicht. Hinzu 
kommt: Der Automarkt ist 
rund um die Welt um mehr 
als die Hälfte eingebrochen. 
Es wird Monate brauchen, bis 
sich die Branche erholt – wenn 
überhaupt. Experten rechnen 
damit, dass die Krise export-
lastige Industriezweige nach-
haltig verändern wird.

Kaum ein Land hat in den 
vergangenen drei Jahrzehnten 
so sehr von der Globalisierung 
profitiert wie Deutschland. Sie 
hat vor allem die Industrien 
beflügelt, in denen die Deut-
schen stark sind: Autoindust-
rie, Maschinen- und Anlagen-
bau. Die Exportquote liegt in 
beiden Branchen bei über 80 
Prozent. Die Deutschen ma-
chen nicht einmal 1 Prozent 
der Weltbevölkerung aus, ihr 
Land ist aber die viertgrößte 
Volkswirtschaft der Welt. Ohne 
Globalisierung wäre das nicht 
möglich gewesen. Umso hefti-
ger ist nun der Einbruch. Der 
Seeverkehr ist im März im Ver-
gleich zu den Vormonaten um 
48 Prozent eingebrochen, der 
Eisenbahnverkehr sogar um 67 
Prozent. Ökonomen rechnen 
damit, dass die deutsche Wirt-
schaft im zweiten Quartal um 7 
Prozent schrumpfen wird, das 
dickste Minus seit dem Krieg.

Gabriel Felbermayr, Chef 
des Instituts für Weltwirtschaft 
in Kiel, geht zwar davon aus, 
dass sich die hiesige Konjunk-
tur in der zweiten Jahreshälfte 
erholen wird. Doch an der Art 
des Wirtschaftens werde sich 
einiges ändern. „Als eine Folge 
der Coronakrise werden deut-
lich mehr Produktionsstätten 
direkt in Abnehmerländern 
entstehen“, vermutet der Öko-
nom. „Die Strukturen werden 
regionaler.“ Diese Entwick-
lung setzte zwar schon vor der 
Krise ein. Der von den USA aus-

gelöste Zollstreit hat bereits 
dazu geführt, dass der globale 
Handel zurückgeht. Die Vi-
ruskrise beschleunigt diesen 
Trend aber, sagt Felbermayr. 
„Sie zeigt, wie groß das Prob-
lem ist, wenn systemrelevante 
Produkte wie Atemschutzmas-
ken oder Penicillin nur noch in 
China hergestellt werden, die-
ser Warenstrom aber plötzlich 
unterbrochen ist.“ Viele Län-
der dürften ihre Lehren dar-
aus ziehen und Industrien zu-
rückholen.

Ein Ende der Globalisie-
rung muss das aber nicht be-
deuten. Für die Digitalwirt-
schaft könnte die Krise sogar 
zum Trendbeschleuniger wer-
den. Viele Unternehmen ma-
chen Erfahrungen mit Home-
office und der Nutzung digi-
taler Arbeitsplattformen. Das 
werde sich dauerhaft auswir-
ken, vermutet Felbermayr. 
„Wir kommen nicht in eine De-

globalisierung, sondern könn-
ten aus der Krise sogar globali-
sierter hervorgehen.“

Für die deutsche Wirt-
schaft sind beide Entwick-
lungen schlecht. Der Stand-
ort Deutschland punktete 
bislang mit einer guten Infra-
struktur, dem dualen Ausbil-
dungssystem und der zentra-
len Lage in der Mitte Europas. 
Diese Vorteile spielen nun aber 
eine geringere Rolle. „Plötzlich 
haben Länder wie Indien, die 
in der Old Economy chancen-
los waren, viel bessere Karten“, 
sagt Felbermayr. „Das wird 
Deutschland wehtun.“

Weniger Welthandel durch-
aus Positives abgewinnen 
kann Thomas Eberhardt-Kös-
ter, Handelsexperte des glo-
balisierungskritischen Netz-
werks Attac. Solange sich es um 
Produkte mit fairen Löhnen 
geht, die nur in bestimmten 
Gegenden angebaut werden 
können, seien längere Trans-
portstrecken in Kauf zu neh-
men, sagt Eberhardt-Köster. 
Wenn aber gehandelt werde, 
weil Lohnstückkosten in an-
deren Ländern wegen schlech-
ter Arbeitsbedingungen oder 
niedriger Umweltstandards 
geringer sind, habe das ge-
samtgesellschaftlich keinen 
Mehrwert: „Man muss nicht“, 
betont Eberhardt-Köster, „ei-
nen Joghurt um die halbe Welt 
transportieren.“

Das Virus 
verändert die 
Weltwirtschaft
Die Coronakrise belastet den Welthandel massiv. 
Das trifft vor allem die exportlastige Wirtschaft 
der Deutschen. Ist das nicht eine Chance?
 

„Wir könnten aus der 
Krise globalisierter 
hervorgehen“
Gabriel Felbermayr, Chef des 
Kieler Instituts für Weltwirtschaft

Von Ingo Arzt

D
as Fachmagazin Cy-
berpsychology wird 
40 Jahre alt. Zu seinem 
Geburtstag empfiehlt es, 
zwei Mal täglich in ei-
nem virtuellen Garten 

spazieren zu gehen, um während ei-
ner Corona-Quarantäne nicht durch-
zudrehen. Ist ein ernster Ansatz, ent-
wickelt in Italien.

Falls sich nach ein paar Wochen 
Homeoffice die Tage zäh anfühlen, 
wenn Sie ausgebrannt sind: ist ganz 
normal. Ein Bereich in unserem Hirn 
ist für die Wahrnehmung von Orten 
da. Und diese sind mit autobiografi-
schen Informationen verknüpft: „Wir 
sind Arbeiter, weil wir in die Firma 
 gehen“, schreibt Cyberpsychology. 
Falls nicht, verliert sich die Arbeiter-
identität.

Das passt zu dem, was Mareike Bün-
ning und Kolleg*innen vom Wissen-
schaftszentrum Berlin nach einer On-
lineumfrage mit 10.000 Beteiligten 
auf Zeit Online schrieben: Im Home-
office wird man zufriedener mit dem 
Familienleben, nicht aber mit der Ar-
beit, da steigt der Frust. Besonders 
bei Frauen, weil die mehr Kinderbe-
treuung übernehmen als die Män-
ner. Allerdings sagt das Ergebnis we-
nig über die Segnungen von gelegent-
lichem Homeofficen aus, organisiert 
und nicht erzwungen. „Die Romantik 
des Homeoffice ist wohl zerstört. Aber 
eben auch das Totschlagargument vie-
ler Arbeitgeber, das gehe überhaupt 
nicht“, sagt Bünning der taz. Oder, 
wie es SPD-Arbeitsminister Huber-
tus Heil kürzlich im Bundestag aus-
drückte: „Dass Homeoffice nicht im-
mer ein Zuckerschlecken ist, erleben 
im Moment viele.“

Heil hat jetzt seinen alten Vorschlag 
von Anfang 2019 ausgegraben und bis 
zum Herbst einen Gesetzentwurf zum 
„Recht auf Homeoffice“ angekündigt. 
Vergangenes Jahr war er damit noch 
am Widerspruch von Wirtschaftsmi-
nister Peter Altmaier (CDU) geschei-
tert. Die Grünen wollten kurz vor 
Ausbruch der Krise auch ein Heim-
arbeitsrecht, inklusive neuer Rege-
lungen beim Datenschutz, Unfall-
schutz sowie klarer Haftungsfragen: 
Es gilt gemeinhin als nicht präzise 
geregelt, wer zahlt, wenn man beim 
Home officen vom Dienstrechner auf-
steht, in sein eigenes Homeklo pinkelt 
und sich dabei verletzt. Außerdem for-
dern die Grünen ein Rückkehrrecht, 
falls es einem daheim zu doof wird. 
Unternehmen sollen Heimarbeit zu-
dem begründet ablehnen können. Was 
für Tätigkeiten wie Dachdecken oder 
Kernbrennstäbewechseln sinnvoll er-
scheint.

Das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) hat 2016 Er-
kenntnisse über das Homeoffice zu-
sammengetragen: Wer auch daheim 
arbeiten darf, ist zufriedener, macht 
aber mehr und vor allem unbezahlte 
Überstunden, auch in vergleichbaren 
Jobs. Wer daheim arbeiten könnte, 
aber nicht darf, ist besonders unglück-
lich. In den Niederlanden arbeiteten 
vor Corona 30 Prozent zumindest ge-
legentlich von zu Hause aus, bei uns 
waren es nur 8,6 Prozent, derzeit ein 
Viertel.

Wirtschaftsverbände sind gegen 
jedwede Pflichten für die Firmen und 
deshalb auch gegen eine Pflicht, auf 
Wunsch Homeoffice zu erlauben und 
einzurichten. Auch die Gewerkschaf-
ten sehen die Sache nicht nur positiv. 
Claudia Dunst arbeitet für die IG Me-
tall in Baden-Württemberg gerade mit 

Betriebsräten daran, Regeln zu mobi-
lem Arbeiten umzusetzen. Bisher sei 
vor allem die mittlere Führungsebene 
in Unternehmen schwer zu überzeu-
gen, sie fürchtet den Verlust der Kon-
trolle über ihre Beschäftigten, erzählt 
Dunst. „Die Erfahrungen jetzt werden 
aber enorm was ändern“, glaubt sie. 
„Viele Betriebsräte sagen uns gerade, 
dass viel mehr in Sachen Homeoffice 
geht.“ Dennoch müssten bei einem 
Recht auf Daheimarbeiten dringend 
die konkreten Umstände in den Unter-
nehmen berücksichtigt werden.

Außerdem könnte es Ungleich-
heiten verschärfen: Das DIW hat ge-
zeigt, dass vor allem gut bezahlte 
Akademiker*innen vom „HO“ profi-
tieren. „Wird jemand ein Gesetz bei 
seinen Vorgesetzten einfordern, der 
auf sich allein gestellt ist und keine 
starke Vertretung durch Betriebsrat 
oder Gewerkschaft hat? Ich hab da 
so meine Zweifel“, sagt auch Dunst. 
Homeoffice dürfe auch nicht dazu 
führen, dass Unternehmen Kosten 
auf Arbeitnehmer*innen abwälz-
ten, sagt sie. Wenn im Schnitt 20 Pro-
zent der Belegschaft daheim arbeiten, 
spare das auch Strom und Büromiete. 
Dunsts Fazit: Recht auf Homeoffice 
ja, aber die konkreten Bedingungen 
müssten vorher geklärt werden.

Auch, was die Technik betrifft. Cy-
berpsychology verweist auf den Mai-
länder Psychologen Luca Bernardelli. 
Er hat Cyberbrillen für sein Team an-
geschafft. Während der Quarantäne 
hält er Meetings nicht per Videochat 
ab, sondern auf japanischen Bergen. 
„Virtual Reality ist wirklich ein mächti-
ges Werkzeug. Das wird eine neue Art 
des Arbeitens daheim“, sagt Bernar-
delli. Man vergesse bei Meetings die 
Zeit – und Spaß machten sie auch 
noch, so als Avatar.

Daheim arbeiten ist wie Joggen oder Schokolade: Kann toll sein. Zu viel davon, dann wird 
 einem schlecht. Über die Tücken des neuen, akademischen Schlabberlookproletariats

Himmel, Hölle, 
Homeoffice

Dass Homeoffice 
nicht immer 
Zuckerschlecken 
ist, erleben im 
Moment viele
Hubertus Heil, SPD, Arbeitsminister

Interview Nora Belghaus

taz: Herr Bruns-Berentelg, lassen 
sich Städte auch aus dem Home-
office planen?

Jürgen Bruns-Berentelg: Planen im 
Grunde genommen ja, aber es gibt Ge-
werke, für die es schwieriger ist, weil 
ihre Server-Kapazitäten im Home-
office nicht ausreichen. Ingenieure 
oder Verkehrsplaner zum Beispiel.

Sie waren in Berlin an der Planung 
von Sony Center und und Haupt-
bahnhof beteiligt und steuern nun 
die Entwicklung der Hamburger Ha-
fencity. Wie hat sich die Arbeitswelt 
in den vergangenen Jahren verän-
dert?

Arbeitsstrukturen werden flexi-
bler, um unterschiedliche Bedürf-
nisse zu bedienen. Noch im frühen 
20. Jahrhundert ist ein Teil der Lite-
ratur in Wiener Kaffeehäusern ent-
standen. Die Geräuschkulisse dort ist 
so omnipräsent, dass man durch Ein-
zelgespräche nicht gestört wird und 
sich durchaus konzentrieren kann. 
Dass ein Mensch zum Arbeiten abso-
lute Ruhe braucht, gilt also nicht für 
alle. Wir wollen öffentliche Flächen 
schaffen, die auch zum Arbeiten ge-
nutzt werden können. Man kann sich 
dort einen Kaffee bestellen, muss aber 
nicht.

Homeoffice ist also nicht die ein-
zige Alternative zum Firmenbüro …

Nein, es gibt zum Beispiel Unter-

nehmen, die Co-Working-Büros ent-
werfen lassen, die flexibel genutzt 
werden können, auch von Dritten, die 
nicht im eigenen Unternehmen arbei-
ten. So können Mitarbeiter aus ihrem 
eigenen Büro in ein anderes Arbeits-
umfeld wechseln. Damit werden neue 
Möglichkeiten der Zusammenarbeit 
und des Rückzugs geschaffen. Auch 
Baugemeinschaften planen Wohnge-
bäude, die mit gemeinschaftlichen 
Arbeitsräumen kombiniert werden. 
So können berufstätige Eltern, deren 
Kinder am Nachmittag aus der Schule 
nach Hause kommen, kurz in die ei-
gene Wohnung gehen, um sie zu ver-
sorgen.

Eine „Stadt der kurzen Wege“ also. 
Aber was, wenn ich meine Kollegen 
nicht auch noch als Nachbarn haben 
möchte? 

 Wolfsburg ist dafür ein Beispiel. 
Diese Stadt wird von einem Großkon-
zern dominiert. Die Angestellten pen-
deln lieber, als Kollegen in der Stadt zu 
begegnen. Aber: Wenn ein Stadtquar-
tier gut geplant ist und kein einzelnes 
Unternehmen dominiert, kann man 
ein Fremder bleiben.

Welche Nachteile sehen Sie im de-
zentralen Arbeiten?

Laut US-Studien werden diejenigen, 
die nie in der Firma sind, am sozia-
len Aufstieg gehindert. Frauen zum 
Beispiel, die schneller in die Rolle der 
Versorgerin für die Kinder gedrängt 
werden, verlieren so die Option, auf-

zusteigen. Außerdem fehlen Anerken-
nung und Bestätigung von Kollegen. 
Der soziale Austausch in einem Büro 
geht weit über die Kaffeepause hin-
aus. Im Silicon Valley hat man das er-
kannt, weshalb häufiger alle Mitarbei-
ter auch in die Firma kommen müs-
sen.

Und derzeit?
In der Coronakrise habe ich Leute 

sagen hören, dass sie wegen des 
Homeoffice in Zukunft mehr Wohn-
fläche bräuchten. Dafür wollten sie an 
den Stadtrand ziehen, wo sie sich ein 
Haus leisten können. Das wäre eine 
konträre Entwicklung zu den Zielen 
moderner Stadtplanung, den Flächen-
verbrauch und den Verkehr zu redu-
zieren. Wir müssen auch das Wohnen 
in den Städten selbst anders bauen.

 Wie sehen unsere Städte in Zu-
kunft also aus?

Viertel, in denen nur gearbeitet 
oder nur gewohnt wird, wird es lang-
fristig nicht mehr geben. Quartiere 
werden so geplant, dass alles an ei-
nem Ort möglich ist, mit Arbeitsplät-
zen zu Hause, die gut funktionieren. 
Das Verkehrsaufkommen wird sich in 
Metropolregionen verringern, aber 
nicht mehr als 5, vielleicht 10 Prozent 
auf absehbare Zeit. Denn einige Men-
schen werden auch in Zukunft noch 
an getrennten Orten leben und arbei-
ten – unsere falschen Strukturen sind 
langlebig. Mobilität ist zudem auch 
eine soziale Freiheit.

„Nicht alle brauchen 
absolute Ruhe“

Städte werden durch Homeoffice 
flexibler, sparen Flächen und verringern 
den Verkehr, sagt Jürgen Bruns-
Berentelg von der Hamburger Hafencity
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W
ie werden wir 
nach Corona rei-
sen? So selbst-
verständlich und 
unbeschwert wie 
bislang? Oder läu-

tet die Krise eine Zäsur im Touris-
mus ein? Ein Innehalten bei der kli-
maschädigenden Vielfliegerei, eine 
Entschleunigung bei unsrem rastlo-
sen Surfen um die Welt? Sicher ist 
bislang nur: Den Sommerurlaub in 
diesem Jahr können wir vergessen. 
Zumindest den über die Landesgren-
zen hinaus. Dass uneingeschränk-
tes Reisen wieder möglich ist, da-
mit rechnen Experten bestenfalls 
ab Ende März 2021 und schlimms-
tenfalls ab Ende April 2022.

Entzug macht unruhig. Und un-
begrenztes Reisen, Mobilität gehö-
ren zu unserem Lebensstil. Wer sitzt 
nicht in den Startlöchern und war-
tet auf virusfreie Zeiten, um wieder 
an der Amalfieküste Wein zu kosten, 
auf den Kanaren zu wandern oder 
in der Karibik zu baden? Die Pan-
demie hat an den Grundfesten des 
Tourismus gerüttelt: dem Verspre-
chen maximaler Sicherheit und Be-

quemlichkeit bei maximaler Welt-
erfahrung. Nicht bloß die Erfüllung 
von Sehnsüchten nach einer schö-
nen Fremde machte diese Industrie 
so erfolgreich, sondern nicht zuletzt 
die Eliminierung von Ungewissheit, 
die seit jeher zu jeder Reise gehört. 
Wer in früheren Zeiten auf Reisen 
ging oder pilgerte, machte vorher 
sein Testament. Die Wahrschein-
lichkeit, nicht mehr zurückzukeh-
ren, war immer hoch. Der marktför-
mige Tourismus hat vielmehr noch 
jedes kleine Bedürfnis nach Ferne 
und Fremde als Ware verpackt und 
als Sehnsuchtsziel zur Buchung frei-
gegeben. Das Virus erinnert uns da-
ran, dass es gefährlich ist, sein Haus 
zu verlassen.

Zuletzt sprengte das marktför-
mige Reisen alle Dimensionen der 
Umwelt- und Sozialverträglichkeit. 
Im letzten Sommer wurde Over-
tourism zu einem vieldiskutierten 
Phänomen  an altbekannten touris-
tischen Highlights wie etwa Venedig, 
aber auch an neuen Instagram-Hits. 
Das Virus wird unsere überhitzte 
Reiseaktivität nur vorübergehend 
bremsen. Nicht nur unser Lebensstil 

steht dem entgegen, sondern die Dy-
namik unserer Gesellschaft, vor al-
lem ökonomischer Druck: Mit welt-
weit rund 100 Millionen Beschäftig-
ten gilt der Tourismus als einer der 
bedeutendsten Arbeitgeber.

Grenzüberschreitende Reisen ma-
chen 25 bis 30 Prozent des Welthan-
dels aus. Das internationale Brems-
manöver bringt die Wirtschaft vieler 
Länder ins Schlingern. Der Wissen-
schaftler Hartmut Rosa, der die Be-
schleunigung der modernen Zivili-
sation erforscht hat, benutzt das Bild 
vom Fahrrad, das umkippt, wenn 
man es stoppt. Man müsse weiter-
fahren, um in der Balance zu bleiben.

Pauschalreiseveranstalter wer-
den ihr Geschäftsmodell, das aus 
immer individuelleren Bausteinen 
besteht, weiter ausbauen können, 
denn sie waren die Helfer in der 
Krise, die sich im Gegensatz zu an-
onymen Internetportalen um ihre 
Kunden kümmerten. Sie werden sich 
auch weiterhin als Garanten für Si-
cherheit empfehlen. Und wenn es 
knirscht im Getriebe, dann gibt es 
das vertragliche Recht auf Entschä-
digung bei nicht perfekter Erfüllung 

Von Edith Kresta und Christel Burghoff

Mehr Beinfreiheit
Natürlich reisen wir weiter – aber  teurer, pauschaler, überwachter 
und  vielleicht auch etwas besonnener. Alternativen gibt es längst

Spätestens mit Fridays for Fu-
ture hat die bürgerlich-grüne 
Reise klientel entdeckt, dass 
Flugreisen ein Problem sind. Er-
staunlich dabei ist, dass 2019 – 
in dem Jahr, in dem streikende 
Schü ler* innen Woche für Wo-
che gegen den Klimawandel 
demonstrierten – die Zahl der 
Auslandsflüge um vier Prozent 
gegenüber den Vorjahreszah-
len anstieg. Es lief alles weiter 
wie bisher. Nur dass bewusste 
Menschen jetzt mehr darü-
ber sprachen, eigentlich nicht 
mehr fliegen zu wollen. Aber es 
dann doch taten. Um noch mal 
Sonne zu tanken. Oder weil es 
mit dem Auto so lange dauert. 
Und Bahnfahren nicht nur teuer 
ist, sondern auch unbequem. 
Der Hauptgrund ist sicher, dass 
Fliegen ein Garant für die große 
Freiheit ist, immer überall hin-
zukönnen, schnell, bequem und 
günstig. Reisen sind ein Kon-
sumgut, immer zugänglich und 
online buchbar.

Über zwanzig Jahre lang ar-
beite ich schon in der Reisebran-
che. Seit es Billigflieger gibt, also 
etwa seit der Jahrtausendwende, 
sind „Reise“ und „Fliegen“ für 
viele Menschen nicht mehr hin-
terfragte Synonyme. Von Jahr zu 
Jahr fragen Kund*innen selte-
ner nach alternativen Anreise-
möglichkeiten. Dabei sollte Rei-
sen viel mehr sein, als schnell 
und billig von A nach B zu kom-
men. Ein besonderes Erlebnis, 
ein Ausgleich zum Alltag. Viel-
leicht sogar ein Abenteuer.

Seit Beginn der Coronakrise 
erlebe ich den Beginn meiner 
persönlichen Tourismusutopie: 
Es gibt kaum noch Flugverkehr. 
Als Touristikerin, die jetzt Rei-
sen absagt, statt zu planen. Aber 
auch privat. Denn ich wohne in 
der Einflugschneise von Berlin 
Tegel. Alle ein bis zwei Minu-
ten donnerten sonst Flugzeuge 
über unser Haus. Jetzt meldet 
Tegel einen Rückgang des Flug-
verkehrs um 95 Prozent. Bei uns 
zu Hause ist es so ruhig wie noch 
nie. Die eingeschränkte Reise-
freiheit ist für uns ein maxima-
ler Zugewinn an Lebensqualität. 
Ich möchte, dass es so bleibt.

Es ist an der Zeit, den Touris-
mus im Sinne des Klimaschut-
zes auch von staatlicher Seite 
neu zu denken. Dann würden 
nicht Fluglinien oder die TUI mit 
Milliardenkrediten subventio-
niert. Der Flugverkehr würde ra-
sant abnehmen, die verbleiben-
den Flüge würden massiv teurer, 
hohe Klimaschutzabgaben obli-
gatorisch. Dafür würde die Bahn 
endlich billiger und es gäbe ein 
europaweites, gut ausgebautes 
Nachtzugnetz. In Deutschland 
würde nicht nur in Schnellstre-
cken zwischen Ballungszent-
ren investiert, sondern auch 
Urlaubs- und Erholungsregio-
nen wären bequem per Bahn 
erreichbar.

In diesem Sommer können 
wir andere Urlaubsformen aus-
probieren, weil wir dazu ge-
zwungen werden von einem 
Virus. 

Sicher packt uns trotzdem 
hin und wieder das Fernweh. 
Aber vielleicht merken wir auch, 
dass es nicht immer ans andere 
Ende der Welt gehen muss. Viel-
leicht reichen auch ein paar 
Zug- oder Autostunden, um 
Neues zu erleben. Und dann se-
hen wir eine Fernreise vielleicht 
auch wieder als ein Abenteuer. 
Und Abenteuer bucht man nicht 
dreimal jährlich günstig im In-
ternet.  Gaby Coldewey

Keine Flieger 
über Tegel
Meine Utopie: Ich will, 
dass es so bleibt

zugesicherter Leistungen. Im Notfall 
bürgt der Staat, dank der mächtigen 
Lobby der Reiseindustrie.

Airlines sind durch das Virus stark 
getroffen. Sie sind eine systemrele-
vante Branche, so gesehen werden 
Staaten sie nicht fallen lassen, zu-
mindest nicht die „National Carri-
ers“. Bei den kleineren Airlines hin-
gegen könnte es zu einer starken 
Konsolidierung kommen. Zudem 
wollen Fluggäste in der Zukunft 
mehr Abstand zu anderen. Die grö-
ßere Beinfreiheit wird zur Kaufent-
scheidung, der Mittelsitz ein Re-
likt verstaubter Flugzeuge. Das al-
les könnte das Billigfliegermodell 
infrage stellen. Der Wunsch, mehr 
Abstand zu anderen zu haben, wird 
Business- und First-Class-Flüge zum 
Gewinner der Krise machen.

Reisen wird teurer werden. Und 
möglicherweise zum Schrittma-
cher eines von vielen gefürchteten 
Überwachungsregimes, wo neben 
die aufwendigen Sicherheitsvorkeh-
rungen an Flughäfen wegen Terro-
rismus nun die individuelle Überwa-
chung zur Virusbekämpfung durch 
Big Data tritt.

Das Virus sei ein „Terror aus der 
Luft“, meint der Philosoph Byung-
Chul Han und beschwört autori-
täre Verhältnisse. Das Smartphone 
könnte wichtiger als der Reisepass 
werden. Optimistisch gesehen wird 
der Mundschutz keine Pflicht, son-
dern er avanciert zum modischen 
Accessoire, so fundamental wie die 
Sonnenbrille. An den Flughäfen 
wird sich dies zeigen.

Kreuzfahrten, bislang die abso-
lute Boomindustrie, werden um ihr 
Image kämpfen müssen, seit sie zum 
Virengefängnis wurden. Ihre katast-
rophale Umweltbilanz hat kaum je-
manden gestört. Was jedoch in der 
Zukunft viele stören könnte, ist die 
Tatsache, dass man auf einem Kreuz-
fahrtschiff für viele Tage oder gar 
Wochen, mit teilweise Tausenden 
von anderen Menschen auf engem 
Raum lebt. Social Distancing könnte 
zum neuen Distinktionsmerkmal 
werden. Wer es sich leisten kann, 
wird in der Zukunft Individualität 
noch mehr fordern, aber trotzdem 
pauschal buchen. Und vielleicht wird 
selbst im Club wieder gesiezt.

Und die Utopie? Die Hoffnung auf 
Umwelt- und Sozialverträglichkeit? 
Der Gegentrend zum bequemen 
Kon sumismus der meisten Touris-
ten und der Rücksichtslosigkeit tou-
ristischer Expansion hat bereits vor 
Jahrzehnten einen „alternativen“ 
Reisesektor von kleinen Anbietern 
hervorgebracht, der nachhaltig wirt-
schaftet, nun allerdings besonders 
bedroht ist.

Das Virus wird nichts richten, im 
Gegenteil, es wird etliche kleine Pro-
jekte, neue Ansätze und Alternativen 
im Tourismus wirtschaftlich ruinie-
ren. Nach dem globalen Reisestill-
stand braucht es mehr denn je Eigen-
initiative von Kunden, Veranstaltern 
und NGOs und staatliche Förderung 
nachhaltiger Projekte. Jenseits der 
Marktförmigkeit und vor allem in 
Hinblick auf die Klimabilanz.

Die gute Nachricht: Es gibt diese 
Alternativen, es gibt neue Trends: 
Länger, intensiver, weniger  emp-
fehlen tourismuskritische Portale 
längst bei Fernreisen. Und wer hätte 
je gedacht, dass sich heute an prak-
tisch jedem Flüsschen ein gut ausge-
bauter Radweg für Tourenradler fin-
det und dass die hiesige Restnatur 
mit attraktiven „Toptrails“ für Wan-
derer brilliert? Wer geht, macht sich 
widerstandfähiger –  auch gegen den 
Trend des Höher, Schneller, Weiter. 
Und solange wir gezwungenerma-
ßen unsere Entdeckerlust in der 
Nähe ausleben, entdecken wir viel-
leicht auch ein anderes, unaufgereg-
teres Reisen.

Das Virus erinnert  
uns daran, dass es 
gefährlich ist, sein 
Haus zu verlassen
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F
rage: Was haben Ipswich 
Town, Steaua Bukarest, KV 
Mechelen, Roter Stern Bel-
grad, Aston Villa und IFK Gö-
teborg gemein? Nun, sie ha-
ben noch in den 80er Jahren 

Europapokale gewonnen. Damals, als 
der Fußball in Europa seine Blüten zwi-
schen den großen politischen Blöcken 
hindurchzwängte und noch nicht als 
Auswuchs eines beschleunigten Kapi-
talismus daherkam, konnten sich noch 
Mannschaften aus Ländern Hoffnung 
auf die großen Pokale des Fußballver-
bandes Uefa machen, Teams, die heute 
mehr oder weniger in Randlagen ihr 
Business aufziehen, Opfer der Ge-
schichte geworden sind oder auf dem 
Grabbeltisch, an dem sich Geldgeber 
aus Fernost, den USA oder dem Persi-
schen Golf regelmäßig bedienen, nie 
zuoberst lagen.

Der Fußball in Europa hat sich, be-
ginnend in den 90er Jahren, radikal 
verändert: Er ist schneller, schöner, 
spektakulärer geworden. Einerseits. 
Auf der anderen Seite ist er exzessiv, 
maßlos und berechenbar geworden.

Letzteres ist ein Problem, denn Wett-
kämpfe leben nun einmal davon, dass 
man nicht schon am ersten Spieltag 
weiß, wer am Ende der Saison Meister 
wird – Fans in Italien oder Deutschland 
können ein Lied davon singen. Wir re-
den also von Chancengleichheit, Ge-
rechtigkeit, von Abwechslung. In den 
USA sagt man competitive balance zu 
einem Mechanismus, der die unter-
schiedlichen Gewichte in den Sportli-
gen auszutarieren versucht. Dort ope-
rieren sie mit einem Instrumentenkas-
ten, der auch für Europa interessant 
sein könnte: Das Draftsystem, der Sa-
lary Cap oder die Luxussteuer – siehe 
unten stehenden Text – sind Versuche, 
Ausgeglichenheit und ähnliche Start-
bedingungen für alle zu simulieren.

Sicherlich: Die Ligabosse sind keine 
Altruisten, sie wollen mit der Simula-

tion von Verteilungsgerechtigkeit ihr 
„Produkt“ am Markt halten, sie haben 
zumeist auch keine Ahnung von den 
Traditionen in Europa, dem offenen 
Ligabetrieb mit Auf- und Abstieg, der 
großen Rolle der Fans in „eingetrage-
nen Vereinen“, von der 50+1-Regel der 
deutschen Bundesliga. Und doch ist der 
Druck, am bestehenden europäischen 
System etwas zu ändern, groß.

In dem Moratorium, das uns das Co-
ronavirus aufzwingt, ist Zeit, über Ver-

änderungen am bestehenden System 
nachzudenken. Wäre es nicht super, 
wenn der KV Mechelen international 
wieder etwas reißen könnte, IFK Gö-
teborg, Ipswich Town? Brauchen wir 
nicht mehr Diversität auf den großen 
Bühnen des Fußballs? Finden wir uns 
damit ab, dass die Champions League 
am Ende immer nur von einer Hand-
voll Klubs aus Spanien, England, Italien 
und Deutschland beherrscht wird? Hat 
Europa nicht über 50 Nationen? Warum 

Von Markus Völker

Chance gegen Maßlosigkeit
Der europäische Profifußball hat sich in den vergangenen Jahrzehnten unglaublich entwickelt.  

Alle Versuche, ihn zu regulieren, sind gescheitert. Da kommt der Lockdown zur rechten Zeit

Anzeige

Von Thomas Winkler

Man stelle sich vor: Einmal im 
Jahr treffen sich die Dirigenten 
aller deutscher Symphonieor-
chester und dürfen sich reihum 
die Konservatoriumsabsolven-
ten aussuchen. Je schlechter das 
Orchester, desto früher darf es 
ran. So landet die aufstrebende 
Starviolinistin bei der Erzgebir-
gischen Philharmonie Aue, de-
ren letzte Spielzeit nicht so gut 
lief, während die Berliner Phil-
harmoniker in ihren Weltklas-
seklangkörper den eher blas-
sen, bis dahin nur Spezialisten 
bekannten Kontrafagottisten 
integrieren müssen. Wenn er 
dann doch nicht so gut in den 
Gesamtsound passt, wird er wo-
möglich gegen einen älteren 
Konzertmeister eingetauscht, 
der sich in Bielefeld unbeliebt 
gemacht hat.

Klingt absurd? Verstößt nicht 
nur gegen einen Sack von Ge-
setzen, sondern auch gegen 
unveräußerliche Grundrechte? 

Großes Ideal mit  
großen Schwächen

Im US-amerikanischen Profisport sollen komplexe Regelwerke den 
Klubs mehr Chancengleichheit garantieren. Klubbesitzer versprechen 
sich davon mehr Profite. Ob so mehr Gerechtigkeit entsteht, ist strittig

Der Druck, das bestehende 
europäische System im 
Fußball zu ändern, ist groß. 
Die Coronakrise gibt uns die 
Zeit, darüber nachzudenken

nehmen es die Fußballfans hin, vor 
 allem kritische Ultragruppierungen, 
dass Europas Fußball wie eine große 
Zentrifuge funktioniert: Wer nicht die 
Kraft hat, sich an den  Finanztöpfen fest-
zukrallen, wird ins Abseits  befördert?

Es gibt hierzulande natürlich Ver-
suche der Regulierung. Das in dieser 
Dekade von der Uefa eingeführte Fi-
nancial Fairplay ist eine Maßnahme, 
um die Exzesse der großen Mäzena-
tenklubs einzudämmen, aber sie 

darf trotz der aktuellen Anklage von 
Manchester City als gescheitert gel-
ten, weil sich die Uefa in den ver-
gangenen Jahren darauf versteifte, 
kleine Vereine wie KF Tirana, FC Ir-
tysch oder Kardemir Karabükspor 
symbolisch abzustrafen. Im Grunde 
blieb alles beim Alten: Die Topklubs 
um Bayern München, Juventus Tu-
rin, Real Madrid, FC Barcelona, Pa-
ris Saint-Germain oder Liverpool FC 
wuchsen, die anderen kamen nicht 
mehr mit. Sie zementierten ihre 
Sonderrolle und profitierten über-
proportional von den Einnahmen 
in der Champions League, die 2008 
bei 821,9 Millionen Euro lagen und 
2019 schon bei 2,853 Milliarden.

Das Muster wiederholt sich im Gro-
ßen wie im Kleinen. Die Champions 
League funktioniert wie ein Kataly-
sator in einem Prozess, den natürlich 
auch die Premier League in England, 
die Serie A in Italien, die Primera Divi-
sion in Spanien oder – mit Abstrichen – 
die Bundesliga bestimmt. Der Zugang 
zu den Fleischtöpfen ist für die meisten 
Klubs zu einem Nadelöhr geschrumpft. 
Sie haben sich, obgleich als Erstligisten 
firmierend, mit ihrer Zweit- und Dritt-
klassigkeit abgefunden. Dieser Fatalis-
mus der, nennen wir sie: Privilegiert-
Prekären muss durchbrochen werden, 
damit der europäische Fußball wieder 
atmen kann – und nicht in einem Sys-
tem verkrustet, das halb Meritokratie, 
halb Oligarchie ist.

Selbst Uefa-Chef Aleksander Cefe-
rin sieht dringenden Handlungsbe-
darf. „Wir müssen daran arbeiten, ei-
nen ausgeglicheneren Wettbewerb zu 
schaffen“, sagte er im Vorjahr in einem 
Spiegel-Interview und schob die Frage 
hinterher: „Aber wie machen wir das?“ 
Tja, wie? Wären Draftsystem, Salary 
Cap und Luxury Tax nicht ein Anfang? 
Hat uns Corona nicht gelehrt, dass so 
manches machbar ist, wenn Dinge ge-
tan werden müssen?

können, sollten alle Klubs die 
Chance haben, einen Titel zu 
gewinnen. Um diese sportliche 
Chancengleichheit herzustellen 
und zu verhindern, dass sich die 
potentesten Klubs in den gro-
ßen Märkten wie New York oder 
Los Angeles die besten Spieler 
zusammenkaufen, haben alle 
Ligen im Laufe der Jahrzehnte 
drei Instrumente in verschie-
denen Formen eingeführt.

Erstens: das sogenannte Re-
venue Sharing. Gewisse Einnah-
men werden unter allen Klubs 
aufgeteilt. Mal sind es die Fern-
sehgelder, aber vielleicht nur 
die überregionalen. Gelder aus 
dem Verkauf von Eintrittskarten 
werden womöglich verteilt, aber 
nicht die Parkgebühren oder die 
Einkünfte aus den VIP-Suiten. 
Merchandising, lokale Sponso-
ren und internationale Werbe-
verträge? Es ist kompliziert.

Noch komplizierter ist das 
zweite Instrument: der Salary 
Cap. Die Gehaltsobergrenze legt 
fest, wie viel Geld ein Team an 

Spielergehältern zahlen darf. Es 
gibt harte Caps wie in der NFL, 
und gar kein Cap wie im Base-
ball, bei dem stattdessen nur 
die allerreichsten Klubs, deren 
Einnahmen eine gewisse Grenze 
überschreiten, eine sogenannte 
Luxussteuer zahlen müssen. Al-
len Systemen ist gemein, dass 
sie zu hoch komplizierten Re-
gelwerken mit Ausnahmen, Son-
dervorschriften und Zusatzver-
einbarungen geworden sind.

Und drittens schließlich der 
alljährliche Draft, bei dem die 
besten Nachwuchsspieler so 
verteilt werden sollen, dass die 
schlechten Teams besser und die 
guten eher schlechter werden. 
Auch hier gibt es viele Wege: In 
der NFL bekommt das schlech-
teste Team den ersten Zugriff – 
in der NBA wird unter den mie-
sen Klubs gelost, um absichtli-
ches Verlieren nicht zu stark zu 
belohnen. Aber auch der Draft 
ist kein Königsweg zum Erfolg: 
Die Philadelphia 76ers spielten 
jahrelang absichtlich schlecht, 
um sich die Rechte an den drei 
Riesentalenten Joel Embiid, Ben 
Simmons und Markelle Fultz zu 
sichern. Der Erfolg der „The Pro-
cess“ genannten Strategie ist im-
mer noch nicht durchschlagend 
zu nennen.

Ob diese Methoden tatsäch-
lich zu mehr Chancengleichheit 
führen, wurde schon öfter un-
tersucht. Die meisten Studien 
stellten keine messbaren Ef-

fekte fest. Manche kamen gar 
zu dem Schluss, dass sie eher 
zu mehr Ungleichheit führen. 
Denn Gewinnverteilung oder 
Luxussteuer können  Besitzer 
von Klubs in kleinen Märkten 
dazu veranlassen, lieber auf 
eine schlagkräftige Mannschaft 
zu verzichten und geringere Ti-
cketumsätze in Kauf zu nehmen, 
um dank geteilter Fernsehgel-
der und Ausgleichszahlungen 
erfolgreicherer Klubs doch noch 
satte Gewinne einzustreichen.

Allerdings ist schon die 
Grundannahme des Modells, 
sportliche Ausgeglichenheit 
führe zu größerem Interesse an 
einer Liga, strittig. Als die Boston 
Celtics mit dem legendären Bill 
Russell in den 60er Jahren zehn 
Titel in Folge gewannen, stand 
die NBA kurz vor der Pleite. Als 
Michael Jordans Chicago Bulls 
in den 90er Jahren sechsmal 
Champions wurden, ging die 
NBA global durch die Decke. Es 
ist eben kompliziert.

Stimmt. Ist aber im US-ameri-
kanischen Sport gang und gäbe.

Die Mehrzahl der amerikani-
schen Sport-Ligen ist organisiert 
wie eine Fastfoodkette. Die Liga 
selbst organisiert die Marke, die 
Klubs sind Franchise nehmer. 
Meist bestimmen die Klubbe-
sitzer die Strategie der Liga. Da-
mit diese Unternehmen mit ge-
sicherten Umsätzen planen kön-
nen, gibt es keinen Auf- oder 
Abstieg. Klubs können von einer 
Stadt in eine andere umziehen, 
um ihre Umsatzchancen zu ver-
bessern. Neue Franchisenehmer 
müssen eine Aufnahmegebühr 
zahlen, die den anderen zugu-
tekommt. Eine Liga wie die NFL 
besitzt faktisch ein Monopol auf 
den nordamerikanischen Profi-
Football-Markt, aber obwohl sie 
Unternehmen mit Profitabsich-
ten sind, haben es die meisten 
Profiligen erreicht, bei der Poli-
tik Ausnahmen von der Kartell-
gesetzgebung durchzusetzen.

Damit alle Franchises wirt-
schaftlich erfolgreich sein 

1. Mai 2020:
Soziale Grundrechte
stärken
Freiheitsrechte schützen, Arbeitnehmerrechte stärken!
Mitbestimmung stärken, Arbeitnehmerschutzgesetze verteidigen.

Schutzschirm für Beschäftigte, statt allein für
Unternehmen
Arbeitgeber an Refinanzierung beteiligen, Kurzarbeitergeld
auf 90 Prozent, keine Massenentlassungen nach Kurzarbeit.

Von der Krise lernen: Öffentlichen Daseinsvorsorge
stärken, Privatisierung verbieten
Einen starken Sozialstaat – keine Rendite mit Altersvorsorge,
Gesundheit und Pflege.

Weitere Infos:
www.linksfraktion.de
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D
ie Kanzlerin war 
am Dienstag-
nachmittag ei-
nige Minuten lang 
sprachlos und un-
scharf. Dann funk-

tionierte die Videoleitung aus 
dem Kanzleramt wieder. Ge-
rade rechtzeitig, damit Angela 
Merkel ihre wichtigste Botschaft 
beim „Petersberger Klimadia-
log“ loswerden konnte: Die Bun-
desregierung steht nun auch of-
fiziell zum Ziel, die EU-Emissi-
onen von CO2 bis 2030 um „50 
bis 55 Prozent“ zu senken. Und: 
Deutschland wird beim EU-Rats-
vorsitz in der zweiten Jahres-
hälfte den „Green Deal“ der EU 
unterstützen und bei seinen ei-
genen Konjunkturprogrammen 
„immer auch den Klimaschutz 
ganz fest im Blick haben“.

Die Wirtschaft nach der Co-
ronakrise „besser wieder aufzu-
bauen“, wie UN-Generalsekretär 
Antonio Guterres formulierte, 
war die zentrale Forderung 
des diesjährigen Treffens von 
etwa 30 UmweltministerInnen 
und VertreterInnen von Wirt-
schaft, Wissenschaft und Um-
weltverbänden. Die Stimmung 
heißt: Jetzt oder nie. Wenn Bil-
lionen für die Rettung der Wirt-
schaft fließen, ist das Chance 
und Risiko zugleich. Geht das 
Geld an die Richtigen, kann es 
einen Sprung in eine nachhal-
tige Zukunft geben. Geht es an 
die Falschen, lösen sich Klima-
ziele und grüne Investitionen 
für die nächsten Jahrzehnte in 
nichts auf.

Die Klimaszene treibt eine 
Angst um: Gerade 2020, wo die 
UN-Staaten sich zu neuen Kli-
maplänen verpflichten sollten, 
könnte das Klima unter die Co-
rona-Räder geraten. Denn durch 
die aktuelle Rezession sinken 
zwar die weltweiten CO2-Emis-
sionen um etwa 5 bis 9 Prozent, 
aber das ist nicht von Dauer. Die 
Pandemie überlagert alle ande-
ren Themen. Und durch Lob-
byarbeit der fossilen Indust-
rien könnten die Konjunkturpa-
kete der Umwelt mehr schaden 
als nützen. So wie 2009, als die 
Hilfsprogramme nach der Fi-
nanzkrise nicht nur die Schul-
denkrise lostraten, sondern 
auch die weltweiten CO2-Emis-
sionen auf neue Rekordhöhen 
katapultierten.

Das soll nun um jeden Preis 
verhindert werden, beschworen 
die Teilnehmer des virtuellen 
Treffens in Berlin. Sowohl aus 
Deutschland, Großbritannien, 
der UNO, Ruanda, Japan und erst 
recht aus Verbänden und Teilen 
der Wissenschaft war der Tenor: 
Investiert in die grüne Zukunft, 
nicht in die „braune Industrie 
der Vergangenheit“, wie der bri-
tische Starökonom Sir Nicholas 
Stern zusammenfasste.

Genau auf diesem Weg sind 
aber die Staaten inzwischen. 
Das zeigt der „Green Stimulus 
Index“, den die Strategiebera-
tung Vivid Economics und die 
NGO Finance4Biodiversity vor-
gestellt haben: Von den weltweit 
insgesamt etwa 7,3 Billionen US-
Dollar Sofortmaßnahmen floss 

Von global 7,3 Billionen Dollar 
Staatshilfen fließen 840 Milliarden 
ohne Öko-Auflagen in Branchen 
mit Umweltproblemen wie Energie, 
Verkehr, Industrie und Agrar

päischen Investitionsbank und 
durch Umschichten existieren-
der Fonds. Neues Geld war kaum 
eingeplant. Jetzt aber „wird der 
Markt mit Cash geflutet, das 
kann bis zu 3.000 Milliarden 
gehen“, sagt Markus Trilling, Fi-
nanzexperte des Netzwerks CAN 
Europe. „Die Mitgliedsstaaten 
können sich so hoch verschul-
den wie sie wollen, die Regeln 
für staatliche Beihilfen wurden 
gelockert“ – allerdings fehlten 
klare Umweltvorgaben. Die EU-
Kommission, sagen auch an-
dere Beobachter, dränge die Mit-
gliedstaaten bisher zu wenig da-
rauf, die nationalen Töpfe mit 
der Stoßrichtung „Green Deal“ 
auszustatten. „Die Kommission 
muss da eine sehr deutliche An-
sage machen“, heißt es.

Für Deutschland hat der 
Thinktank Agora Energiewende 
einen konkreten Vorschlag ge-
macht: Mit 100 Milliarden Euro 
Staatsgeld solle die Kaufkraft ge-
steigert und grünes Investieren 
erleichtert werden. 22 Milliar-
den Euro an Hilfen könnten den 
Strompreis für Haushalte um 
20 und für die Industrie um 25 
Prozent senken, die EEG-Umlage 
solle 5 Cent pro Kilowattstunde 
weniger betragen. 15 Milliarden 
sollten in grüne Industrieanla-
gen wie CO2-arme Hochöfen und 
grünen Wasserstoff fließen. Mit 
20 Milliarden könnten Ölhei-
zungen gegen elektrische Wär-
mepumpen ausgetauscht wer-
den und Gebäudesanierung im 
großen Maßstab möglich ma-
chen. Für moderne Busse, bes-
sere Mobilität auf dem Land und 
die Umrüstung von Pkw-Flotten 
auf E-Mobile müssten 15 Milliar-
den ausgegeben werden.

Für den Ökonomen und Di-
rektor des Potsdam Instituts für 
Klimafolgenforschung (PIK), 
Ottmar Edenhofer, ist ein „eu-
ropäischer Investmentfonds“ 
nötig, der langfristige verbil-
ligte Kredite vergibt oder sich 
mit einer geringeren Rendi-
teforderung am Eigenkapital 
von Firmen beteiligt, die sich 
zu Klima-Auflagen verpflich-
ten. Dies wäre zugleich ein eu-
ropäisches Solidarprojekt, er-
klärt er. Mit viel Geld könne ein 
solcher Fonds etwa die Elektro-
mobilität oder die Entwicklung 
von grünem Wasserstoff ankur-
beln und in ganz Europa, aber 
auch gezielt in Ländern wie etwa 
Bang ladesch, die Kapitalkosten 
für grüne Investments senken.

„Einfach die bisherigen För-
derprogramme in XXL-Format 
aufzublasen wird nicht funk-
tionieren“, sagt Edenhofer. Ge-
braucht werde auch ein höhe-
rer CO2-Preis, der bislang in 
den Konjunkturprogrammen 
aber fehle. Daher solle dieser zu-
mindest indirekt durch günsti-
gere Kredite für nachhaltige In-
vestitionen berücksichtigt wer-
den. „Der CO2-Preis sollte das 
zentrale Steuerungselement 
sein. Das ist wie im Auto: Da 
kann man mit einem Konjunk-
turprogramm gewissermaßen 
den Motor hochjagen, wie man 
will, ohne ein Lenkrad fährt 
man aber vor die Wand.“

Von Bernhard Pötter

Jetzt 
oder nie
Um die Wirtschaft zu retten, 
fließen nun auf der ganzen Welt 
Billionen von Euro  
in Konjunkturprogramme.  
Werden diese richtig umgesetzt, 
können sie die Klima-  
und Naturkrise bremsen. 
Wenn nicht, dann wird  
es brenzlig

Von Anja Krüger

Am Halleschen Ufer in Berlin-Kreuzberg ist 
ein Teil der Straße mit gelben Streifen abge-
trennt, darauf stehen rot-weiße Barken. Der 
grüne Bundestagsabgeordnete Stefan Gelb-
haar radelt entspannt die breite Spur entlang, 
die es erst seit Kurzem gibt. Überholende Rad-
lerInnen können den Corona-Sicherheitsab-
stand von 1,5 Metern gut einhalten. Die Straße 
ist stark befahren. Ohne die neue Spur wäre es 
für RadlerInnen hier unangenehm – oder sie 
müssten auf den Fußweg ausweichen. „Es wird 
spannend, ob das Erreichte bestehen bleibt“, 
sagt Radverkehrsexperte Gelbhaar.

Ob Berlin, Bogotá oder Budapest – in vie-
len Städten werden derzeit vorübergehende 
Radspuren eingerichtet, sogenannte Pop-up-
Bike-Lanes. Denn im Moment fahren viel mehr 
Leute mit dem Rad. Die Coronakrise zeigt: Wo 
ein Wille ist, ist auch schnell ein Radweg.

Der Begriff „Pop-up-Bike-Lanes“ kommt aus 
Nordamerika. Dort experimentieren Städte wie 
New York schon seit Jahren mit temporären 
Radstreifen, weiß Burkhard Stork, Geschäfts-
führer des Fahrradverbands ADFC. „Es hat sich 
gezeigt, dass es das Sicherheitsempfinden stei-
gert, wenn etwas zwischen Radstreifen und Au-
tostraße steht“, sagt er. 

Im kanadischen Vancouver wurde die Innen-
stadt während der Olympischen Spiele für den 
Autoverkehr gesperrt. Dann entstand ein gu-
tes Radnetz. Vancouver könnte ein Vorbild sein, 
wie die Coronakrise die Radinfrastruktur ver-
ändert, sagt Stork. „Man sieht daran: Ein Ereig-
nis und temporäre Maßnahmen bringen auf 
Dauer etwas.“

Der Impuls für die jetzige weltweite Radwe-
gewelle kam aus der kolumbianischen Haupt-
stadt Bogotá. Dort waren die Straßen schon 
vorher sonntags gesperrt. In der Corona krise 
hat Bogota das Sonntagsprogramm ausge-
dehnt und etliche temporäre Radstraßen aus-
gewiesen. „Das war die Initialzündung für viele 
Städte“, sagt Stork. In Budapest oder Mailand 
etwa entstehen neue Radwege. In Mexiko-
Stadt, Minneapolis oder Calgary wurden Stra-
ßen für Autos gesperrt und für FußgängerIn-
nen und RadfahrerInnen geöffnet.

In Deutschland gibt es neue Radspuren bis-
lang vor allem in Berlin, wo die Verwaltung 
fahrradfreundlich ist. „Aus anderen deutschen 
Städten sind uns bisher keine Initiativen be-
kannt, die von der Verwaltung angestoßen wur-
den“, sagt Jürgen Resch von der Deutschen Um-
welthilfe. „Vielmehr werden Bürgerinnen und 
Bürger selbst aktiv, wie in Stuttgart, Frankfurt 
oder Freiburg.“ 

In Stuttgart etwa haben BürgerInnen auf ei-
gene Faust Pop-up-Radwege für einige Stunden 
aufgebaut. Die DUH hat Anträge an 204 Stadt-
verwaltungen geschickt und sie aufgefordert, 
Verkehrsflächen für Fahrräder umzuwidmen. 
Zum Beispiel in Köln, Frankfurt am Main oder 
Dresden würden sich die Behörden jetzt damit 
beschäftigten, weitere Kommunen haben an-
gekündigt, das zu tun.

Nicht alle freuen sich über diese Entwick-
lung. „Aus unserer Sicht wäre dem Radver-
kehr mehr geholfen, wenn die Radverkehrs-
infrastruktur nachhaltig verbessert und ent-
lang der üblichen Planungsprozesse gestaltet 
würde“, sagt ein Sprecher des ADAC. Übereilte 
Maßnahmen könnten zu neuen Gefahren füh-
ren, weil sich RadlerInnen etwa vor abbiegen-
den Bussen in Acht nehmen müssen.

Der ADAC findet, temporäre Radspuren soll-
ten mit der Coronakrise verschwinden. Der Ab-
geordnete Gelbhaar hofft das Gegenteil. In der 
Coronakrise sei die Wertschätzung fürs Rad ge-
stiegen. „Das Fahrrad gilt als systemrelevant. 
Das ist neu“, sagt Gelbhaar. Diese Wertschät-
zung fällt auf fruchtbaren Boden, glaubt er. 
Denn immer mehr Menschen engagieren sich 
für eine bessere Radinfrastruktur. Sie bekom-
men jetzt Rückenwind.

Impuls  
aus Bogotá
Die Pandemie zeigt in vielen 
Städten: Wo ein Wille ist,  
ist auch schnell ein Radweg

„Es wird spannend, ob das 
Erreichte bestehen bleibt“
Stefan Gelbhaar, Radverkehrsexperte  
der Bundestagsfraktion der Grünen

der Löwenanteil an private 
Haushalte und in den Konsum. 
11 Prozent, immerhin 840 Mil-
liarden, kamen aber Branchen 
zugute, die die Umwelt schädi-
gen: Energie, Verkehr,  Industrie, 
Landwirtschaft. Dazu gehören 
Steuervorteile und Subventio-
nen für Ölgesellschaften, der 
Neubau von Kohlekraftwerken 
oder die Rettung von Flugge-
sellschaften (allein in Europa 
fordern diese mehr als 12 Milli-
arden Euro) – und alles ohne ir-
gendeine Öko-Bedingung.

Den deutlichsten umwelt-
schädlichen Fußabdruck dabei 
hinterlassen dabei die USA, aber 
auch Japan, Südkorea, Kanada 
und Australien. Deutschland 
steht mit seinen Plänen in Eu-
ropa bisher am schlechtesten da.

Dabei könnte frisches Geld in 
den richtigen Kanälen viel be-
wirken. Eine Berechnung der 
Analysefirma Climate Action 

Tracker für die Petersberg-Kon-
ferenz zeigt, dass grüne Kon-
junkturprogramme dazu beitra-
gen könnten, die Investitionen 
in Öko-Techniken zu steigern 
und dreckige Geldanlagen zu 
bremsen. So könnten die CO2-
Emissionen bis 2030 nahe an 
einen klimaverträglichen Pfad 
kommen. Aber die Experten 
warnen auch: Wenn die Regie-
rungen es falsch machen, könn-
ten die Emissionen noch mehr 
steigen als befürchtet.

Konkret raten die Climate Ac-
tion Tracker zu Hilfen für erneu-
erbare Energien, weniger Sub-
ventionen für Fossile, Geld für 
Busse und Bahnen und Ladesäu-
len für E-Mobile, mehr Energie-

effizienz in der Industrie, ver-
stärkte Gebäudesanierung und 
Rettung von Wäldern und Natur-
flächen. Auf keinen Fall, warnt 
die Studie, sollten die Regierun-
gen in der Krise dagegen beste-
hende Umweltregeln lockern 
oder Staatshilfen ohne jede öko-
logische Bedingung austeilen. 
Beides geschieht gerade: In den 
USA etwa streicht die Trump-
Regierung viele Öko-Auflagen, 
China baut neue Kohlekraft-
werke und auch der Bundes-
verband der deutschen Indust-
rie, der BDI, möchte die EU-Kli-
maziele für 2030 „dringend auf 
den Prüfstand stellen“. Bei den 
aktuellen Gesprächen zur Ret-
tung der Lufthansa ist Klima-
schutz kein Thema.

Die EU will den grünen Um-
bau der Wirtschaft zwar weiter-
hin „als unser Wachstumsmo-
dell“ definieren. Im Frühjahr 
2020 präsentierte Kommissi-

onschefin Ursula von der Leyen 
Details und Finanzierung des 
„Green Deal“, mit dem Europa 
bis 2050 klimaneutral werden 
soll. Die Liste klingt wie die von 
Carbon Trackers: mehr Öko-
Energien, gedämmte Gebäude, 
grüne Stahl-Herstellung, eine 
ökofreundliche Landwirtschaft, 
ein neues Klimagesetz und ver-
schärfter Emissionshandel. Un-
ter dem Druck der Krise hat die 
Kommission aber bereits einige 
Vorhaben verschoben.

Eins der Probleme beim 
„Green Deal“ war das gewal-
tige Preisschild: 1.000 Milliar-
den Euro in sieben Jahren sollte 
die grüne Zukunft kosten – aus 
dem EU-Haushalt, von der euro-



Von Julian Weber

Die Erde mag ja der schönste Platz 
im All sein, ein Wattebausch ist sie 
nicht, eher ein unwirtlicher Ort, an 
dem sich zuletzt die Katastrophen 
häuften: Klimaerwärmung is real. 
Die in London lebende bildende 
Künstlerin Franziska Lantz beschäf-
tigt dieses Thema mehr als viele an-
dere. Sie realisiert dazu Installatio-
nen und produziert tumultuöse 
elektronische Tanzmusik, die klingt 
wie ein Furunkel, der vor lauter An-
spannung rumort. In Titeln wie „Ex-
panding Arid Zones“ und „Forming 
Tropical Cyclone“ ruft Lantz’ Sound 
in Erinnerung, dass die Ruhe der Ge-
genwart trügerisch ist. „Ich drücke 
mich durch Klimakapriolen aus, das 
ist für mich interessanter, als pla-
kative Botschaften zu machen, es 
gibt mir außerdem mehr kreativen 
Spielraum.“ Faszinierend an Lantz’ 
Werk ist, dass ihr Ansatz dokumen-
tarischen Charakter hat. Es wirkt so 
elementar, dass man den fiktiona-
len Anteil fast übersieht. Was auch 
daran liegt, dass die Schweizerin in 
ihren Vorstellungswelten Alarmis-

mus nicht zur leeren Provo-Geste 
ästhetisiert.

„Wetter ist Inspiration für meine 
Musik, für die Kunst, für Materia-
lien und Sounds. Ich achte auf die 
Umwelt. Mehr als andere hänge ich 
ab vom Klima. Das ist immer ver-
bunden mit emotionalen Zustän-
den. Ich nenne es: auf die Welt hö-
ren. Vielleicht schaffe ich es so auch, 
andere zum Nachdenken zu bewe-
gen.“

Lantz’ Kunstwerke bestehen aus 
Found-Art, Gegenständen, die die 
45-Jährige bei Streifzügen entlang 
der Themse sammelt. Damit denkt 
sie sich postapokalyptische Höh-
lenszenen aus, wie in der Ausstel-
lung „Heatwaves, Droughts and 
Heavy Rainfall“: In einem kahlen 
weißen Raum baumeln Knochen 
an einem Garderobengestell. Einst 
als  Metzgereiabfall in den Fluss ge-
kippt, kamen die Knochen bei Ebbe 
zum Vorschein. Am Boden stehen 
blau-gelbe Plastikkanister, umfunk-
tioniert zu simplen Trommeln; ein 
Accessoire bleibt unangetastet: 
In der Ecke steht ein Plattenspieler.

Musik spielte immer eine Rolle 

bei Franziska Lantz. Als Teenagerin 
trommelte sie am Schlagzeug, hatte 
aber Bühnenangst, konnte nicht in 
Bands spielen. Durch den Umweg 
bildende Kunst hat sie dies über-
wunden. Heute geht Lantz virtuos 
mit Drummaschinen und Synthe-
sizern um, jammt auch live. Sie jagt 
ihre Hardware durch Effektgeräte, 
verfremdet, zerstört die gerade ent-
stehenden Sounds wieder. „Ich gebe 
der Klangskulptur damit eine an-
dere Richtung. Wie bei den Gegen-
ständen, die ich für meine Instal-
lationen einsetze, sind auch meine 
Töne keine ungehörten futuristi-
schen Klänge, sondern Material, 
das lange am Grund des Klangoze-
ans lag, das ich nun geborgen habe.“

Viele ElektronikproduzentInnen 
pushen momentan Entschleuni-
gung, Zurückhaltung. Das ist Lantz’ 
Sache nicht. Ihre Musik klingt bra-
chial, ist körperlich erfahrbar. Ihren 
Frontalansatz nennt die Londone-
rin „Survival Techno“. Drei Alben 
hat sie bisher auf ihrem eigenen La-
bel Global Warming veröffentlicht. 
Sehr gelungene Zeugnisse gegen 
Lethargie, hohle Affirmation und 

blinden Konsumismus. Die Sound-
Rohheit ist Ergebnis einer intensi-
ven Auseinandersetzung mit der 
Umwelt. Zwischen ihrer wohlbe-
hüteten Sozialisation auf dem Land 
bei Basel und ihrem Alltag in Lon-
don, wohin sie 1998 zum Studie-
ren kam und seither lebt, liegt ein 
himmelweiter Unterschied. „In der 
Schweiz war ich ständig im Freien, 
meine Kindheit in Beschaulichkeit 
war wohlbehütet. Wir waren oft im 
Wald. In London habe ich die Schön-
heit anderswo entdeckt, im Häss-
lichen und im Krassen. Das Tou-
ghere habe ich als Szenenwech-
sel gebraucht.“ Verwirklicht sehen 
möchte Franziska Lantz in naher Zu-
kunft gerne Artikel 1 der Erklärung 
der Menschenrechte. Alle Men-
schen sind frei und haben die glei-
chen Rechte. „Hier in London erlebe 
ich täglich, wie Menschen ihre An-
dersheit hervorheben, anstatt anzu-
erkennen, dass alle die gleichen Be-
dürfnisse haben.“ Egozentrik gibt es 
reichlich, Franziska Lantz entdeckt 
in ihrer Kunst etwas Größeres als 
nur sich selbst und appelliert un-
aufdringlich an das Grundsätzliche.
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Von  Andreas Fanizadeh

Das 
Strahlende 

und das 
Schreckliche

Alexander Kluge, Ferdinand von Schirach und 
Frank Castorf – Nachdenken über eine 

Pandemie und einen Poltergeist 

D
as Grundgesetz schützt 
das Leben nicht um je-
den Preis,“ sagt Ferdi-
nand von Schirach im 
Gespräch mit Alexander 
Kluge. Die beiden – Schi-

rach, Jurist und Schriftsteller, Kluge 
Filmemacher, Autor, Anwalt und Phi-
losoph – verabredeten sich Ende März 
über einen Instant-Messaging-Dienst 
zu zwei Gesprächen über die Corona-
pandemie und deren Folgen. Ihr Dia-
log liegt ab jetzt als E-Book vor, mit dem 
11. Mai auch gedruckt, Titel „Trotzdem“ 
(Luchterhand Verlag). Ihre Unterhal-
tung kreist um die Pandemien in der 
Geschichte, kulturelle Verarbeitungen 
sowie staatstheoretische Überlegun-
gen. Als Kluge und von Schirach mit-
einander sprachen, Ende März, stand 
die deutsche Gesellschaft noch weitge-
hend unter Schock, dystopisch anmu-
tende Bilder wie aus Norditalien wollte 
man so hier in Deutschland nicht pro-
duzieren.

Der britische Premier Boris Johnson 
war damals das Sinnbild für chauvinis-
tischen Leichtsinn, partikularen Egois-
mus und laute Phrasen. Er landete auf 
der Intensivstation. Danach folgte auch 
Großbritannien den Geboten der Ver-
nunft. Das Bild des schwer kranken 
Premiers vertrieb jenes der falschen 
Utopie einer von Globalisierung und 
Pandemie angeblich unbeeindruckten 
Insel. Utopien als festgezurrte dogmati-
sche Vorstellungen sind zumeist trüge-
risch. Sie markieren zugespitzte Hoff-
nungen, sind jedoch oft widerspruchs-
frei und wenig alltagstauglich.

Nun können wir aber nicht ohne 
Vorstellungen und Wünsche über das 
schnöde Dasein hinaus befriedigend 
leben und existieren. Aber bei falscher 
Abwägung landet man auf der Inten-
sivstation, wie Boris Johnson. Doch so 
leicht ist es nicht. Jede Person kann die 
Pandemie ereilen, die die Ratschläge 
von Politik und Wissenschaft befolgt. 
Das macht die Sache so unübersicht-
lich und wirft rasch Fragen nach der 
Verhältnismäßigkeit der Mittel auf. 
Denn, „das Grundgesetz schützt das Le-
ben nicht um jeden Preis“. Sonst gäbe es 
nicht einmal den Autoverkehr.

Der Berliner Virologe Christian Dros-
ten stellte zu Beginn der Corona-De-
batte in Deutschland fest, dass, soll-
ten die strikten staatlichen Maßnah-
men zur Bekämpfung der Pandemie 
erfolgreich sein, es viele kaum dan-
ken würden. Was der Mensch nicht 
unmittelbar erlebt, das existiert 
für ihn oft nicht. Bei Erfolg – nied-
rigen Pandemie-Zahlen – beginnen 
viele über die Einschränkungen zu 
murren. Theoretiker wie Agamben, 
Sloterdijk oder Žižek bedienen bürger-
liche Unzufriedene. Die Bilder der für 
den Abtransport der Leichen in Nord-

italien bereit gestellten Militärlastwa-
gen beginnen hinter dem frischen Füh-
lingsgrün zu verschwinden. Statt auf-
gereihter weißer Kühllaster für die 
Toten in New York will man wieder 
sich öffnende Eisdiele sehen.

„Meine Erfahrung aus der DDR sagt 
mir, dass mir niemand vorschreibt, wie 
ich mich benehmen muss“, sagt der 
ehemalige Volksbühnen-Chef Frank 
Castorf im Gespräch mit Spiegel+. Er 
will nicht Abstand an der Fleischtheke 
halten und sich auch nicht die Hände 
waschen müssen. Von der Kanzlerin 
mit dem „weinerlichen Gesicht“ will er 
gleich gar nichts wissen. An der Spitze 
des heutigen Deutschlands stünden 
ohnehin nur Politiker, „deren Inkom-
petenz allen klar ist“. Das Theater hin-
gegen, es sei „dafür da, daran zu erin-
nern, dass wir den Tod nicht abschaffen 
können“. Bei nur 6.000 Corona toten in 
Deutschland und geschlossenem Büh-
nenbetrieb kann einer wie Cas-
torf ganz schön pampig werden. 
Und sich fragen, ob Männer wie 
Trump oder Putin nicht doch die 
bessere Politik repräsentieren. Der 
Sound der Querfront.

Von Schirach interpretiert die 
Kanzlerin ent-
gegenge-
setzt. Er 

schätzt an ihr, dass „sie als ehema-
lige Bürgerin der DDR weiß, was diese 
staatlichen Beschränkungen bedeu-
ten“. Und er sieht „ihr Ringen um das 
richtige Maß“, hebt ihre Appelle an die 
Freiwilligkeit der BürgerInnen hervor.

„Aus der Katastrophe erwächst etwas 
Neues“, könnte man mit Kluge Wutbür-
gern wie Castorf entgegnen. Und auf 
den Zusammenhang von Dystopie und 
Utopie verweisen, um hier mit Dante 
nach Kluge zu enden: „In der ‚Göttli-
chen Komödie‘ von Dante Alighieri, 
heißt es am Schluss, wenn Vergil und 
Dante die Hölle wieder verlassen: ‚Und 
wir entstiegen aus der engen Mün-
dung / Und traten vor zum Wieder-
sehn der Sterne.‘ “ Und mit Kluge fra-
gen: „Welche Sterne werden wir nach 
der Pandemie sehen?“

Franziska 
Lantz
spielt beim 
Londoner 
Radio 
Resonance 
FM wöchent-
lich eine 
Session: 
http://
driftshift.
blogspot.com. 
Musik 
veröffentlicht 
Lantz auf 
ihrem eigenen 
Label: https://
globalwar-
mingrecords.
bandcamp.
com
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Artikel 1:
Bedürf­
nisse
Die in London lebende 
Schweizer Künstlerin 
Franziska Lantz macht 
Kunst und elektronische 
Musik, die den 
Klimawandel mitdenkt  
und Grundsätzliches  
in der Krise thematisiert
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N
ehmen wir an, die 
Menschheit wäre 
an einem tödli-
chen Virus zu-
grunde gegangen, 
ausgestorben. Im 

Misanthropozän träumt man 
schon mal von so was. Was 
würde passieren? Beobachten 
kann man so etwas seit der Re-
aktorkatastrophe von Tscherno-
byl: Ein menschenentleertes Ge-
biet erweist sich für die Pflan-
zen- und Tierwelt als „wahres 
Paradies“, wie Biologen diese 
„Todeszone“ nennen. Was in 
den Nationalparks bewaffnete 
Wächter tun, die Störungen in 
der natürlichen Entwicklung 
der Arten verhindern, das be-
sorgt in Tschernobyl die radio-
aktive Strahlung.

Unter den Insekten verur-
sachte sie anfangs Missbildun-
gen. Aber die unbenutzten Flä-
chen mit Wasser, Wäldern, Wie-
sen wirkten wie ein Magnet auf 
die Pflanzen und Tiere.

Vögel und Fledermäuse hat-
ten als Erste die 3.500 Quadrat-
kilometer große „Sperrzone“ re-
kognostiziert. Aber wie wir aus 
den imperialistischen Kriegen 
wissen: Die Lufthoheit allein 
tut es nicht, man braucht Boden-
truppen. Und die kamen auch: 
Rehe, Hirsche, Elche, Mäuse, 
Wölfe, Füchse, Biber, Fischot-
ter, seit Kurzem auch Wisente. 
Und diese Tiere zogen wieder 
andere Tiere und Pflanzen nach 
sich, nicht zuletzt Insekten. Bald 
waren alle Nischen besetzt und 
die Nutzpflanzen verschwun-
den. In einem solchen „Schutz-
gebiet“ kann es nur eine „Öko-
logie ohne Natur“ geben, denn 
„die Natur“ – oder was man so 
nennt – wäre mit den Menschen 
verschwunden.

Die Idee stammt vom Phi-
losophen Timothy Morton. In 
seinem gleichnamigen Buch 
versteht er darunter eine 
Menschheit, die sich mit der sie 
umgebenden Restnatur so innig 
identisch macht, dass sich der 
Naturbegriff auflöst. Die Ent-
wicklung geht heute noch in 
die entgegengesetzte Richtung 
einer Auflösung der Biologie – 
in Physik und Chemie.

Es gibt viele von Menschen 
verlassene Riesenflächen. Der 
Philosoph Fahim Amir spricht 
in seinem Buch „Schwein und 
Zeit‘“ (2018) statt von einem „Pa-

radies“ von einem „ironischen 
Artenschutz“ – dank ABC-Waf-
fenproduktion: Allein in den 
USA gibt es 3.000 damit „ver-
seuchte Gebiete“. Ihre Entgif-
tung ist unfinanzierbar. Als Bio-
logen entdeckten, dass sich dort 
viele Tiere und Pflanzen ansie-
delten, machten sie daraus die 
„ironischsten Naturparks der 
Nation“, wo Ranger und Wissen-
schaftler Jobs fanden. Den Be-
griff prägten die im „Denver Ro-
cky Mountain Arsenal“ der U.S. 
Army (dem giftigsten Ort Ame-
rikas), auf einem Areal von 69 
Quadratkilometern arbeitenden 
Naturschützer für das sich dort 
seit 1984 entwickelnde „Wildlife“.

Ein solches kann sich auch 
ohne Gifte und gefährliche 
Strahlen entwickeln, wenn die 
Menschen sich zurückziehen: 
Allein in Sibirien betrifft das 
weit über 15.000 Dörfer, die 
man teils nicht mehr sieht, weil 
Pflanzen sie überwucherten 
und Wind und Wetter sie flach-
legten. Es gibt dazu eine „Schwa-
che Dörfer – starke Wölfe“-Theo-
rie. Überall werden Siedlungen 
aufgegeben. Der Stern berich-
tete 2019 über „Geisterdörfer, 
-hotels und -industrieanlagen“ 
– in Thüringen. An all diesen Or-
ten entwickelt sich sofort ein re-
ges Fauna-und-Flora-Leben.

Die Elbe trennt Klimaräume: 
Westdeutschland ist atlantisch 
geprägt und Ostdeutschland 
kontinental. Im Grunde reicht 
im Osten die boreale Zone, Tun-
dra und Steppe bis in die Mon-
golei. Dementsprechend waren 
einst auch ihre Tiere und Pflan-
zen verbreitet. Als das ZDF einen 
Film über die Wolga drehte, ver-
pflichteten sie Wladimir Kami-
ner, etwas mehr Russisches in 
den Film zu bekommen, denn: 
„Die Landschaft ist zwar wun-
derschön, aber exotische Tiere 
kann die mittelrussische Ebene 
nicht bieten. Die Fauna an der 
Wolga ist den Deutschen gut ver-
traut, Wildschweine und Elche, 
Biber und Schildkröten, Adler, 
Mäuse und viele Mücken. Das 
einzige Tier, das es nur an der 
Wolga gibt, ist der Desman: ein 
Wassermaulwurf.“ Er wurde we-
gen seines Fells stark verfolgt, 
nun aber, ohne Menschen, wird 
er sich langsam bis an die Elbe 
verbreiten – und darüber hin-
aus. Es gibt noch eine Wasser-
maulwurf-Art in den Pyrenäen, 

Von Helmut Höge

Wo sich 
Luchs
und
Wisent 
Guten 
Tag 
sagen

Wenn das Zeitalter der Menschen 
zu Ende ist, beginnt ein neues. Und 
das wird gar nicht so apokalyptisch, 
wie man es sich vorstellen mag. 
Zumindest aus Sicht der Tiere

sie waren einst wohl über ganz 
Europa verbreitet.

An der Eismeerküste und 
auf den arktischen Inseln hat-
ten die Sowjets Moschusochsen 
aus Alaska angesiedelt, kürzlich 
auch noch eine kleine Bison-
herde. Diese würden sich lang-
sam – wie die Rentiere – nach 
Westen ausbreiten. Ebenso die 
Braunbären, die es sich im Win-
ter in verlassenen Häusern ge-
mütlich machen.

Andere Tiere, wie Rehe, Hir-
sche, Wildschweine und Wi-
sente, hat der Mensch in den 
Wald und zu einer nächtlichen 
Lebensweise gezwungen. Sie 
würden auf den Agrarflächen 
und Parkanlagen wieder ans 
Tageslicht kommen, denn hier 
können sie ihre Fressfeinde – 
Wölfe, Luchse, Vielfraße und Bä-
ren – schon von Weitem wahr-
nehmen.

Wegen der Pandemie hun-
gern derzeit die Stadttiere, denn 
es fallen nicht mehr so viele Le-
bensmittelreste ab. Die Dohlen 
ernähren sich in Berlin schon in 
normalen Zeiten schlecht: Zwar 
finden sie genug Kohlehydrate 
(Brot), aber sie brauchen für die 
Aufzucht Eiweiß (Insekten, Wür-
mer). Die Sterberate der in der 
Stadt geborenen Jungen liegt bei 
70 bis 100 Prozent, auf dem Land 
nur bei 25 Prozent. Bei den Krä-
hen in New York ist es anders, sie 
fressen zu viel Eiweiß und Fett 
(Hamburgerreste), weswegen sie 
einen zu hohen Cholesterinspie-
gel haben.

Wenn die Städte ausgestor-
ben sind, wird sich das ändern, 
die verwilderten Haustauben 
werden höchstwahrscheinlich 
verschwinden, aber die Dohlen 
werden in den Häusern mit zer-
brochenen Fenstern und in den 
geborstenen Kirchtürmen si-
cherlich genug Nistplätze fin-
den – und, da die Insekten wie-
der mehr werden, auch auf alle 
Fälle genug Nahrung für ihre 
Jungen. Siebenschläfer, Mar-
der, Waschbären, Marderhunde, 
Ratten, Fledermäuse und Mau-
ereidechsen ziehen an und in 
die fast unverwüstlichen Plat-
tenbauten. Ähnliches gilt für 
Schwalben. Zürcher Stadttier-
forscher erklären sich das der-
zeitige Verdrängen der Schwal-
ben durch die Mauersegler da-
mit, dass diese „moderner“ als 
die Schwalben sind. In zerfal-

lenden Städten könnte es aber 
wieder umgekehrt kommen.

Zoologen gehen derzeit davon 
aus, dass von allen Raubkatzen 
nur die Hauskatzen überleben 
werden. Ohne Menschen würde 
jedoch das Gegenteil eintreten: 
Die kleinen Katzen werden von 
größeren Raubkatzen und von 
großen Raubvögeln gefressen. 
Die Haushunde schließen sich 
dagegen zu Rudeln zusammen 
und beanspruchen ganze Stra-
ßenzüge. So etwas ist in Moskau 
schon jetzt der Fall. In Italien 
hat man festgestellt: Ihre Re-
viere sind um Müllhalden zen-
triert, etwa 57 Quadratkilome-
ter groß, die Reviere der Wölfe 
umfassen rund 285 Quadratki-
lometer. Dafür verlagern sich 
die Reviere der Hunde, wenn 
sich eine neue Nahrungsquelle 
auftut, und gelegentlich unter-
nehmen sie Streifzüge über die 
Grenzen ihres Reviers hinaus.

In Berlin wird es also wahr-
scheinlich die „SO36-Boys“ und 
die „Wedding-Gang“ weiterhin 
geben. Die Biber werden der-
weil ganze Kieze wiederver-
nässen, und Holzbockkäfer zu-
sammen mit Birken die Dächer 
der Bürgerhäuser zum Einsturz 
bringen.

Die menschengemachte Kli-
maerwärmung wird sich erle-
digt haben, aber man muss wohl 
damit rechnen, dass die afrika-
nischen Großtiere irgendwann 
erneut nach Europa vordringen. 
Gewiss ist, dass einige noch lau-
fende Atomkraftwerke – ohne 
Menschen – explodieren und 
beim Zerfall von Fabriken jede 
Menge Gifte frei werden, wobei 
etliche Ausbreitungsversuche 
von Pflanzen und Tieren Rück-
schläge erleiden.

Aber das macht nichts, denn 
es verhindert auch die erneute 
Ansiedlung menschenähnlicher 
Arschlöcher – von anderen Pla-
neten.

Sind die Städte 
ausgestorben, 
werden die Dohlen 
in den geborstenen 
Kirchtürmen ihre 
Nistplätze finden



Von Erica Zingher

M
anchmal braucht es eine 
Krise, um zu verstehen, 
was zählt. Wer krank 
wird, weiß gute Versor-
gung mehr zu schätzen. 
Wer keine Freund*innen 

treffen darf, entdeckt den Wert von Um-
armungen. Leere Supermarktregale zei-
gen, wie wichtig die sind, die sie auffüllen. 
Ärzt*innen, Pflege- und Supermarktper-
sonal, sie alle sind nun „systemrelevant“. 
Waren sie natürlich schon vorher. Aber 
wer hätte das schon so genannt?

Und Journalist*innen? Auf ihre Art 
ebenfalls relevant – da, wo sie recher-
chierten, aufdeckten, kommentierten, 
und zwar nicht nur an den großen Me-
dienstandorten, sondern überall im 
Land. Aber oft wurden sie nicht als un-
abdingbar wahrgenommen fürs Funktio-
nieren der Demokratie. Beachtet wurden 
stattdessen: Abos und Anzeigen.

Nun erleben wir ein Paradox. Die 
Nachfrage nach seriösem Journalismus, 
der informiert und einordnet, steigt. 
Aber die Anzeigenerlöse, die ihn mitfi-
nanzieren, sinken oder bleiben ganz aus. 
Vor allem im Lokalen. Die großen überre-
gionalen Titel werden klarkommen. Aber 
was ist mit der Vielfalt in der Breite?

Erkundigt man sich in diesen Tagen 
in den Redaktionen über ihre Situation, 
hört man einerseits Jubel in Häusern wie 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, die 
von Wachstum „um 80 Prozent“ bei di-
gitalen Zugriffen spricht, andererseits 
große Besorgnis bei Lokalblättern. Die 
kleinen sind besonders betroffen, wie 
die Neue Rottweiler Zeitung, ein unab-
hängiges Gratisblatt, von einem Verein 
getragen. Ende März wurde die Printaus-
gabe eingestellt. Andere Lokalblätter ha-
ben ihre Seitenzahlen minimiert oder die 
Redaktionen in Kurzarbeit geschickt.

Ende März veröffentlichte der Chefre-
dakteur der Main-Post, Michael Reinhard, 

einen Text in seinem Blatt, einer Regi-
onalzeitung mit Sitz in Würzburg, Auf-
lage 115.000. „Wir über uns“, so der Ti-
tel, und: „Nie war es wichtiger, die Men-
schen seriös zu informieren.“ Kein*e 
Chefredakteur*in hatte in der Krise 
bis dahin so transparent aufgeschrie-
ben, was die Lokalzeitungsbranche um-
treibt: Reinhard sprach über Werbever-
luste in Höhe von 80 Prozent. Als eine 
der ersten Zeitungen schickte die Main-
Post ihre Redaktion im April in Kurzar-
beit. Zwischen 50 und 70 Prozent werde 
in manchen Ressorts nur noch gearbei-
tet, sagt Reinhard der taz. Mit dem gesell-
schaftlichen und kulturellen Leben ver-
schwand auch der klassische Terminjour-
nalismus: Empfang beim Bürgermeister. 
Die neue Rathausglocke wird eingeweiht. 
Ein Verein feiert sein 100-jähriges Beste-
hen. Derlei Termine füllen normaler-
weise verlässlich die Lokalzeitungsseiten.

Die Krise offenbart Widersprüche des 
derzeitigen Systems Zeitung: Während 
der Bedarf nach gutem Journalismus 
steigt, schicken Verlage ihre Redaktio-
nen nach Hause. Dabei könnte es ganz 
anders sein. Die Lokalzeitungen könnten 
die großen Profiteure der Krise sein. Das 
sieht jedenfalls Hannah Suppa so, Chef-
redakteurin für Digitale Transformation 
der Madsack-Mediengruppe. Suppa küm-
mert sich bei dem Medienkonzern um 
die Entwicklung einer digitalen Stra-
tegie für die Regionaltitel, entwickelt 
Strukturen und Arbeitsabläufe für Lo-
kalzeitungsredaktionen, um sie stärker 
ins Digitale zu rücken. Die Coronakrise 
spiele vor allem direkt vor Ort, sagt sie. 
„Es ist eine Hoch-Zeit für den Regional-
journalismus – weil viele Leser wieder-
entdecken, welchen Mehrwert unsere Ar-
beit für ihr Leben hat.“

In einer Krise wie dieser interessiert 
das Unmittelbare besonders: Wie viele In-
fizierte gibt es in meiner Stadt, in mei-
nem Landkreis? Was ist erlaubt? Welche 
Anlaufstellen gibt es in meiner Umge-

bung? „Das sind die dringenden Fragen, 
die die Menschen gerade haben – und die 
wir als Regionalmedien beantworten“, 
sagt Suppa. Und: Was heute bundespoli-
tisch debattiert wird, wird morgen regi-
onal und lokal umgesetzt – oft sehr un-
terschiedlich. Das Informationsbedürf-
nis sei deshalb sehr groß, sagt Suppa. 
Genau da müssten Lokalmedien anset-
zen. „Wir leben in der Region, genauso 
wie die Menschen, für die wir da sind“, 
sagt Suppa. Lokalmedien wissen, was die 
Menschen betrifft. Wissen sie das zu nut-
zen, können sie wieder zur lokalen Platt-
form für eine Region werden.

Die Madsack-Mediengruppe besitzt 
zahlreiche Lokaltitel wie die Hannover-

sche Allgemeine Zeitung, Ostsee-Zeitung 
und Leipziger Volkszeitung. Die seien von 
der Coronakrise betroffen wie viele an-
dere in der Branche, sagt Suppa. Dennoch 
gibt sich Suppa in ihrem Bereich optimis-
tisch. „Es zeigt sich, dass die Anstrengun-
gen, die wir in den letzten Jahren in der 
digitalen Transformation unserer jour-
nalistischen Marken unternommen ha-
ben, sich in dieser Krise auszahlen“, sagt 
Suppa. Dank eines digitalen Abomodells, 
das Madsack vergangenes Jahr einge-
führt hat, könnten Inhalte jetzt viel ein-
facher monetarisiert werden. Die Coro-
nakrise habe beschleunigt, woran Suppa 

schon lange für das Unternehmen gear-
beitet habe: eine digitale Transforma-
tion. Ist es so einfach?

Sicher ist: der Regional- und Lokal-
journalismus ist nicht erst neuerdings 
in der Krise. Seit Jahrzehnten diskutiert 
die Branche Strategien und Ideen, um re-
levant und finanziert zu bleiben.

Main-Post-Chefredakteur Reinhard 
sagt: „Was wir in der Coronakrise lernen, 
wollen und müssen wir auf jeden Fall 
beibehalten.“ Für die Zeitung heiße das: 
weniger Terminjournalismus, mehr ei-
gene Recherchen und politische Themen. 
Die Coronakrise hat klassische Ressort-
strukturen aufgeweicht, Reporter*innen 
arbeiteten deshalb vermehrt themen-

orientiert. „Wir planen Themen, und da-
raus wird auch eine Zeitung gemacht, 
aber wir planen nicht mehr von der Zei-
tung aus.“ Die Zukunft des Lokaljourna-
lismus liege nicht in der Papierzeitung. 
Vielmehr müsse man sich „als regionale 
Inhalte-Ersteller für relevante Themen“ 
verstehen – egal ob diese dann im Print, 
im Netz oder im Podcast landen.

Einen Masterplan haben beide nicht. 
Aber vielleicht ist die Utopie des Lokal-
journalismus ganz simpel: einer, bei dem 
kritische und investigative Geschichten 
im Zentrum stehen – und nicht das Me-
dium, das sie transportiert.
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Solange es uns Menschen aber noch gibt, brauchen wir unabhängigen Journalismus. Und 
zwar in der Breite. Glück im Unglück: die Krise zwingt Verlage schon jetzt zum Umdenken

Blatt ohne Papier, 
Zeitung mit Zeit

Ein Missverständnis hält sich 
hartnäckig. Das lautet: Wer eine 
Zeitung erwirbt, bezahlt für das, 
was darin geschrieben steht. Das 
ist – zumindest in diesem abso-
luten Tauschverhältnis – nicht 
richtig. Denn zum einen bezahlt 
die Zeitungsleserin ja noch Pa-
pier, Herstellung, Druck und 
Vertrieb – Nebenkosten, die ge-
rade tendenziell steigen. Und 
zum anderen ist dieser „gute 
Journalismus“, für den die Lese-
rin ihren Abo- oder Stückpreis 
hergibt, nicht eins zu eins das, 
was in Textform vorliegt. Die Le-
serin zahlt Recherchen mit, die 

ins Leere laufen. Sie zahlt die 
Stunden, die jemand im Archiv 
verbracht hat, um einen Satz zu 
factchecken, der dann gestri-
chen wird. Recherchen, die Wo-
chen dauern, obwohl man die 
Seite ebenso in einem Tag mit 
ungefährem Halbwissen füllen 
könnte.

Sprich: Güte und Qualität 
von Journalismus haben rein 
gar nichts mit Anzahl der Sei-
ten und Menge der Zeilen zu 
tun. Heißt: Wer Journalismus 
verlegt, investiert einen Haufen 
Kohle in Arbeit, die sich nie in 
konsumierbares Gut übersetzt. 

Heißt leider auch: Wer eine Zei-
tung kauft, bezahlt dafür in der 
Regel zu wenig.

Deshalb gibt es ja seit jeher 
Geschäftsmodelle, um die Ein-
nahmen hereinzuholen, die 
man nicht den Leser*innen 
aufbürden möchte. Im Jour-
nalismusmodell des 20. Jahr-
hunderts sind das die An-
zeigen. Meistens. Biswei-
len zahlten auch die reichen 
Verleger*innen drauf, um ih-
rer politischen Stimme Gewicht 
zu verleihen oder sich philanth-
ropisch hervorzutun. Staatliche 
Presseförderung gibt es eben-

falls in einigen Ländern schon 
seit Langem.

Wenn jetzt in der Pandemie 
die Anzeigenerlöse wegbre-
chen, dann ist das die radikale 
Beschleunigung eines Trends, 
der vor Jahrzehnten begann. 
Katastrophe im Schnellvorlauf. 
Anzeigenpreise sinken, andere 
Medien sind längst attraktiver 
für Werbende als die Tageszei-
tung. Das kann und muss be-
unruhigen, denn ohne diverse 
Presse in Stadt und Land keine 
funktionierende Demokratie. 
Wo nicht zumindest zwei unab-
hängige Nachrichtenunterneh-

men konkurrieren, ist Nährbo-
den für Korruption und Apathie.

Doch muss man sich vor Au-
gen führen, wer alles Inter-
esse an einem unabhängigen 
Journalismus hat: nicht nur 
Leser*innen und werbende Un-
ternehmen. Auch die Zivilgesell-
schaft – NGOs, Verbände, Initia-
tiven, die auf öffentliche Infor-
mationsflüsse angewiesen sind. 
Internetkonzerne, wegen der 
Fakenews. Und auch der Staat, 
der den politischen Willensbil-
dungsprozess ermöglichen soll.

Natürlich müsste die Finan-
zierung der Presse durch solche 

Akteur*innen transparent und 
demokratisch organisiert wer-
den, damit Einflussnahme aus-
geschlossen ist. Das gilt für den 
Staat als Geldgeber ebenso wie 
für den Umweltverband oder 
die Mäzenin. Aber zumindest ist 
klar: Es gibt genug „Abnehme-
rinnen“ für das „Produkt“ unab-
hängiger Journalismus. Die Zei-
tung ist nicht in der Krise. Son-
dern ihr Finanzierungsmodell, 
das sich an Lesende und Wer-
bende krallt. Die vorgespulte Ka-
tastrophe könnte den Schub ge-
ben, das System neu zu denken. 

 Peter Weissenburger

Allianz der Leseratten
Der Bedarf an unabhängigem Journalismus ist groß genug. Bloß das System muss sich daran anpassen
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D
ie globale Gesundheit 
ist nicht erst seit der 
Covid-19-Pandemie in 
der Krise. Dies lässt 
sich an Statistiken zu 
weltweitem Hunger, 

zur Kindersterblichkeit und Lebens-
erwartung in Subsahara-Afrika oder 
auch am akuten Mangel vieler Län-
der an Gesundheitsfachkräften ab-
lesen. Auch die Ungleichheiten in-
nerhalb von Ländern sind eklatant, 
zum Beispiel zwischen verschie-
denen ethnischen Gruppen in den 
USA oder zwischen Gruppen mit ver-
schiedenem sozioökonomischem 
Status in Europa. Nun, da die Pande-
mie diese Zustände dramatisch ver-
schärft, stellt sich wieder die Frage, 
welche Gesundheitspolitik eigent-
lich wünschenswert wäre.

So viel vorweg: Dabei sollte nicht 
zu eng gedacht werden. Ohne grund-
legende Änderungen der Lebens- 
und Wirtschaftsverhältnisse welt-
weit wird es nicht gehen. Dazu zäh-
len beispielsweise die universelle 
soziale Grundsicherung, die Ge-
währleistung des Rechts auf Was-
ser und auf Nahrung, die Stärkung 
von Minderheiten- und Frauenrech-
ten oder ein fairer Welthandel. Dies 
sind einige der wesentlichen sozia-
len und politischen Determinanten 
von Gesundheit.

Doch nicht zuletzt unterstreicht 
die Krise, was ebenfalls längst be-
kannt war: Die Ordnung der globa-
len Gesundheit ist gelinde gesagt 
reparaturbedürftig. Sie ist von ei-
ner unguten Mischung aus nationa-
len Egoismen, bestürzenden Akten 
der Selbstentmachtung von Staaten 
gegenüber privatwirtschaftlichen 
Partikularinteressen und von häu-
fig neokolonialen Verhältnissen in 
der Nord-Süd-Kooperation geprägt.

Eine Wunschliste für eine faire 
und lebenswerte Weltgesundheits-
politik müsste also noch viel länger 
ausfallen, als es hier möglich ist. 
Doch vier wichtige Bereiche seien 
im Folgenden skizziert.

Erstens gehört dazu der Aufbau 
starker Gesundheitssysteme, die 
für alle gleichermaßen zugänglich 
sind. Sogar viele wohlhabende Staa-
ten machen hier ihre Hausaufgaben 
nicht oder nur zum Teil – denken wir 
nur an die Diskriminierung von Mi-
grantinnen und Migranten, auch in 
Deutschland. Doch noch schlimmer 
trifft es Länder mit niedrigem Ein-
kommen, die auf internationale Zu-
wendungen angewiesen sind. Diese 
kommen insgesamt zu wenig und 
zu unregelmäßig, und überdies ha-
ben sie meist die Form krankheits-
spezifischer Sonderprojekte – ein La-
bor für dies, eine Impfkampagne ge-
gen jenes.

Viele Projekte, die den Einsatz 
neuer Technologien zum Hauptre-
zept machen, schreiben von vorn-
herein die Aussicht auf stärkere Ge-
sundheitssysteme ab und stellen 
sich geradezu zynisch auf chroni-
sche Notversorgung ein. Noch dazu 
sind die Empfänger in der Pflicht, 
internationale Zuschüsse mit eige-
nen, nationalen Mitteln „nachhaltig“ 
zu machen und damit ihre Gesund-

heitspolitik den Prioritäten der un-
zähligen Geber anzupassen.

Ist es zu verwegen, sich zu wün-
schen, dass diese Geber sich bin-
dend verpflichten, ihre Investitio-
nen verlässlich zu gestalten und in 
den Dienst nationaler Gesamtkon-
zepte zu stellen? Und sich dabei ei-
ner verbindlichen Koordinationsin-
stanz unterzuordnen? Sodass bei-
spielsweise Technologien, Personal 
und Ausbildungswege so gestaltet 
werden, dass sie neben der internati-
onalen Pandemieabwehr für die vie-
len anderen drängenden Probleme 
der Empfängerländer zumindest ei-
nen Nebennutzen haben? Und wie 

ist das zu schaffen, ohne wieder bei 
Absichtserklärungen zu verbleiben 
oder einfach eine weitere Organisa-
tion dem bestehenden Institutionen-
wirrwar hinzuzufügen? Bei aller Kri-
tik an mancher Entscheidung oder 
Strukturschwäche: Die Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) als Anlauf-
stelle der Gesundheitsministerien 
aller Länder sollte hierbei eine zen-
trale Rolle spielen.

Zweitens steht auf dieser Liste 
eine Entkoppelung der Produktion 
öffentlicher Güter – wie Medika-
mente, Tests, medizinische Hilfs-
mittel – vom Patentsystem. Dass 
das globale Regime für intellektu-
elles Eigentum mit seinem star-
kem Monopolschutz nicht funkti-
oniert, ist keine Neuigkeit. Dieses 
System scheitert erstens bei der Ge-
sundheitsvorsorge, etwa wenn keine 
neuen Antibiotika produziert wer-
den, obwohl die alten immer weni-

ger wirken. Es scheitert ebenso in Be-
zug auf fairen Zugang zu Arzneimit-
teln, wenn lebenswichtige Wirkstoffe 
immer wieder hinter Patentmauern 
verschwinden.

Freiwillige Patentpools und Arz-
neispenden, wie sie in der aktuel-
len Krise debattiert werden, sind 
bestenfalls die karitative Notlösung. 
Die kommt bestenfalls da zum Ein-
satz, wo der öffentliche Druck be-
sonders hoch ist. Dabei haben For-
schende und zivilgesellschaftliche 
Netzwerke längst eine Reihe von 
Modellen entwickelt, mit denen sich 
die Forschung und Entwicklung vom 
Patentsystem entkoppeln lässt, im 

Sinne des Gemeinwohls. Die Zeit ist 
überreif, diese Modelle in der Praxis 
zu erproben.

Drittens gehört die Demokrati-
sierung der Gesundheitswirtschaft 
auf die Liste. In vielen Ländern ver-
suchen Regierungen bereits, priva-
tisierte Gesundheitseinrichtungen 
wieder in die öffentliche Pflicht zu 
nehmen, etwa in Spanien oder Ir-
land. Gerade wird vielerorts das 
Ausmaß sichtbar, in dem private 
Ausgliederungen und Rentabilitäts-
modelle den Gesundheitssektor aus-
gehöhlt haben. Wird uns die Krise 
dauerhaft an die öffentliche Verant-
wortung für Gesundheit gemahnen 
– national wie international?

Demokratisierung hieße dabei 
nicht nur, auf Marktversagen mit 
öffentlicher Gesundheitspolitik, von 
der nationalen bis zur Gemeinde-
ebene, zu reagieren. Sie hieße auch, 
Ge sund heits ar bei te rinnen, von der 

Aus Kigali  
Simone Schlindwein

Kurz bevor die Müllabfuhr 
anrückt, wühlen sich Kin-
der durch den Abfall. Sie su-
chen nach Lebensmittelres-
ten. Ein barfüßiger Junge fin-
det etwas und läuft davon, da 
wird er von den anderen ge-
fasst und verprügelt.

In vielen afrikanischen 
Ge sell schaften wie hier in 
Ru an da zeigt sich derzeit: 
Die Zivilisation ist nur drei 
Mahlzeiten von der Anarchie 
entfernt. Und die städtische 
arme Bevölkerung, die von 
einem Tag auf den anderen 
lebt und durch die Ausgangs-
sperre von heute auf morgen 
ihren Tageslohn verloren hat, 
kämpft nun nach acht Wo-
chen Coronakrise ums nackte 
Überleben.

In Deutschland machen 
sich derzeit viele Gedan-
ken, wie sie die Coronakrise 
als Chance für eine bessere 
Welt betrachten können. Die 
Deutschen fordern Lockerun-
gen, sie wollen ihren Som-
merurlaub planen. Doch das 
ist reines Luxusdenken, er-
möglicht durch Soforthil-
fen, Kurzarbeitergeld und Er-
sparnisse. Nur wer sich nicht 
fragen muss, wie er den Tag 
übersteht, kann sich über die 
Zukunft Gedanken machen.

Europa sieht Licht am Ende 
des Coronatunnels. Afrika 
steht derweil angeblich noch 
ganz am Anfang. In düsteren 
Prognosen ist von zehn Milli-
onen Toten und Leichenber-
gen auf den Straßen die Rede. 
Das hat Angst gemacht. Und 
es führte dazu, dass die meis-
ten Afrikaner in Anbetracht 
ihrer maroden Gesundheits-
systeme sämtliche radikalen 
Maßnahmen ihrer Regierun-
gen akzeptiert haben.

Tatsächlich sind die Co-
rona-Todeszahlen in Afrika 
im Vergleich zu Europa oder 
den USA sehr niedrig. In Ru-
anda, Uganda und Kenia star-
ben mehr Menschen durch 
Polizeigewalt im Rahmen der 
Ausgangssperre als durch das 
Virus. Doch jetzt kommt die 
Phase, in welcher viele nicht 
an Covid-19, sondern an Hun-
ger und Mangelerscheinun-
gen zugrundegehen.

Was als Krise der reichen 
Elite begann, die das Vi-
rus aus dem Ausland ein-
schleppte, wird nun zur Krise 
der Armen – und damit der 
Mehrheit. Milliarden von 
Menschen auf der Welt haben 
keine finanziellen Reserven, 
um überhaupt Reis und Boh-
nen zu hamstern, geschweige 
denn Klopapier. Mütter müs-
sen jede Erbse zählen, die sie 
ihren Kindern vorsetzen.

Die wirtschaftlichen Fol-
gen der Pandemie werden 
die Ärmsten noch weiter 
in die Armut stürzen. Die 
Schere zwischen Arm und 
Reich wird noch weiter aus-
einanderklaffen, in allen 
Bereichen. Schulunterricht 
via Internet kommt nur für 
Kinder der betuchten Ober-
klasse in Frage, die teure Pri-
vatschulen besuchen. Kinder 
armer Eltern, in deren öffent-
lichen Schulen es nicht ein-
mal Glühbirnen gibt, müssen 
sich durch den Müll wühlen 
– ihnen fehlt jetzt die einzige 
warme Mahlzeit des Tages, 
die ihnen sonst die Schule 
hinstellt. Das ist die Realität.

Für die Ärmsten gibt 
es kein „nach Corona“

Utopie?  
Ihr spinnt!

Von Tine Hanrieder

Community-Health-Arbeiterin in 
Pretoria über die Hygienekraft in 
Ma drid bis hin zur Ärztin in Paris, 
stärker mitbestimmen zu lassen. 
Diese Menschen werden heute ge-
feiert. Damit sie morgen nicht wie-
der vergessen werden, brauchen sie 
Einfluss. In einer Welt, in der sieb-
zig Prozent aller Gesundheitsarbei-
terinnen Frauen sind, wäre dies auch 
ein Schritt hin zu mehr Geschlech-
tergerechtigkeit.

Schließlich, viertens, eine Entko-
lonialisierung der globalen Gesund-
heit. Die vielen Forschungsinitiati-
ven und internationalen Partner-
schaften, mit denen reiche und arme 

Länder gemeinsam Gesundheit ver-
bessern wollen, haben zwar oft den 
Anspruch, lokale Kapazitäten aufzu-
bauen. Die globale Hilfsmaschinerie 
verstetigt aber immer noch Wissens-
monopole in den reichen Ländern, 
abgesichert durch Elite-Institute, Pa-
tente, und Produktionskapazitäten. 
Hinzu kommt eine unzureichend ge-
steuerte Fachkräfteabwanderung in 
der Forschung und in der Primärver-
sorgung etwa mit Krankenschwes-
tern und Pflegekräften.

Dass die Kompensationen für die-
sen Braindrain von Süd nach Nord 
nicht ausreichen, können wir jetzt 
live beobachten. In einer besseren 
globalen Gesundheitswirtschaft 
hätten die vielen Menschen in al-
ler Welt, die etwas für die Gesund-
heit bewegen wollen, auch die Mög-
lichkeit, das zu guten Bedingungen 
dort zu tun, wo sie am meisten ge-
braucht werden.

Gesundheit global ist 
machbar. Vier Vorschläge  
zur Genesung der Welt
International koordinierte Versorgung für alle statt Nothilfe. Medizinische 
Güter als Gemeinwohl statt Patentschutz. Demokratisierung statt 
Marktlogik. Nord-Süd-Kooperation statt Braindrain und Ausbeutung.  
Das wären die Eckpunkte einer neuen globalen Gesundheitsordnung

Gelinde gesagt ist die Ordnung der globalen 
Gesundheit reparaturbedürftig. Geprägt ist 
sie von einer unguten Mischung aus 
nationalen Egoismen, bestürzenden Akten der 
Selbstentmachtung von Staaten gegenüber 
privatwirtschaftlichen Partikularinteressen 
und von häufig neokolonialen Verhältnissen  
in der  Nord-Süd-Kooperation

Tine 
 Hanrieder 
leitet die 
Forschungs-
gruppe 
„Globale 
humanitäre 
Medizin“ am 
Wissen-
schaftszent-
rum Berlin für 
Sozialfor-
schung (WZB)
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E
s ist überraschend: Da wird 
über Lohnhöhen, Sozialbei-
träge, Verbraucherpreise 
immer wieder erbittert po-
litisch gestritten. Und dann 
reicht ein unsichtbares Vi-

rus, und schon sind Millionen von Men-
schen bereit, eine Weile auf Klamotten-
käufe, Urlaubsreisen und Restaurant-
besuche zu verzichten. Alles ist anders, 
wenn das eigene Leben oder das der 
Liebsten bedroht sein könnte. Das kann 
auch eine gute Nachricht für die Sozi-
alpolitik sein.

Denn die Coronakrise hat gezeigt: 
Nichts geht mehr, wenn es nicht genug 
Pflegepersonal gibt. Das betrifft auch 
die Altenpflege. Es existiert in Deutsch-
land kein Rechtsanspruch auf einen so-
fortigen Pflegeplatz im Heim und auch 
nicht auf schnelle Hilfeleistung durch 
nahe ambulante Dienste. Heime füh-
ren Wartelisten, ambulante Dienste auf 
dem Land lehnen wegen Personalnot 
Aufträge ab. Pflegende Angehörige sind 
an ihrer Belastungsgrenze angelangt, 
wie sich erst recht mit den Corona-Be-
schränkungen zeigte.

Pflegende benötigen mehr als Ap-
plaus auf dem Balkon. Um den Beruf 
attraktiv zu machen, brauche es „nach-
haltige Entlastung bei den Arbeitsbe-
dingungen“, erklärte Christel Bienstein, 
Präsidentin des Deutschen Berufsver-
bandes für Pflegeberufe (DBfK).

Ansonsten könnte sich der Man-
gel an professionellen Pflegekräften 
dramatisch verstärken und die Alten-
betreuung wieder vor allem an über-
lasteten Angehörigen hängen oder al-
leinstehende Gebrechliche sogar unter-
versorgt bleiben. Es ist eine Illusion zu 

glauben, dass genügend ausländische 
Arbeitskräfte das „Ausscheidungsma-
nagement“, wie der Umgang mit Fäka-
lien im Wissenschaftsdeutsch heißt, 
für die alternden Wohlstandsnationen 
schon irgendwie übernehmen werden. 
Der Spracherwerb ist eine Hürde, die 
Zugänge aus dem Ausland in die hie-
sige Altenpflege sind begrenzt.

„Es wäre schön, wenn die Kranken- 
und Altenpflege gesellschaftlich auf-
gewertet wird, so wie es jetzt auch 
durch die Coronakrise der Fall ist. Das 
würde auch die Attraktivität des Beru-
fes steigern“, sagt Anja Sakwe Nakonji, 
Geschäftsführerin des Consultingun-
ternehmens Terranus, das Pflegeein-
richtungen berät. Doch wie kann die 
Aufwertung erfolgen?

Die Lösung liegt vor unserer Nase. Es 
reicht, sagen wir, der Verzicht auf zum 
Beispiel 17 Euro im Monat. Das ist eine 
Bluse weniger, irgendeins dieser Stücke 
mit viel Polyester, die man zwar kauft, 
aber kaum trägt. 17 Euro, das kann dann 
im nächsten Monat der Verzicht auf ein 
Schnitzel samt Bier im Restaurant sein. 

Wer den Urlaub billiger gestaltet und da-
durch gut 200 Euro spart im Jahr, hat als 
DurchschnittsverdienerIn die Abgabe 
quasi schon in einem Rutsch finanziert.

17 Euro, das ist ein halbes Prozent von 
einem Bruttolohn von 3.379 Euro. 3.379 
Euro brutto: das ist laut Statistik der 
Rentenversicherung das durchschnitt-
liche monatliche Bruttoarbeitsentgelt. 
Wenn man von den Bruttoentgelten in 
Deutschland ein Prozent mehr abgeben 
würde in die Pflegeversicherung, wo-
von der Arbeitgeber die Hälfte über-
nehmen müsste, dann käme man auf 
einen erfreulichen Betrag an Mehrein-
nahmen. 0,1 Prozent vom Bruttoentgelt 
mehr machen 1,6 Milliarden Euro, hat 
das Bundesgesundheitsministerium 
vorgerechnet. Ein ganzer Prozentpunkt 
mehr wären also 16 Milliarden Euro 
mehr im Jahr für die Pflege. Das ist viel.

Würde man die Summe teilen, 
könnte man von der einen Hälfte 
167.000 PflegehelferInnen mit ein-
jähriger Ausbildung und mehrjähriger 
Berufserfahrung bezahlen. Mit der an-

deren Hälfte könnte man 150.000 exa-
minierte Altenpflegefachkräfte finan-
zieren. Bei dieser zugegeben etwas 
schematischen Rechnung handelt es 
sich nicht um Billiglöhne, es wurde 
das Arbeitgeberbrutto aus dem aktu-
ellen Tarif der Caritas in Bayern und 
Baden-Württemberg zu Grunde ge-
legt. Eine Pflegehelferin mit mehrjäh-
riger Berufserfahrung verdient danach 
2.800 Euro brutto im Monat, eine ex-
aminierte Pflegerin erhält 3.000 Euro.

317.000 Pflegekräfte mehr, in Voll-
zeit gerechnet, würden die Branche 
wie von Zauberhand verwandeln. Die 
Altenpflege beschäftigt derzeit im stati-
onären und ambulanten Bereich etwas 
über eine Million Menschen, davon nur 
ein gutes Viertel in Vollzeit. Mit einem 
so deutlichen Aufwuchs an Personal 
gäbe es mehr Pflegeplätze, bessere Per-
sonalschlüssel, mehr Zeit für jede Pati-
entIn – der Beruf wäre schlagartig at-
traktiver, vorzeitige Berufsausstiege ge-
bannt, man könnte hoffen, dass mehr 
junge Leute den Beruf ergreifen.

Insgesamt 141 Minuten pro Bewoh-
nerIn und Tag müssten eigentlich im 
Schnitt an Pflegezeit zur Verfügung 
stehen, hat ein Bericht der Universität 
Bremen zur Personalbemessung in der 
stationären Langzeitpflege kürzlich er-
geben. Tatsächlich aber stehen nur 99 
Minuten an Pflegezeit zur Verfügung, 
wovon 27 Minuten für Organisatons- 
und Vorbereitungszeit draufgehen. 
„Die Einrichtungen arbeiten wahnsin-
nig gehetzt“, stellte Studienleiter Heinz 
Rothgang fest.

Mit mehr Zeit könnten die PflegerIn-
nen die BewohnerInnen schon beim 
Waschen „basal stimulieren“, also um-
sichtig berühren und massieren. Sie 
könnten rascher die Vorlagen wech-
seln oder sie zum Toilettengang füh-
ren, wenn die SeniorInnen klingeln. Sie 
könnten ihnen beim Essen und Trinken 
mehr helfen, sie könnten länger mit ih-
nen reden. Sie könnten sie ins Grüne 
schieben, wenn das Wetter schön ist. 
Die Pflegetätigkeit wäre angenehmer 
und nicht so auf das „Ausscheidungs-

management“ fixiert.
Ein Prozent mehr an Beitrag für die 

Pflegeversicherung würde eine Bei-
tragserhöhung von heute 3,05 Pro-
zent (Kinderlose: 3,30 Prozent) auf 
dann 4,05, beziehungsweise 4,30 Pro-
zent vom Bruttoentgelt bedeuten, die 
Hälfte davon finanzieren die Arbeit-
geber. Auch Leute in der privaten Pfle-
gepflichtversicherung müssten mehr 
zahlen. Nur mal zum Vergleich: Im 
Jahre 1995, zu Zeiten der Massenar-
beitslosigkeit, stieg der Beitrag zur Ar-
beitslosenversicherung für einige Jahre 
auf 6,5 Prozent.

Ein halbes Prozent weniger Netto-
lohn im Monat, vielleicht wäre das 
doch ein geringes Opfer angesichts des 
Risikos, das wir haben: Fast jeder vierte 
der 80- bis 85-Jährigen, fast die Hälfte 
der 85- bis 90-Jährigen wird  zum Pfle-
gefall, sagt die Pflegestatistik. Viele 
von uns erleben die größte Heraus-
forderung nicht am Anfang oder in 
der Mitte, sondern erst am Ende ih-
res Lebens.

Von Barbara Dribbusch

Eine Billigklamotte weniger
statt Applaus vom Balkon 

Der Solidarität für die Pflege während Corona ist eine 
Chance: Mit etwas weniger Nettogehalt für alle könnten 

wir die Care-Branche grundlegend verbessern

Müde bin ich, so müde. Und 
noch müder werde ich, wenn 
ich an die Zukunft denke. Was 
ich neben dem Schreiben außer-
dem bin: Pfleger in einer Wohn-
einrichtung und angehender 
Sozialarbeiter.

Ich erwarte täglich einen 
Krankheitsausbruch in mei-
ner Einrichtung. Ich erwarte 
nicht, dass es weniger grauen-
haft wird als in anderen Ein-
richtungen. Ich erwarte, Tote 
und Sterbende zu erleben. Ich 
hoffe, selbst ausreichend für 
Schutz gesorgt zu haben und – 
Glück zu haben.

Ich erwarte eine baldige Re-
zession und damit auch eine 
Beschneidung finanzieller Mit-
tel im Sozialen. Damit einherge-
hend erwarte ich eine Verschär-
fung der Professionalisierungs-
debatte.

Soziale Arbeit soll effekti-
ver und messbarer werden, das 
heißt mehr Bürokratie, mehr 
Hierarchie. Das wird zulasten 
der Menschen gehen, die Hilfe 
brauchen. Und diese Menschen-
gruppe wird größer werden. 
Von den Sozialarbeiter:innen 
wird nur wenig Widerspruch 
kommen: An den Hochschu-

len wird das Professionalisie-
rungsdogma schon seit Jahren 
gelehrt. Einige wenige im So-
zialen werden sich politisieren 
und dann mangels Strukturen 
in der großen Normalisierungs-
mühle, die das Sozialwesen ist, 
aufgeraucht werden.

Ich erwarte schon für die 
nahe Zukunft einen Exodus 
der Mitarbeiter:innen, die in 
den Krisenzeiten am engagier-
testen waren.

Insgesamt erwarte ich eine 
noch stärkere sozialdarwinisti-
sche Ausrichtung des Diskurses. 
Es wird sehr viel mehr über die 

Rettung des Wirtschaftssystems 
gesprochen als über die Rettung 
von Menschenleben. Die In fek-
tions rate auf unter 1 zu senken 
geschieht mit dem Ziel, das Ge-
sundheitssystem nicht zu über-
lasten, über eine Ausrottung des 
Virus wie in Neuseeland wird 
nicht einmal nachgedacht. Eine 
Gesellschaft zu entwickeln, die 
die Menschen vor Ansteckung 
schützt, wird, wenn überhaupt, 
nur am Rande diskutiert. Dass 
auch bei einer Infektionsrate 
von 1 viele Menschen an dem 
Virus sterben werden, wird ein-
fach hingenommen: wer stirbt, 

war ohnehin nicht zu retten, 
wird es heißen.

Ich erwarte, dass der bereits 
tief verankerte Fatalismus im 
Sozialen weiter um sich greift. 
Und ich erwarte, dass sich noch 
mehr Pflegende diesem Fatalis-
mus entziehen, indem sie sich 
in eine unpolitische, obskuran-
tistische Traumwelt von Ver-
schwörungstheorien, Esoterik 
und rechtslastiger Propaganda 
flüchten.

Ich glaube nicht, dass es eine 
Covid-19-Krise gibt. Das, was 
wir jetzt erleben, zeigt die viel 
tiefer liegende Krise: nämlich 

dass Solidarität in dieser Ge-
sellschaft kein Pfeiler ist. Son-
dern ein Luxus. Ich denke, wir 
werden überhaupt nicht mehr 
rauskommen aus dieser Krise, 
und ich erwarte, dass mir viele 
Menschen sagen werden: Kein 
Wunder, dass du so müde bist, 
bei so viel Pessimismus. Dabei 
wäre es sehr einfach: Je mehr 
Menschen sich Sorgen machen 
würden, desto weniger müsste 
ich mich sorgen.

Draußen scheint die Sonne, 
die Menschen wollen Locke-
rungen, und ich bin müde, sehr 
müde.  Frédéric Valin

Solidarität ist kein Pfeiler, sondern Luxus
Unser Autor ist Pfleger – und erschöpft. Er macht sich keine Hoffnung, dass die Wertschätzung für soziale Arbeit lange andauern wird

Für eine bessere Pflege 
reicht der Verzicht  
auf 17 Euro im Monat. 
Das ist ein halbes 
Prozent vom 
Durchschnittslohn

https://www.openpetition.de/petition/online/ein-rettungsring-fuer-pflegende-angehoerige-jetzt
https://www.dbfk.de/de/presse/meldungen/2020/Der-kurzfristige-warme-Haendedruck-wird-nicht-reichen.php
https://www.bmas.de/DE/Presse/Meldungen/2019/referentenentwurf-zur-sozialversicherungs-rechengroessenverordnung.html
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/pflege/online-ratgeber-pflege/die-pflegeversicherung/finanzierung.html
https://caritas-dienstgeber.de/publikationen/faktenblaetter-neu/verguetung-regionen-west.html
https://www.gs-qsa-pflege.de/wp-content/uploads/2020/02/2.-Zwischenbericht-Personalbemessung-%C2%A7-113c-SGB-XI.pdf
https://www.gs-qsa-pflege.de/wp-content/uploads/2020/02/2.-Zwischenbericht-Personalbemessung-%C2%A7-113c-SGB-XI.pdf
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Gesundheit/Pflege/Publikationen/_publikationen-innen-pflegestatistik-deutschland-ergebnisse.html#234064


taz 🐾14 was geht nach corona? donnerstag/freitag, 30. april/ 1. mai 2020

taz: Frau Nordmeyer, das Jahr 2020 hätte 
Geschlechtergerechtigkeit global nach vorn 
bringen sollen. Internationale Gleichstel-
lungskonferenzen waren geplant, viele Län-
der hatten wie Deutschland und Frankreich 
angekündigt, das Thema pushen zu wollen. 
Kann das trotz der Coronapandemie jetzt 
noch etwas werden?

Karin Nordmeyer: Zunächst müssen wir 
sehen, dass Mädchen und Frauen in der Pan-
demie dramatisch benachteiligt sind. Glo-
bal gesehen sind 70 Prozent der Arbeiten-
den im Gesundheitswesen Frauen. Sie ha-
ben eine deutlich höhere Arbeitsbelastung 
als Männer und sind einem höheren Infek-
tionsrisiko ausgesetzt. In Italien sind derzeit 
66 Prozent der Infizierten im Gesundheits-
bereich Frauen, in Spanien 72 Prozent. Damit 
aber nicht genug: Auch im häuslichen Sek-
tor haben Frauen die größere Last zu tragen. 
Schon vor Corona haben Frauen weltweit täg-
lich mehr als vier Stunden unbezahlter Sorge-
arbeit geleistet. Zu Hause sind sie von Infek-
tionen bedroht, weil sie die Alten und Kran-

ken pflegen. Diese Arbeitszeit hat sich unter 
Corona weiter massiv verschlechtert.

Wie kommt das?
Wenn mehr Ressourcen in der bezahl-

ten und unbezahlten Pflege gebraucht wer-
den, werden diejenigen belastet, die schon 
da sind. In vielen anderen Branchen werden 
Frauen noch immer als „Zuverdienerinnen“ 
gesehen. Viele haben deshalb ihre Teil- oder 
auch Vollzeitstellen verloren. Und weil sie in 
der Pflege und zu Hause gebraucht werden, 
sind Mädchen vor allem im Globalen Süden 
in Gefahr, auch nach dem Ende der Schul-
schließungen nicht mehr weiter zur Schule 
gehen zu dürfen.

Die Vereinten Nationen sprechen von 
einer „Schattenpandemie“ in Bezug auf 
Frauen und Mädchen. Was ist damit ge-
meint?

Im Schatten von Corona entwickelt sich 
eine weitere Pandemie: Auch Gewalt ge-
gen Frauen steigt exponentiell. Die Aggres-
sionstoleranz von Männern ist noch gerin-
ger als ohnehin schon, die Wut kann meist 
nicht mehr draußen abreagiert werden, beim 
Sport zum Beispiel. Schon vor Corona wurde 

zum Beispiel in Deutschland, Frankreich, Ka-
nada oder Finnland an jedem dritten Tag eine 
Frau von ihrem Partner umgebracht. Seit dem 
Lockdown Mitte März sind die Fälle häusli-
cher Gewalt in Frankreich um 30 Prozent ge-
stiegen. In Singapur, Zypern und Argentinien 
haben die Hotlines mehr als 30 Prozent mehr 
Anrufe verzeichnet, in Deutschland sind ak-
tuell mehr als 17 Prozent beim Hilfetelefon 
„Gewalt gegen Frauen“ eingegangen.

Wie kommt es, dass die Krise wie ein 
Brandbeschleuniger für Ungleichheit 
wirkt?

Wir haben die Rollen, die Frauen in unse-
rer globalen Welt einnehmen, noch immer 
nicht angemessen wahrgenommen und be-
wertet. Jetzt zeigt sich das deutlich. Es ist doch 
zynisch, dass die „systemrelevanten“ Arbeite-
rinnen weniger verdienen als Arbeiter in der 
Metallindustrie. Jetzt fällt ins Auge, dass un-
sere Gesellschaft die Produktion von Gütern 
höher bewertet als die Sorge um Menschen. 
Und letztlich greifen nun die alten Struktu-
ren, auch wenn wir dachten und hofften, 

schon weiter zu sein: Die einen haben Kör-
perkraft, Macht und Geld, die anderen ma-
chen die meiste Arbeit. Zeit, darauf hinzu-
weisen, haben sie deshalb leider auch selten.

Ist die Lage von Frauen und Mädchen je 
nach Kontinent und Land überhaupt ver-
gleichbar? Eine Alleinerziehende in Indien 
und eine in Deutschland stehen vor sehr un-
terschiedlichen Situationen.

Natürlich sind Erwerbsleben und Arbeits-
losigkeit in afrikanischen Staaten oder In-
dien anders strukturiert als in Europa. Aber 
die Grundlinie ist vergleichbar, weil es um 
die Frage geht, was Mädchen und Frauen 
wert sind.

Was sind sie wert?
Die Gleichwertigkeit der Geschlechter ist 

in keinem Land der Welt erreicht, auch in 
Deutschland nicht. Ökonomisch gesehen 
ist unbezahlte Care-Arbeit direkt verknüpft 
mit schlechterem Einkommen. Die Art und 
Weise, wie Familien und die Wirtschaft funk-
tionieren, basiert auf dieser unbezahlten Ar-
beit. Global gesehen verdienen Frauen weni-
ger, können weniger sparen, sind in Teilzeit 
oder im informellen Sektor beschäftigt. Stel-

lenstreichungen gab es durch Corona zuhauf 
in der Gastronomie, dem Tourismusgewerbe, 
der Hotellerie und in Serviceberufen, also 
weiblichen Branchen. Jetzt verstärken Schul-
schließungen den Druck, weil Frauen noch 
immer weitgehend für die Kinderbetreuung 
zuständig sind. Alleinerziehende, deren Netz-
werke brachliegen, können gar nicht arbeiten.

Wo sind Frauen momentan am meisten 
gefährdet?

Besonders gefährdet sind Frauen indige-
ner Völker, zum Beispiel in Argentinien oder 
Kolumbien, weil dort oft der Zugang zu Ge-
sundheits- und Wirtschaftsmaßnahmen 
fehlt. Auch Aufklärung darüber, wie man sich 
schützen kann, findet nicht überall statt, den-
ken wir an Brasilien oder auch an die USA. 
In konfliktbetroffenen Gebieten ist die Situ-
ation besonders grausam. Auf den Fluchtrou-
ten oder in Lagern wie Moria sind die Verhält-
nisse nicht nur hygienisch unmenschlich.

Gibt es denn schon Ansätze, wie Frauen 
unter Corona konkret geholfen werden 
kann?

Es gibt zum Beispiel in Bezug auf den 
Schutz gegen häusliche und sexualisierte 
Gewalt eine ganze Reihe positiver Beispiele 
rund um die Welt. Kanada stellt 50 Millionen 
kanadische Dollar bereit, um Schutzräume 
für Betroffene zu unterstützen, Mexiko gibt 
405 Millionen Pesos an das nationale Netz der 
Frauenhäuser. In Spanien gibt es einen Mes-
saging Service, der in einem Chatroom sofort 
psychologische Hilfe anbietet. In Argentinien 
können Opfer von Gewalt Schutz in Apothe-
ken suchen. Frankreich stellt 20.000 Nächte 
in Hotelzimmern für Frauen zur Verfügung.

Und Deutschland?
Auch hier mieten manche Länderregie-

rungen Hotels an, um Schutzräume zu er-
weitern. Aber schon vor Corona haben hier 
14.000 Frauenhausplätze gefehlt. Da müs-
sen wir langfristig nachsteuern. Technisch 
wäre es zudem längst möglich, auf digitalen 
Sprachassistenten Programme zu installie-
ren, damit Frauen heimlich Gefahr signalisie-
ren können, auch wenn die Männer zu Hause 
sind. So etwas müssen wir jetzt pushen.

Welche geschlechtsspezifischen ökono-
mischen Maßnahmen gibt es schon?

Interview Patricia Hecht

Costa Rica hat die Zinssätze für Kredite ge-
senkt, um benachteiligte Bevölkerungsgrup-
pen zu adressieren, also auch Indigene und 
Frauen. Der südafrikanische Präsident hat 
einen Fonds angekündigt, der auch die Ar-
beitnehmerinnen schützen soll.

Reicht das?
Das wichtigste ist: Frauen müssen an Gel-

der kommen. Die Staaten müssen Bargeld 
direkt in ihre Hände bringen. Dass es dort 
wirksamer ist als in den Händen von Män-
nern, weil Frauen nachhaltiger wirtschaften, 
wissen wir. Auch Kleinkredite an Frauen hel-
fen. Deren Bedingungen dürfen nicht an Ver-
mögen gekoppelt werden, weil Frauen sonst 
kaum Chancen haben, sie zu bekommen. Bis-
her werden unter Corona vor allem große 
Unternehmen adressiert, weil im Globalen 
Norden Schlüsselindustrien von Männern 
dominiert sind. Wir müssen aber das kleine 
Business in den Blick nehmen. Und wir müs-
sen Daten sammeln, wie sich Covid-19 auf 
Frauen auswirkt, um valide Argumentations-
grundlagen zu haben.

Was lernen wir dabei aus vergangenen 
Krisen?

Nach Ebola hat sich beispielsweise gezeigt, 
dass Männer schnell ihr Einkommensni-
veau von vor der Krise erreichen konnten, 
Frauen nicht. Wir müssen die Geschlechter 
also unterschiedlich adressieren. Männer 
verdienen ihr Einkommen global viel eher 
in organisierten Verhältnissen. 740 Millio-
nen Frauen weltweit arbeiten im informel-
len Sektor. Das müssen wir berücksichtigen. 
Auch Krankenversicherungen und Mutter-
schutz müssen in diesen Sektor reichen.

Was muss passieren, damit die Krise als 
Chance genutzt werden kann?

Wir müssen an die Bruchstellen ran – 
jetzt. Und wir müssen vor allem dranblei-
ben, wenn die Krise wieder vorbei ist. Wir 
können nicht mehr weitermachen wie bis-
her. Zum Glück merken wir gerade, dass ein 
gleichstellungspolitischer Rückschritt in alte 
Rollenmuster nicht mehr so einfach möglich 
ist – er fällt zumindest auf. Niemand kann 
mehr unbemerkt das Rad zurückdrehen.

Könnte eine gleichberechtigtere Welt der 
Krise besser standhalten?

Gegenwärtig verbrauchen wir uns im 
Kampf. Wir werden Krisen nie ganz verhin-
dern können, sie aber besser bewältigen, 
wenn alle ihr Potenzial einbringen. Gesell-
schaften profitieren von unterschiedlichen 
Perspektiven, sie sind dann stabiler. Wenn 
Risiken auf mehr Schultern verteilt werden, 
bricht außerdem niemand mehr unter der 
zu großen Last zusammen. Wären weibli-
che Pflegekräfte vor der Krise gehört wor-
den, wäre das Gesundheitssystem nun res-
ilienter. Das Ziel der Vereinten Nationen ist 
es, Geschlechtergerechtigkeit bis 2030 mas-
siv voranzubringen. Dieses Ziel bleibt auch 
unter Covid-19.

Ist das nicht völlig utopisch?
Natürlich brauchen manche Veränderun-

gen Generationen. Aber vielleicht braucht 
es auch radikale Maßnahmen. Wenn alle 
Frauen nur eine Viertelstunde ihre Arbeit 
niederlegen würden, wäre klar, dass ohne sie 
nichts geht. In der jetzigen Situation ist ein 
solcher Generalstreik nicht möglich. Aber 
ich möchte das als Aufruf an die junge Ge-
neration verstehen: Zeigt, welche Relevanz 
Frauen in der Gesellschaft haben.

„Wir müssen an die 
Bruchstellen ran – jetzt“

Frauen trifft gerade weltweit eine „Schattenpandemie“, sagt von den Vereinten Nationen 
Karin Nordmeyer: Sie sind innerhalb der Coronakrise dramatisch benachteiligt
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Eine Vergangenheit, die nicht vergeht
75 Jahre ist das Ende des ZweitenWeltkriegs her. Die Schriftstellerin
Manja Präkels beschreibt in einer persönlichenGeschichte, wie sie in
derDDR auf denKrieg blickte – undwie dies dasHeute prägt
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Von Konrad Litschko  
und Pascal Beucker

Der diesjährige 1. Mai wird ein 
historischer. Erstmalig in der 
Geschichte der Bundesrepublik 
verzichtet der Deutsche Gewerk-
schaftsbund (DGB) auf seine tra-
ditionellen Demos und Kundge-
bungen. Dank Corona wird der 
altgediente Kampftag der Ar-
beiterbewegung – in Deutsch-
land das erste Mal 1890 began-
gen – zu einer weitgehend virtu-
ellen Veranstaltung. Und selbst 
bei den Autonomen, die seit den 
1980er Jahren in Hamburg oder 
Berlin den 1. Mai auf ihre eigene 
Weise mit größeren oder kleine-
ren Krawallen begehen, ist in 
diesem Jahr alles anders.

Die Coronapandemie hat 
auch zu einer drastischen Ein-
schränkung des Demonstra-
tionsrechts geführt. Bis heute 
sind bundesweit alle größeren 
öffentlichen Versammlungen 
untersagt. Inzwischen sind in 
einigen Bundesländern zumin-
dest kleinere Zusammenkünfte 
wieder erlaubt. So dürfen sich in 
Thüringen bis zu 50 Menschen 
unter freiem Himmel versam-
meln. In Berlin liegt es im Be-
nehmen der Versammlungsbe-
hörde, bis zu 20 Teilnehmende 
zuzulassen. In anderen Län-

dern sind Ausnahmen nach ei-
ner individuellen Verhältnismä-
ßigkeitsprüfung möglich – was 
auch das Bundesverfassungsge-
richt verlangt, das ein generel-
les Verbot in einem Beschluss 
vom 15. April für unzulässig er-
klärt hat.

Im vergangenen Jahr betei-
ligten sich immerhin noch bun-
desweit 381.500 Menschen an 
den insgesamt 481 Veranstaltun-
gen des DGB. In diesem Jahr hat 
der Gewerkschaftsdachverband 
seine Aktivitäten vollständig ins 
Netz verlegt. Ab 11 Uhr soll es ei-
nen dreistündigen Live stream 
geben mit Beiträgen aller DGB-
Gewerkschaften und DGB-Be-
zirke sowie einer Reihe von 
Künstler:innen – von Dota über 
Ute Lemper und Jocelyn B. Smith 
bis Konstantin Wecker. „Solida-
rität heißt in diesem Jahr: Ab-
stand halten!“, so DGB-Chef 
Reiner Hoffmann. Einige linke 
Gewerkschafter:innen wollen 
aber trotzdem demonstrieren. 
„Im Rahmen des Infektions-
schutzes“, wie die Initiator:innen 
betonen. Nach eigenen Angaben 
meldeten sie Kleinkundgebun-
gen in mehr als 30 Städten an.

Auch die Autonomen stehen 
wegen des Coronavirus vor ei-
ner Zäsur. Demonstrieren  wol-
len sie dennoch, mehr oder we-

niger: In Berlin rufen sie dazu 
auf, ab 18 Uhr sich im Stadtteil 
Kreuzberg zu versammeln und 
sich von dort zu einzelnen Or-
ten zu bewegen, die über So-
cial Media bekanntgegeben 
würden. Mundschutz und Ab-
standhalten sollen dabei einge-
halten werden. Gestritten wurde 
noch mit der Versammlungsbe-
hörde, ob am Nachmittag auch 
ein linksradikaler Autokorso 
im vornehmen Stadtteil Gru-
newald zugelassen wird. Auch 
in Hamburg wollen Autonome 
um 20 Uhr auf der Reeperbahn 
auf die Straße gehen. „Krank ist 
das System!“, lautet ihr Aufruf. 
Auch dort will man Abstandsre-
geln einhalten – und sich zum 
Schutz vermummen.

In Köln ruft das Aktionsbünd-
nis #UnteilbarSolidarisch zu 
Protesten auf, „um auf die Not-
lagen der Menschen jetzt und 
über die Coronakrise hinaus 
aufmerksam zu machen“. Mit 
dabei sind unter anderem die 
Fridays for Future, die Interven-
tionistische Linke und die Initi-
ative Kein Mensch ist illegal. An 
vielen Orten sind Kundgebun-
gen und Aktionen angemeldet. 
Um 16 Uhr ist eine gemeinsame 
Abschlussaktion geplant – alles 
unter strenger Wahrung der Co-
rona-Sicherheitsvorkehrungen.

Diesmal ist alles anders: Der DGB verlegt seine Veranstaltungen ins 
Internet. Und die Autonomen wollen nicht nur einen Mundschutz 
tragen, sondern auch die Abstandsregeln einhalten

1.Mai: heraus  
oder zu Haus?

Am letzten 1. Mai war ich in Lüdenscheid auf 
der Bühne der DGB-Demo mit der IG-Metall-
Jugend. Wir haben über Ausbildung gespro-
chen. Ich habe mich als Superheld verkleidet 
Kinder bespaßt, weil der digitale Wandel Trans-
former braucht. Die Kinder fanden das super. 
Ich war in den letzten sechs, sieben Jahren im-
mer bei den Demos. Dieses Jahr geht das nicht. 
Das fehlt mir. 

Klar werde ich mir die Veranstaltungen von 
DGB oder SPD im Netz anschauen und Social 
Media machen. Aber da bleibt man ja doch oft 
in seiner eigenen Blase. Ich werde eine SPD-
Fahne über meinen Balkon hängen. Das klingt 
altmodisch, aber analog ist verbindlicher. Ich 
wohne an einer Hauptstraße, von da aus wird 
man die Fahne gut sehen können. Am besten 
wäre, wenn jemand bei mir klingelt. Damit 
rechne ich aber nicht. Ich erwarte auch nicht, 
dass mir jemand die Scheiben einwirft. Wenn 
Leute sich daran erinnern, dass der 1. Mai nicht 
bloß irgendein freier Tag ist, habe ich mein Ziel 
 erreicht.  Protokoll: Stefan Reinecke

„Analog ist 
verbindlicher“
Manuel Bunge, 27, SPD-Mitglied aus 
Lüdenscheid. Kaufmann bei einem 
Autozulieferer, derzeit Betriebsrat

Unsere Gruppe wird am 1. Mai natürlich auf 
die Straße gehen, ich auch. Warum auch nicht? 
Der 1. Mai ist ein politisches und historisches 
Datum, das weiter Relevanz hat – gerade jetzt 
in Coronazeiten. Diese Krise schreit doch ge-
radezu nach politischen Antworten. Wir se-
hen ein Gesundheitssystem, das nicht funkti-
oniert, weil es auf Profite für wenige angelegt 
ist, und nicht auf das Wohl aller. Es gibt Men-
schen, die für Schutz am Arbeitsplatz streiken 
müssen oder durch Kurzarbeit weiter ausge-
beutet werden. Und andere, wie bei Amazon, 
die nicht mal Betriebsversammlungen abhal-
ten dürfen. Dazu tritt der Rassismus weiter of-
fen zutage: an der EU-Außengrenze, in Moria, 
wo Geflüchtete bekämpft werden. Oder in Ha-
nau, wo Menschen deshalb erschossen wurden. 
Dass es auch anders gehen kann und gehen 
muss, nämlich mit einer sozialistischen Gesell-
schaft, dafür braucht es den 1. Mai als Kampf-
tag. Der Kapitalismus ist keine Lösung.

Was wir nur länger diskutiert haben, war, wie 
der 1. Mai in diesem Jahr aussehen kann. Na-
türlich nehmen wir das Virus ernst und wol-
len nicht, dass sich Menschen anstecken. Dass 
es das Virus nicht gibt oder dass es bewusst in 
die Welt gesetzt wurde, um Repression durch-
zudrücken, ist nicht unsere Position. Aber klar 
ist, dass die Herrschenden diese Pandemie ge-
rade ausnutzen, um demokratische Rechte aus-
zusetzen.

Deshalb brauchen wir am 1. Mai ein kollek-
tives Zeichen, nicht nur am Laptop. Wir wer-
den uns dabei schützen, mit Gesichtsschutz 
und Abstandhalten. Und wir probieren etwas 
Neues: Wir rufen auf, ab 18 Uhr nach Kreuz-
berg 36 zu kommen, egal wohin. Über Twitter 
werden wir dann Orte bekanntgeben, zu denen 
sich die Leute auf verschiedenen Wegen bege-
ben sollen und dort ihren Protest ausdrücken 
können. Alle so, wie sie es mögen, mit Bannern, 
Flyern, Farbbeuteln oder Pyros, zu Fuß, auf’m 
Fahrrad oder auf Hausdächern. Unsere Gruppe 
wird auf jeden Fall Transparente und rote Fah-
nen dabeihaben, damit klar ist, dass es hier um 
den 1. Mai geht. Wir fluten Kreuzberg mit In-
halten, auch das ist dann eine Manifestation!

Dass der Berliner Senat und die Polizei das 
nicht wollen, haben wir mitbekommen. In Ber-
lin dürfen jetzt 20 Leute demonstrieren. Aber 
wenn Schutzmaßnahmen eingehalten werden, 
was soll das? Wo ist der Unterschied zu Super-
märkten oder Büros, in denen sich Menschen 
begegnen? In Tel Aviv demonstrierten gerade 
Tausende gegen Netanjahu, mit Masken und 
Abstand. Warum soll das nicht auch hier ge-
hen? Weil es vielleicht auch dem Berliner Se-
nat darum geht, Grundrechte einzuschränken? 
Das wäre der Weg in den autoritären Staat und 
den machen wir nicht mit. Wir rufen auf, sich 
am 1. Mai nicht von den Bullen provozieren 
zu lassen – auch wenn es am besten wäre, sie 
kämen erst gar nicht nach Kreuzberg. Wir je-
denfalls werden auf der Straße sein und un-
sere Botschaften setzen.“

Protokoll: Konrad Litschko

„Auf die Straße! 
Jetzt erst recht!“
Marco Lorenz, Radikale Linke Berlin, 
wünscht sich ein kollektives Zeichen 
nicht nur am Laptop

„Am 1. Mai demonstriere ich für die Verbesse-
rungen unserer Lebens- und Arbeitsbedingun-
gen. Wie jedes Jahr, nur diesmal etwas anders: 
online ab 11 Uhr mit dem DGB und mittags mit 
einer kleinen, genehmigten Kundgebung in 
der Bochumer Innenstadt.

Ich finde beide Aktionen wichtig: Online 
können Hunderttausende dabei sein und er-
leben, dass wir nicht allein sind – auch und ge-
rade in Zeiten des Social Distancing. Mittags 
geht es unter freiem Himmel darum, Grund- 
und Freiheitsrechte zu verteidigen und unsere 
Straßen und Plätze nicht Faschisten zu über-
lassen. Wenn Shoppen in großen Einkaufs-
zentren möglich ist und Krankenhäuser ihre 
Wahleingriffe hochfahren, sind auch Kundge-
bungen unter Einhaltung des Infektionsschut-
zes durchführbar.

Momentan herrscht vermeintlich Einigkeit, 
dass im Mittelpunkt der Maßnahmen das Le-
ben stehen muss. Ein Blick in verarmte Län-
der und in die Flüchtlingslager zeigt, dass das 
schon jetzt nicht für alle gilt. Wer zahlt für die 
Krise? 

Die Aktionen auf der Straße sind auch Sym-
bol dafür, dass der Widerstand schon da ist, 
wenn wieder die Mehrheit für die Krise zahlt, 
während Reiche und Superreiche daran ver-
dienen. Also heißt es auch in diesem Jahr: He-
raus zum 1. Mai – aber bitte mit Abstand und 
Gesichtsmaske.“

„Nicht Faschisten 
überlassen“
Katharina Schwabedissen, 47 Jahre, 
Verdi-Gewerkschaftssekretärin in 
Essen, ist online und vor Ort dabei 

„Wo bin ich am 1. Mai? Definitiv nicht vor 8.000 
Gewerkschafter*innen auf dem Kölner Heu-
markt – wie 2019. Aber ich werde auch nicht 
zu Hause bleiben.

Erst mal bin ich virtuell ab 10 Uhr mit vie-
len Kolleg*innen im Livestream. Und um 14 Uhr 
werde ich an einer öffentlichen Pressekonfe-
renz auf dem Hans-Böckler-Platz am DGB-
Haus teilnehmen. Gemeinsam mit Lokführern, 
Krankenschwestern, Verkäuferinnen, Metall- 
und Milcharbeitern, die auch in der coronalen 
Krise unter deutlich erschwerten Bedingungen 
arbeiten: mit erheblich intensiviertem Hyge-
nieschutz, zum Beispiel in der Produktion der 
Lebensmittelbranche, der Elektroindustrie und 
der  Chemieindustrie.

Fünfundsiebzig Prozent aller Ar beit neh-
mer*innen arbeiten unter Corona weiter, viel-
fach mobil: in Banken, Anwaltskanzleien, Ver-
waltungen, Bundesagenturen und Krankenkas-
sen, elektronischen wie Printmedien. Und bei 
Stromversorgern und IT-Unternehmen, die die 
digitalen Netze am Laufen halten für die ent-
grenzte Arbeit im Homeoffice, das Profitarbeit 
mit Kinderbildung und Familiensorge unter 
einen Hut zwingt. Sie alle sind ,systemüber-
lebensrelevant‘. 

Deshalb: Equal Pay statt Niedriglohnsekto-
ren, zukunftssichere Gestaltung der Arbeitsver-
hältnisse von Soloselbstständigen – und nach 
der Krise: sozialer Lastenausgleich statt Steu-
ersenkungen à la Söder. Auch unter den gegen-
wärtig erschwerten Bedingungen ist es wich-
tig, darauf öffentlich sichtbar aufmerksam zu 
machen.

Und mit dem Fahrrad werde ich all die Initia-
tiven besuchen, die in Köln ebenfalls in kleinen 
Versammlungen an vielen Orten für Flücht-
linge, für Frieden, für bezahlbaren Wohnraum, 
Klimaschutz und die Energiewende, für emissi-
onsarme Mobilität demonstrieren. Mit denen 
arbeite ich das ganze Jahr zusammen, da fin-
den wir uns auch am 1. Corona-Mai, denn ,so-
lidarisch ist mensch nicht alleine‘.“

„Equal Pay statt 
Niedriglohn“
Witich Roßmann, 68, promovierter 
Politikwissenschaftler und IG-
Metaller, Vorsitzender des DGB Köln

Antipoden eines historischen Kampftages: 1. Mai 2017 in Berlin-Kreuzberg   Foto: Nikita Teryoshin
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Der wegen 
Verbrechen 

gegen die 
Menschlichkeit 

angeklagte 
Anwar R. im 

Koblenzer 
Gericht 

Foto: Thomas 
Lohnes/reuters

Aus Koblenz Sabine am Orde

Da hat Rechtsanwalt Michael 
Böcker zu viel versprochen. Bei 
Prozessbeginn hatte der Vertei-
diger erklärt, es werde vielleicht 
am dritten Prozesstag schon 
eine schriftliche Erklärung sei-
nes Mandanten geben. Dieser 
werde sich auch zur Anklage 
äußern. Und die hat es in sich.

Böcker vertritt den Syrer An-
war R., dem die Bundesanwalt-
schaft Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, 58fachen Mord, 
Folter im mindestens 4.000 Fäl-
len, Vergewaltigung und sexu-
elle Nötigung vorwirft. R. soll 
die Ermittlungsabteilung samt 
einem Foltergefängnis des All-
gemeinen Syrischen Geheim-
dienstes geleitet haben, beides 
Teil der berüchtigten Abteilung 
251. Seit letzter Woche steht er in 
Koblenz vor dem Oberlandesge-
richt. Weltweit zum ersten Mal 
muss sich ein mutmaßlicher 
Folterknecht des Assad-Regi-
mes vor Gericht verantworten. 
R.s Erklärung aber lässt auf sich 

warten. Das Gericht hat unter-
dessen die ersten ZeugInnen 
gehört – am Mittwoch Beam-
tinnen des Bundesamts für Mi-
gration und Flüchtlinge und des 
Auswärtigen Amts. Sie machten 
klar, dass R. im Juli 2014 nach 
Deutschland einreiste – als Teil 
eines Aufnahmeprogramms für 

5.000 besonders schutzbedürf-
tige syrische Flüchtlinge, das das 
Bundesinnenministerium 2013 
aufgelegt hatte. R., so hieß es, sei 
„aus politischen Gründen“ nach 
Deutschland geholt worden. Der 
Grund: eine Empfehlung von 
Riad Seif, einem lang jährigen 
syrischen Oppositionellen.

Das Auswärtige Amt bestä-
tigte R. „im Grundsatz“ eine 

„aktive Rolle“ in der syrischen 
Opposition. So habe R. Anfang 
2014 an den Friedensgesprä-
chen Genf II teilgenommen. Als 
R. ein knappes Jahr nach seiner 
Einreise in Deutschland für sich 
und seine Familie einen Asylan-
trag stellte, wurde ihm ohne An-
hörung Asyl gewährt. Als R. sich 
Ende 2012 nach Jordanien ab-
setzte, scheint er also eine be-
merkenswerte Wandlung voll-
zogen zu haben.

Die Ermittlungen gegen R. in 
Deutschland wurden von ihm 
selbst ausgelöst, hatte zuvor 
der zuständige Ermittlungslei-
ter des Bundeskriminalamts 
ausgesagt. Einmal wurde R. als 
Zeuge in anderen Ermittlungen 
befragt, einmal ging er in Berlin, 
wo er als Flüchtling bis zu seiner 
Verhaftung lebte, selbst zur Poli-
zei. R. fühlte sich vom syrischen 
Geheimdienst verfolgt – und 
suchte Hilfe. Als er dort den Be-
amten vorsichtig von seiner Tä-
tigkeit in Damaskus berichtete, 
sendeten dieses einen Hinweis 
an das BKA.

Erstmals muss sich 
ein mut maßlicher 
Folter knecht Assads 
vor Gericht 
verantworten

Anwar R. kam mit einem Sonderprogramm für besonders schutzbedürftige Flüchtlinge 
nach Berlin. Eine angekündigte Erklärung lässt auf sich warten

Noch schweigt der 
Angeklagte

Dort begann man Informa-
tionen über R. zusammenzu-
tragen. Im BKA hatte sich be-
reits viel Wissen über Syrien 
angehäuft, seit September 2011 
läuft ein sogenanntes Struktur-
verfahren. Der Ermittlungslei-
ter fragte beim Bundesnach-
richtendienst nach und bei ei-
ner NGO namens CIJA, die 
Dokumente, die Aktivisten aus 
Syrien herausgeschmuggelt 
haben, auswertet und archi-
viert. Er überprüfte die Bilder 
des ehemaligen syrischen Mili-
tärfotografen mit dem Deckna-
men „Caesar“, der Tausende Fo-
tos von zu Tode gefolterten Ge-
fangenen gemacht hat. Und er 
suchte nach Zeugen. Eine Aus-
sage zur Abteilung 251, in der 
der Name R. fiel, lag dem BKA 
schon vor. Hinweise auf Opfer-
zeugen kamen auch aus Schwe-
den, Norwegen und Frankreich. 
Insgesamt habe man 70 Zeugen 
befragt.

Der BKA-Mann berichtete 
auch von Foltermethoden, die 
er nach Auswertung zahlrei-
cher Opferaussagen für „Stan-
dard“ hält. Das sogenannte „Fa-
laka“ gehört dazu, Schläge auf 
die besonders empfindlichen 
Fußsohlen. „Dulab“, wobei Ge-
fangene in einen Reifen gesteckt 
und geschlagen werden. Elekt-
roschocks. Das Aufhängen an 
der Decke, sodass die Fußspit-
zen gerade den Boden berüh-
ren. Inhaftierte, berichtete der 
BKA-Beamte, wurden so stun-
den-, manchmal tagelang hän-
gen gelassen- und dabei ge-
schlagen oder auch mit Ziga-
retten verbrannt.

Ähnliches sagte auch Laura 
Thurmann, eine Ethnologin, 
die kurz beim Phänomenbe-
reich Syrien des BKA gearbei-
tet hat und im Auftrag der Bun-
desanwaltschaft ein Gutach-
ten über die Situation in Syrien 
2011/2012 erstellt hat. Im März 
2011 begannen die Proteste ge-
gen das Regime von Baschar al-
Assad und dessen brutale Versu-
che, diese zu unterdrücken. Kurz 
vor Weihnachten 2012 setzte R. 
sich aus  Syrien ab.

Der Prozess wird am 18. Mai 
fortgesetzt. Dann wird Verteidi-
ger Böcker wahrscheinlich auch 
die Erklärung R.s verlesen.

Mit dem Rechtsstaat 
gegen IslamistInnen

Von Konrad Litschko

Der Rechtsstaat zeigt Härte. 
Gleich mehrere Gerichte fällten 
am Mittwoch Urteile gegen Is-
lamistInnen. In Düsseldorf und 
München wurden zwei Frauen 
verurteilt, die zum IS nach Sy-
rien ausgereist waren. In Celle 
war es ein Mann, der solche Aus-
reisen mitbefördert haben soll.

Die in Düsseldorf verurteilte 
Carla S. hatte gestanden, im Ok-
tober 2015 mit ihren drei Kin-
dern von Oberhausen nach Sy-
rien zum „Islamischen Staat“ 
(IS) ausgereist zu sein. Ihren 
Mann hatte sie überrumpelt 
und zurückgelassen. In Syrien 
soll die 33-Jährige Mitglied einer 
weiblichen Kampfeinheit gewe-

sen sein, der „Katiba Nusaiba“, 
und andere Frauen zu Schieß-
trainings gefahren haben. Sie 
selbst besaß eine Handgranate. 
Ihren damals sechsjährigen 
Sohn soll sie in ein Ausbildungs-
camp für IS-Kindersoldaten ge-
geben haben. Alle ihre Kinder 
mussten sich auch eine öffent-
liche Hinrichtung ansehen. Der 
Sohn starb später bei einem Ra-
ketenangriff.

Das Gericht verurteilte Carla 
S. wegen Mitgliedschaft in ei-
ner terroristischen Vereini-
gung, schwerer Kindesentzie-
hung mit Todesfolge und ande-
rer Delikte zu fünf Jahren und 
drei Monaten Haft. Die Bundes-
anwaltschaft hatte sieben Jahre 
gefordert, die Verteidigung drei-

einhalb. Carla S. gab sich im Pro-
zess reumütig: Sie habe nicht ge-
wusst, was genau der IS in Syrien 
tue. Im April 2019 war sie nach 
Deutschland zurückgekehrt, als 
eine der ersten IS-Gefangenen 
mithilfe der Bundesregierung. 
Ihre Kinder befinden sich wie-
der beim Vater, auch eine Toch-
ter, die Carla S. in Syrien mit ei-
nem IS-Kämpfer bekam.

Ebenfalls verurteilt wurde am 
Mittwoch in München die Isla-
mistin Sibel H. Die 33-Jährige 
war ebenfalls zum IS nach Sy-
rien ausgereist, dies aber bereits 
2013. Zuvor hatte sie sich unter 
anderem auf Veranstaltungen 
des Salafistenpredigers Pierre 
Vogel radikalisiert. Nach einer 
Rückkehr brach Sibel H. 2016 

In gleich drei Prozessen wurden am Mittwoch IslamistInnen verurteilt. Zwei 
Frauen waren zum IS ausgereist, ein Mann hatte solche Ausreisen unterstützt

erneut von Bayern nach Syrien 
auf. Im August 2017 geriet sie in 
kurdische Gefangenschaft und 
brachte dort ein Kind zur Welt.

Neuer Vorwurf
Die Bundesanwaltschaft hatte 
Sibel H. mit einem neuen Vor-
wurf angeklagt, um auch IS-
Frauen verfolgen zu können: Sie 
warf ihr Aneignung vor, weil sie 
in Syrien mit ihrem Ehemann in 
einer Wohnung und zwei Häu-
sern von Vertriebenen durch 
den IS gelebt habe. Gewertet 
wurde das als Kriegsverbrechen 
gegen das Eigentum. Zudem 
habe H. mit der Haushaltsfüh-
rung und dem Kümmern um 
das erste Baby dafür gesorgt, 
dass ihr Mann uneingeschränkt 
dem IS zur Verfügung stand. Sie 
selbst habe Zugriff auf zwei Ka-
laschnikows gehabt.

Das Oberlandesgericht Mün-
chen folgte dem. Es verurteilte 
Sibel H. zu drei Jahren Haft we-
gen Mitgliedschaft in der Ter-
rormiliz und Kriegsverbrechen 
gegen das Eigentum – nur ein 
halbes Jahr weniger als von der 

Anklage gefordert. Die Vertei-
digung hatte auf zweieinhalb 
Jahre plädiert: Frauen hätten im 
IS-Gebiet fast nichts selbst ent-
scheiden können, auch nicht 
über die Wohnorte. Auch Sibel 
H. will sich vom Islamismus ab-
gewendet haben und befindet 
sich in einem Aussteigerpro-
gramm. Seit April 2018 ist sie 
mit ihren beiden Kindern wie-
der in Deutschland.

Das Oberlandesgericht 
Celle schließlich verurteilte 
den 30-jährigen Ahmed F. zu 
drei Jahren und drei Monaten 
Haft. Er war Mitangeklagter im 
seit 2017 laufenden Großpro-
zess gegen den mutmaßlichen 
Deutschlandchef des IS, Ahmad 
A. alias Abu Walaa. Ahmed F. 
hatte zuletzt überraschend und 
ohne Absprache mit seinen An-
wälten gestanden, dass seine 
Gruppe tatsächlich den IS unter-
stützte und er zwei Männern, die 
dorthin ausreisen wollten, Tele-
fonnummern von Kontaktper-
sonen gegeben habe. Auch Abu 
Walaa belastete er schwer. Ah-
med F. wurde darauf freigelas-

sen, sein Fall vom Prozess abge-
gliedert.

Das Gericht wertete sein Ge-
ständnis nun strafmildernd. 
Die Bundesanwaltschaft hatte 
drei Jahre Haft und neun Mo-
nate gefordert, die Verteidi-
ger nur eine Bewährungsstrafe 
oder Verfahrenseinstellung. Ins 
Gefängnis muss Ahmed F. nicht 
mehr: Er hatte bereits mehr als 
drei Jahre in U-Haft gesessen 
– 19 Tage mehr als jetzt verur-
teilt. Weil dies wegen des spä-
ten Geständnisses aber selbst 
verschuldet sei, erteilte das Ge-
richt keine Haftentschädigung. 
Auch Ahmet F. will sich inzwi-
schen vom Islamismus abge-
wendet haben.

Abu Walaa und die nun noch 
drei Mitangeklagten müssen 
sich dagegen weiter vor Gericht 
verantworten. Die Männer sollen 
junge Muslime radikalisiert und 
in IS-Kampfgebiete geschickt ha-
ben. Auch Anis Amri, der Atten-
täter vom Berliner Breitscheid-
platz, hatte Kontakt zu Abu Wa-
laa. Ein Prozessende ist hier noch 
nicht absehbar.

Anklage im Mordfall Lübcke 
erhoben. Den Rechtsextremisten 
Stephan Ernst habe Hass getrieben

Von Konrad Litschko

Die Tat sorgte für Entsetzen. In der Nacht zum 
2. Juni 2019 wurde der Kasseler Regierungsprä-
sident Walter Lübcke mit einem Kopfschuss er-
mordet – mutmaßlich von dem Rechtsextre-
misten Stephan Ernst. Es war der erste rechts-
extreme Mord an einem Politiker in der 
Bundesrepublik. Nun erhebt die Bundesan-
waltschaft Anklage.

Sie wirft Ernst Mord vor. Er habe seinen 
„Fremdenhass“ auf den CDU-Politiker „proji-
ziert“, der für eine Aufnahme von Geflüchte-
ten in Deutschland plädiert hatte. Die Ermittler 
hatten Ernst wegen einer DNA-Spur am Tatort 
festgenommen. Der 47-Jährige hatte den Mord 
zunächst gestanden: Er habe Lübcke erschos-
sen, weil dieser Flüchtlingsgegner auf einer 
Bürgerversammlung im Oktober 2015 in Kas-
sel-Lohfelden kritisiert hatte. Dann aber wi-
derrief Ernst sein Geständnis – und benannte 
seinen Freun, den Mitbeschuldigten Markus 
H., als wahren Mörder. Gemeinsam sei man 
zu Lübcke gefahren, um ihn einzuschüchtern. 
Dabei habe Markus H. den CDU-Politiker „ver-
sehentlich“ in den Kopf geschossen.

Die Ermittler glauben diese Version jedoch 
nicht. Ernst habe sich vielmehr seit der Bürger-
versammlung in einen Hass auf den CDU-Poli-
tiker gesteigert. Spätestens nach der Silvester-
nacht in Köln 2016, als es zu Übergriffen von 
Migranten auf Frauen kam, habe er den Ent-
schluss gefasst, Lübcke zu töten – als „öffent-
lich beachtetes Fanal gegen die von ihm abge-
lehnte gegenwärtige staatliche Ordnung“.

Wiederholt habe Ernst das Wohnhaus von 
Lübcke ausgespäht. Den Tattag habe er bewusst 
gewählt, weil dort in Lübckes Wohnort ein Dorf-
fest stattfand. In der Dunkelheit habe er sich 
an Lübcke herangeschlichen und ihn aus kur-
zer Entfernung in den Kopf geschossen.

Markus H. wird dennoch mitangeklagt – we-
gen Beihilfe zum Mord. Er soll Ernst in seinem 
Mordplan bestärkt haben. Beide hatten auch 
rechte Demonstrationen besucht. H. habe Ernst 
damit „Zuspruch und Sicherheit“ für dessen 
Tat vermittelt. In einem getrennten Verfahren 
wird weiter gegen den Trödelhändler Elmar J. 
ermittelt, der Ernst 2016 die Tatwaffe für 1.100 
Euro verkauft haben soll.

Stephan Ernst wirft die Anklage zudem 
noch einen versuchten Mord vor: Bereits im 
Januar 2016 soll er in Kassel-Lohfelden einen 
irakischen Asylsuchenden angegriffen haben – 
vor der Erstaufnahmestelle, über die Lübcke da-
mals informiert hatte. Mit einem Rad sei er an 
den 22-Jährigen herangefahren und habe eine 
Parole gerufen. Der Iraker habe den Zuruf nicht 
verstanden und wollte Ernst vorbeilassen. Dar-
auf habe ihm dieser von hinten mit einem Mes-
ser in den Rücken gestochen. Nach taz-Infor-
mationen soll eine DNA-Spur an einem Messer 
von Ernst ihn überführt haben. Auch mit dieser 
Tat wollte Ernst „seinen rechtsextremistischen 
Hass auf Flüchtlinge ausleben“, so die Anklage.

„Ein Fanal gegen 
die staatliche 
Ordnung“



donnerstag/freitag, 30. april/ 1. mai 2020 17wirtschaft + umwelttaz 🐾

Halbierte  
arme Schweine 
in einem 
Schlachthof   
Foto: dpa

Von Mareike Andert

Jedes fünfte deutsche Start-
up ist grün. Zu dem Ergebnis 
kommt der am Mittwoch veröf-
fentlichte Green Start-up Moni-
tor. Grün sind dabei Start-ups, 
die „mit ihren Produkten und 
Dienstleistungen einen konkre-
ten Beitrag zu Umwelt-, Klima- 
und Ressourcenschutz“ leisten, 
sagt Yasmin Olteanu vom Bor-
derstep Institut, das den Moni-
tor gemeinsam mit dem Bun-
desverband Deutsche Start-ups 
erstellt hat.

Im Vergleich zur letzten Un-
tersuchung 2018 gibt es zwar 
weniger grüne Gründer*innen, 
doch das liege daran, dass die 
neue Studie strengere Kriterien 
angelegt hätte, erklärt der Direk-
tor des Borderstep Institut, Klaus 
Fichter. Vom Trend her geben es 
aber einen Anstieg.

Grüne Start-ups sind in allen 
Branchen von Mobilität über Fi-
nanzen bis hin zu Bildung ver-
treten, am stärksten im Bereich 
nachhaltige Ernährung und 
Landwirtschaft. Sie orientierten 
sich genauso an Wachstum und 
Gewinn, schafften aber zusätz-
lich einen gesellschaftlichen 
und ökologischen Mehrwert 
und seien so „wichtiger Trei-
ber zur Green Economy“, sagt 
Olteanu. Fichter spricht von ei-
ner „doppelten Dividende“. Mit 
ihrem Ansatz würden grüne 
Start-ups das „Immunsystem 
der Ökonomie“ stärken, beson-
ders mit Blick auf die Corona-
krise. Sie würden an Lösungen 
für die großen Herausforderun-
gen arbeiten, insbesondere dem 
Klimawandel.

Auch bei Partizipation und 
Diversität haben grüne Start-
ups die Nase vorn. Die Quote 

der Gründerinnen ist deutlich 
höher als bei herkömmlichen 
Start-ups. Wichtiger ist ihnen 
auch eine nachhaltige Unter-
nehmenspolitik. Sie beteiligen, 
motivieren und fördern ihre Be-
schäftigten öfter.

Geld zu beschaffen ist für 
grüne Start-ups dagegen schwe-
rer als für herkömmliche. Ge-
rade große Geldgeber hielten 
sich bei grünen Technologien 
zurück, sagt Fichter. Ihnen fehle 
die Expertise, außerdem seien 
die Entwicklungszeiten oft län-
ger. „Der Staat verschläft das 
wirtschaftliche Potenzial grüner 
Start-ups“, kritisiert er. Chris-
tian Miele, Präsident des Bun-
desverbandes Deutsche Start-
ups ergänzt: Um Kindern und 
Enkeln etwas „Gutes“ zu hinter-
lassen, brauchen sich die Start-
up-Szene und die Politik gegen-
seitig: „Das ist eine Symbiose.“

Rendite für alle

Von Anja Krüger

Der Verband der Automobilin-
dustrie (VDA) verteidigt, dass die 
Autohersteller in der Corona-
krise Dividenden an Aktionäre 
zahlen und gleichzeitig Hilfen 
vom Staat verlangen. Ausschüt-
tungen seien wichtig, um die Ak-
tionäre an Bord zu halten und 
Unternehmen vor Übernahmen 
aus dem Ausland zu schützen, 
sagte VDA-Präsidentin Hilde-
gard Müller im Deutschland-
funk. Einen Widerspruch zu 
den vom Staat geforderten Hil-
fen für die Autobauer sieht die 
ehemalige Staatsministerin im 
Bundeskanzleramt nicht.

Die Autohersteller leiden 
unter der Coronakrise, weil sie 
die Produktion gestoppt hat-
ten und der Absatz eingebro-
chen ist. Trotzdem hat Daimler 
für das erste Quartal 2020 ei-
nen Gewinn von mehr als 600 
Millionen Euro gemeldet, Volks-
wagen von 400 Millionen Euro. 
BMW legt am Mittwoch Zahlen 
vor. Weil die Branche mit einem 
harten zweiten Quartal rechnet, 

werden die Rufe nach Kaufan-
reizen für Autos aus Politik, Un-
ternehmen und Gewerkschaf-
ten lauter. Bereits nach der Fi-
nanzkrise 2009 hatte der Staat 
der Branche mit einer Abwrack-
prämie geholfen.

Nach Angaben des VW-Chef-
lobbyisten Thomas Steg, der 
von 2002 bis 2009 stellvertre-
tender Sprecher der Bundesre-
gierung war, fordert die Auto-
branche einen Kaufbonus für 
alle Fahrzeuge, also auch Autos 
mit Benzin- und Dieselmotor. 
„Der VDA schlägt eine Prämie 
vor, über alle Modelle und Seg-
mente hinweg“, sagte Steg bei ei-
nem Fachgespräch der Bundes-
tagsfraktion der Grünen. Zusätz-
lich zu einer Basisprämie könne 
es spezielle Zuschläge geben, 
etwa nach Umweltaspekten. Vor-
stellbar sei auch: „Wer jetzt einen 
modernen Verbrenner kauft, be-
kommt in zwei Jahren das An-
gebot, das Fahrzeug gegen ein 
Elektrofahrzeug zu tauschen“, 
sagte er. Eine Prämie nur für E-
Autos hält Steg nicht für sinn-
voll. Die Produktion von Elektro-

fahrzeugen sei nicht einfach zu 
verdreifachen. „90 Prozent der 
Beschäftigten in der Autoin-
dustrie sind mit dem Verbren-
ner beschäftigt, 10 Prozent mit 
Elektromobilität“, sagte er.

Allerdings gibt es auch starke 
Stimmen gegen eine Wiederauf-
lage von Kaufanreizen für kon-
ventionelle Autos. Nicht nur Um-
weltverbände lehnen sie ab. Für 

E-Autos gibt es schon Prämien. 
Auch die Volkswirte der Deut-
schen Bank halten eine weitere 
Kaufprämie für keine gute Idee. 
„Anders als andere Sektoren 
wie die Gastronomie war und 
ist die Automobilproduktion in 
Deutschland nicht vom staatli-
chen Lockdown betroffen“, heißt 
es in einer Analyse von Deut-

sche Bank Research. Die Schlie-
ßung der Fabriken sei nicht 
staatlich verordnet worden, das 
seien unternehmerische Ent-
scheidungen gewesen. Die Prä-
mie führe zu Vorzieh- und Mit-
nahmeeffekten, von denen vor 
allem Besserverdienende profi-
tieren würden. 2019 sei für die 
Branche ein gutes Jahr gewesen, 
das beste seit 2009. „Wenn also 
in diesem Jahr die Neuzulassun-
gen durch eine Prämie zusätz-
lich angeheizt würden, wäre der 
Einbruch 2021 umso gravieren-
der“, heißt es.

Am 5. Mai wird im Kanzler-
amt auf dem „Autogipfel“ über 
Hilfen für die Branche beraten. 
Die Organisation LobbyControl 
kritisiert die Zusammensetzung 
des Treffens, an dem Vertreter 
von Unternehmen und Gewerk-
schaften teilnehmen, aber keine 
von Umwelt- oder Verbraucher-
verbänden. „Exklusive Runden 
wie der Autogipfel sind der fal-
sche Rahmen, um die Vertei-
lung von Corona-Hilfen zu ver-
handeln“, sagte LobbyControl-
Sprecherin Christina Deckwirth.

Volkswirte der 
Deutschen Bank 
halten eine weitere 
Kaufprämie für  
keine gute Idee

Dividenden ausschütten und gleichzeitig Hilfe vom Staat fordern, darin sieht die Branche 
keinen Widerspruch. Sie verlangt eine Kaufprämie auch für Benzin- und Dieselfahrzeuge 

Autobranche will 
Aktionäre nicht belasten

Grüne Start-ups sind weiblicher, partizipativer und wollen Gewinn für sich und 
die Gesellschaft. Ihr Lobbyverband kritisiert, die Politik verspiele ihr Potenzial
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11.000 
Punkte
Der DAX stieg gestern wieder über 11.000 
Punkte. Wer mit dem Finanzparkett nicht 
so vertraut ist, mag sich wundern, wie das 
sein kann: Warnen nicht Virologen vor 
einer zweiten Coronawelle? Steht nicht 
das schlimme zweite Quartal bei vielen 
Unternehmen noch aus? Kann man 
ernsthaft schon jetzt wieder optimistisch 
in die Zukunft schauen? Nun, die Sache ist 
simpler: Wohin soll die ganz Kohle? Wenn 
Staaten eben versprochen haben, sich auf 
den Märkten sehr viel Geld zu leihen, um 
die Wirtschaft zu stützen, um ebendiese 
Märkte zu retten, bei denen er sich Geld 
geliehen hat, dann zieht sich der Kutscher 
am eigenen Schopf aus dem Sumpf. Das 
hat bekanntlich schon immer funktioniert. 
Seien Sie unbesorgt.

Enges Wohnen und prekäres 
Arbeiten begünstigt Ansteckungen 
bei Wanderarbeitern

Von Jost Maurin

Mehr als 200 rumänische Arbeiter eines 
Schlachthofs in Baden-Württemberg haben 
sich nach Angaben der Regierung in Buka-
rest mit dem Coronavirus infiziert. Bei ihnen 
handle es sich nicht um Saisonarbeiter, son-
dern um Beschäftigte von Subunternehmen 
des Fleischbetriebs Müller Fleisch in Birken-
feld, teilte das Außenministerium mit. Insge-
samt seien dort 500 Rumänen beschäftigt.

Neben den Rumänen seien noch rund 100 
weitere Arbeiter positiv auf das Coronavirus ge-
testet worden, ergänzte das Ministerium unter 
Berufung auf deutsche Behörden. Alle Infizier-
ten befänden sich in Quarantäne. Die meisten 
hätten keine oder nur leichte Symptome. Das 
Landratsamt des Enzkreises bestätigte der taz, 
dass inzwischen rund 300 Beschäftigte positiv 
getestet worden seien.

Wie die deutsche Landwirtschaft beschäftigt 
auch die Fleischindustrie zahlreiche Wanderar-
beiter aus Osteuropa. Vor allem Rumänen und 
Bulgaren schlachten und zerlegen in Deutsch-
land Tiere und verarbeiteten sie zu Fleisch-
produkten weiter. In den großen Schlachthö-
fen stellen sie Gewerkschaftern zufolge bis zu 
80 Prozent der Beschäftigten. Sie arbeiten in 
der Regel einige Monate in der Bundesrepu-
blik und kehren dann in ihre Heimat zurück. 
Sie werden meist von Subunternehmen ange-
stellt, die von den deutschen Schlachthöfen 
über Werkverträge beauftragt werden. Zwar 
gilt auch für solche Beschäftigte der deutsche 
Mindestlohn, aber der wird Experten zufolge 
häufig durch zu hohe oder ungerechtfertigte 
Abzüge etwa für die Unterkunft oder angebli-
che Fehler bei der Arbeit umgangen.

Gewerkschafter werfen der deutschen 
Fleisch industrie deshalb Ausbeutung vor. Ne-
ben der Unterbringung monieren sie auch zu 
lange Arbeitszeiten und Verstöße gegen den 
Arbeitsschutz. „Wie die Menschen im Fall Mül-
ler Fleisch untergebracht sind, ist skandalös“, 
sagte Freddy Adjan der taz, stellvertretender 
Vorsitzender der Gewerkschaft Nahrung-Ge-
nuss-Gaststätten (NGG). Viele Wohnungen 
seien zu klein. Oft könnten die Bewohner nur 
unter schwierigen Bedingungen Essen kochen.

Häufig begünstigen die Enge, zu wenig Sa-
nitärräume, mangelnde Hygiene und die kör-
perliche Belastung der Arbeiter in der Fleisch-
industrie Krankheiten, bei denen die körper-
eigene Abwehr entscheidend sei. „Wir kennen 
ausufernde Viruserkrankungen bei den aus-
ländischen Beschäftigten der Fleischunter-
nehmen seit langer Zeit. Im vergangenen Jahr 
war es eine Hepatitis-Infektion im Emsland“, 
so Adjan.

In der Fleischwirtschaft stünden die Beschäf-
tigten oft dicht aneinander am Band. „Die nach 
den Hygienestandards festgelegten Masken 
dienen vor allem als Spuckschutz“, sagte der 
Gewerkschafter. Es sei nicht ausreichend ge-
prüft, ob sie genügend vor Viren schützen wür-
den. Dennoch habe das Gesundheitsamt Mül-
ler Fleisch erlaubt weiterzuarbeiten.

Das Unternehmen erklärte, seine Infektions-
schutzmaßnahmen seien strenger als in der 
Branche üblich. „Zudem sind wir in engem Aus-
tausch mit unseren externen Dienstleistern, 
um die Wohnsituation der Werkvertragsbe-
schäftigten im Sinne des Infektionsschutzes 
noch weiter zu verbessern und in dieser Situ-
ation nach Möglichkeit unsererseits weitere 
Unterkünfte zur Verfügung zu stellen“, heißt 
es in einer Pressemitteilung. (mit afp)

Ein Schlachthof, 
über 300 Corona-
Infektionen

Gewerkschafter werfen der 
deutschen Fleischindustrie 
Ausbeutung vor
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Vor allem im 
Nordlibanon ist 

die Lage 
angespannt: 

eine Demonst-
rantin am 

Dienstag in 
Tripoli   

Foto: Mohamed 
Azakir/reuters 

Aus Beirut Julia Neumann

Die Anweisung der libanesi-
schen Regierung war klar: Nach 
20 Uhr darf niemand mehr das 
Haus verlassen; es gilt eine 
strikte Ausgangssperre, um die 
Ausbreitung des Coronavirus 
zu verhindern. Dennoch set-
zen sich seit dem Wochenende 
im ganzen Land Menschen dar-
über hinweg, um auf den Stra-
ßen zu protestieren.

Wie Videos von Aktivist*innen 
in den sozialen Medien zeigen, 
warfen Protestierende in den 
Nächten auf Dienstag und Mitt-
woch Molotowcocktails in Bank-
filialen in der Hauptstadt Bei-
rut, im nördlichen Tripoli und 
im südlichen Sidon. Außerdem 
blockierten die Protestierenden 
die Hauptverkehrsader des Lan-
des mit brennenden Reifen.

In Tripoli, der zweitgrößten 
Stadt des Landes, kam es am 
Montag zu Auseinanderset-
zungen zwischen Aufständi-

schen und dem Militär; bei de-
nen ein 26-jähriger Mann von 
einer Sicherheitskraft erschos-
sen wurde. Nach Angaben der 
Nachrichtenagentur AP kamen 
Hunderte zu der Beerdigung am 
Dienstagmorgen. Einige griffen 
während der Trauerprozession 
nahe gelegene Bankfilialen an.

Der Libanon befindet sich 
in der schwersten Wirtschafts-
krise seit dem Ende des Bürger-
kriegs vor dreißig Jahren. Die 
Staatsschulden betragen rund 
170 Prozent des Bruttoinlands-
produkts. Die lokale Währung 
verliert rasant an Wert. Am Wo-
chenende sackte das Pfund ge-

genüber dem US-Dollar auf ein 
Rekordtief ab.

Das Land ist auf Importe von 
Lebensmitteln und Medikamen-
ten angewiesen, welche von Im-
porteuren in US-Dollar bezahlt 
werden müssen. Daher steigen 
Preise für Reis, Zucker und Mehl 
an, während die knapp sechs 
Millionen Libanes:innen mehr 
als die Hälfte des Werts ihrer Er-
sparnisse verloren haben. Viele 
Menschen hatten aufgrund der 
Wirtschaftslage ihre Jobs bereits 
vor der Coronakrise verloren.

„Die Notwendigkeit für Pro-
test ist das Ergebnis der gegen-
wärtigen sozioökonomischen 
Situation, in der wir uns befin-
den“, erklärt die 16-jährige Akti-
vistin Jana Abu Schakra am Te-
lefon gegenüber der taz. „Der 
Protest ist ein Hilferuf an die 
Regierung.“

Die Aufstände können als 
Fortsetzung der im Oktober be-
gonnenen Massenproteste im 
Libanon gesehen werden. Da-

„Wir sehen die Preise 
steigen, als wäre das 
ein Monopoly-Spiel“
Jana Abu Schakra, Aktivistin

Beugt sich Brüssel Chinas Druck?

Aus Brüssel Eric Bonse

Der Auswärtige Dienst der EU 
steht für Diplomatie und Diskre-
tion. Aus dem unscheinbaren 
Gebäude im Brüsseler Europa-
viertel dringt selten etwas nach 
außen. Doch nun ist der Dienst 
in die Schlagzeilen geraten. Laut 
der New York Times sollen sich 
die EU-Diplomaten in einem Be-
richt bei Aussagen zur Corona-
pandemie chinesischem Druck 
gebeugt haben. Das Europapar-
lament ist alarmiert.

Der niederländische Euro-
paabgeordnete Bart Groothuis 
will den EU-Außenbeauftrag-
ten Josep Borrell zur Rede stel-
len. Nötig sei eine „förmliche 
und vollständige Erklärung“, for-
dert der liberalkonservative Ver-
teidigungsexperte. „China wird 
stärker und mächtiger“, warnt er 
düster.

Am Donnerstag will Bor-
rell tatsächlich antworten. „Ich 

freue mich auf einen interessan-
ten Austausch“, sagt der CDU-Eu-
ropaabgeordnete David McAllis-
ter. In Wahrheit dürfte es eher 
ein Kreuzverhör werden. Denn 
Liberale und Konservative war-
ten nur darauf, China aufs Korn 
zu nehmen – und die EU gegen 
Peking in Stellung zu bringen.

Der Anlass wirkt auf den ers-
ten Blick banal. Es geht um ei-
nen Routinebericht des Aus-
wärtigen Dienstes zum Thema 
Fake News und Desinformation. 
Schon seit Jahren sammeln EU-
Experten russische Pressearti-
kel, Online-News und Tweets, 
um Falschmeldungen und Pro-
paganda kenntlich zu machen. 
Diesmal haben sie sich auch 
China vorgenommen.

Doch überzeugende Beweise 
für Desinformation sucht man 
in dem „Special Report“ vom 
22.  April vergebens. Der EU-
Dienst spricht zwar von „ver-
deckten Operationen“ mit dem 

Ziel, den Ursprung der Pande-
mie in Wuhan zu verschleiern. 
Als Beleg wird aber nur ein Be-
richt des britischen Daily Tele-
graph genannt – eine wenig ver-
trauenswürdige Quelle.

Der Streit dreht sich denn 
auch nicht darum, was in dem 
EU-Bericht steht – sondern da-
rum, was nicht darin steht. Laut 
New York Times habe Peking in-
terveniert, um missliebige Pas-
sagen streichen zu lassen. Of-
fenbar mit Erfolg: Aussagen zu 
Frankreich seien ebenso getilgt 
worden wie der Satz, dass China 
„eine globale Desinformations-
kampagne“ führe.

Doch die EU-Diplomaten wei-
sen das zurück. „Ich bestreite, 
dass wir uns Druck von außen 
gebeugt haben“, sagt der Spre-
cher von Borrell. Rückende-
ckung bekommt er von einem 
prominenten Grünen. China-
Experte Reinhard Bütikofer ver-
teidigt den Fake-News-Report. 

Der Bericht sei inhaltlich kaum 
verändert worden, nur die ex-
terne Kommunikation sei nicht 
sachgerecht gewesen.

Das ist noch milde ausge-
drückt. Die EU wies nicht nur 
den Bericht der New York Times 
zurück, sondern legte sich auch 
noch mit dem Insiderdienst Po-
litico an. Der verbreite Falsch-
meldungen, hieß es, auf Twitter 
kam es danach sogar zu wenig 
diplomatischen Scharmützeln. 
Der eigentliche Anlass – China 
– geriet dabei fast in Vergessen-
heit.

Das dürfte sich mit der Anhö-
rung ändern. Mehr als 50 Abge-
ordnete unterstützen Groothuis’ 
Ruf nach Aufklärung. Viele for-
dern einen härteren Kurs gegen 
China. Gegen Russland hat sich 
das EU-Parlament bereits hart 
positioniert. Nur gegen Des-
information aus den USA geht 
die EU nicht vor. Dabei kommt 
die sogar aus dem Weißen Haus.

EU-Diplomaten sollen sich bei Aussagen zur Pandemie dem Willen Pekings gebeugt haben,  
berichten Medien. EU-Außenbeauftragter Borrell äußert sich am Donnerstag zum Vorwurf

Der Kurs von Libanons Landeswährung fällt auf ein Rekordtief, Lebensmittel werden teurer. 
Der Tod eines Demonstranten steigert die Wut. Das hochverschuldete Land ist in Aufruhr

Brennende Banken, 
fallendes Pfund

mals protestierten Tausende 
Libanes:innen gegen das kor-
rupte Verhalten der Politiker 
und deren Misswirtschaft, die 
das Land in den Staatsbankrott 
geführt hat. Sie forderten den 
„Niedergang des Regimes“, wo-
raufhin Ministerpräsident Saad 
Hariri zurücktrat. Zu Beginn des 
Jahres übernahm Hassan Diab 
mit seiner Hisbollah-nahen Re-
gierung die Amtsgeschäfte.

„Die Regierung leistet keine 
humanitäre Nothilfe“, kritisiert 
Abu Schakra. Sie engagiert sich 
freiwillig in ihrem Heimatort 
in der Bergregion Schuf, koor-
diniert Essen- oder Medizin-
spenden. „Wir sehen die Preise 
um 200 Prozent steigen, als 
wäre das ein Monopoly-Spiel, 
und die Regierung reguliert es 
überhaupt nicht.“

Weil es im Libanon kein staat-
liches Sozialnetz gibt, haben 
sich unter der Kampagne „Soli-
darität der Menschen“ viele In-
itiativen zusammengetan, um 
Spenden zu sammeln und Spen-
denausgaben zu koordinieren.

„In Schuf haben wir zum Bei-
spiel zusammen mit der Ge-
meinde einen Fragebogen er-
stellt, um herauszufinden, was 
die Leute benötigen“, sagt Abu 
Schakra. „Auf dem Land ken-
nen sich die Leute gut, und wir 
können erfahren, wer Hilfe be-
nötigt. Aber in den Städten geht 
das nicht so einfach.“ Es fehle 
an einer verlässlichen Daten-
lage, bei wem Bedarf bestehe. 
„Das ist die Aufgabe der Regie-
rung, das können wir als Gruppe 
nicht leisten.“

Dabei gab es bereits einen 
Plan, mit Einmalzahlungen 
Hilfe zu leisten. Der Gesetzent-
wurf sah vor, an arme Fami-
lien 400.000 Pfund auszuzah-
len. Die bedürftigen Familien 
hätten nach offiziellem Wäh-
rungskurs umgerechnet knapp 
240 Euro bekommen, was aber 
einem tatsächlichem Gegen-
wert von 100 Euro entspricht. 
Bevor das Parlament jedoch in 
seiner Sitzung in der vergange-
nen Woche darüber abstimmen 
konnte, schloss man die Sitzung 
und ging nach Hause.

Nach einem verheerenden Anschlag in der 
nordsyrischen Stadt Afrin mit Dutzenden 
Opfern haben die Kurden der Region die Tür-
kei mitverantwortlich gemacht. Ankara kon-
trolliert seit Jahren ein großes Gebiet in der 
an die Türkei grenzenden syrischen Provinz 
Aleppo. Die türkische Besatzung verlasse sich 
dabei auf bewaffnete Gruppen mit Terrorge-
dankengut, erklärte der politische Arm der kur-
disch dominierten Syrischen Demokratischen 
Kräfte (SDF) am Mittwoch. So habe sie „die Tür 
für Terrorkräfte weit geöffnet“, die unter türki-
schem Schutz agierten.

Bei der Explosion eines Tanklasters waren 
am Dienstag in Afrin nach Angaben der Syri-
schen Beobachtungsstelle für Menschenrechte 
46 Menschen getötet worden, darunter elf 
Kinder. Mehr als 50 Menschen seien verletzt 
worden. Der Laster war demnach mit einem 
Sprengsatz versehen. Das türkische Verteidi-
gungsministerium machte die syrische Kur-
denmiliz YPG und die verbotene Arbeiterpar-
tei PKK verantwortlich.

Das Gouverneursamt der türkischen Grenz-
provinz Hatay teilte am Dienstag mit, ein Ver-
dächtiger, der den Laster zum Anschlagsort ge-
bracht haben soll, sei festgenommen worden. 
Weitere Angaben zu der Person machten die 
türkischen Behörden zunächst nicht.

Die SDF werden von der YPG angeführt und 
kontrollieren im Norden und Osten des Bürger-
kriegslandes ein großes Gebiet. Die Türkei sieht 
in der YPG den syrischen Ableger der PKK. Die 
von Kurden geprägte Region um Afrin liegt di-
rekt an der Grenze zur Türkei. Türkische Trup-
pen und verbündete syrische Rebellen hatten 
dort im Frühjahr 2018 eine Offensive begonnen 
und das Gebiet von der YPG eingenommen. Ein 
wissenschaftliches Gutachten des Bundestages 
kam zu dem Schluss, dass die dortige türkische 
Präsenz völkerrechtlich die Kriterien einer Mi-
litärbesatzung erfülle. (dpa) 

Verheerender 
Anschlag im 
syrischen Afrin
Mindestens 46 Tote bei Explosion 
von Tanklaster. Syrische Kurden 
geben der Türkei Mitschuld

Von Dominic Johnson

Die mit Spannung erwartete Präsidentschafts-
wahl in der Elfenbeinküste dieses Jahr ist noch 
spannender geworden. Ein Gericht in Abidjan 
verurteilte am Dienstag Guillaume Soro, aus-
sichtsreicher Anwärter auf die Nachfolge des 
Amtsinhabers Alassane Ouattara, wegen Ver-
untreuung öffentlicher Gelder zu 20 Jahren 
Haft, Geldstrafen und fünf Jahren Aberken-
nung seiner bürgerlichen Rechte. Da Soro im 
französischen Exil weilt, steht eine Vollstre-
ckung der Strafen nicht an – wohl aber vereitelt 
das Urteil seine Präsidentschaftskandidatur.

Soro war der politische Chef der Rebellen 
gewesen, die die Nordhälfte der Elfenbein-
küste zwischen 2002 und 2011 kontrollierten 
und gegen den damaligen Präsidenten Laurent 
Gbagbo kämpften. Im Rahmen eines Friedens-
prozesses war er 2007 Premierminister gewor-
den. Aber als Gbagbo 2011 trotz Wahlniederlage 
Präsident bleiben wollte, vereitelten Soros Re-
bellen das. Wahlsieger Ouattara kam ins Amt 
und regiert bis heute.

Dieses Jahr endet Ouattaras zweite und 
letzte legale Amtszeit. Der 47-jährige Soro 
möchte den 78-jährigen Ouattara beerben und 
hat eine eigene Partei aufgebaut. Ouattaras Par-
teigänger wollen selbst an der Macht bleiben. 
Vergangenes Jahr wurde gegen Soro in der Hei-
mat Haftbefehl erlassen – er habe 2007, als er 
Premierminister wurde, mit Staatsgeldern eine 
Villa in Abidjan gekauft. Soro sagt dazu, das 
Geld habe ihm Gbagbo damals im Rahmen 
des Friedensprozesses zur Verfügung gestellt.

Soros Anwälte schäumen über die Verur-
teilung. Erst am 22. April hatte der Menschen-
rechtsgerichtshof der Afrikanischen Union 
in einer einstweiligen Verfügung die Aufhe-
bung des Haftbefehls gegen Soro angeordnet. 
Das Urteil jetzt hebt den alten Haftbefehl tat-
sächlich auf, ersetzt ihn aber einfach mit ei-
nem neuen.

Urteil chaotisiert 
Wahlen in der 
Elfenbeinküste
Aussichtsreicher Jungkandidat 
Guillaume Soro kann nach 
Verurteilung vorerst nicht antreten

https://taz.de/Schwerpunkt-Coronavirus/!t5660746/
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A
ls ich Anfang März von einer zwei-
wöchigen Reise aus Südamerika zu-
rückkehrte, war die Welt verändert 
und die Ereignisse überschlugen 
sich. Auch das Coronavirus war im 
Flugzeug unterwegs gewesen und 

hatte sich innerhalb weniger Wochen in nahezu 
allen Ländern verbreitet. Die WHO rief eine Pande-
mie aus. Angst und Sorge verspürte ich nicht. Die 
folgenden Diskussionen waren mir merkwürdig 
vertraut. Häufig ahnte ich bereits, welches Thema 
als nächstes die öffentliche Debatte bestimmen 
würde und woran sich die Gemüter erhitzten. Das 
lag nicht etwa an prophetischen Fähigkeiten, son-
dern an meiner Forschung zu einer lange zurück-
liegenden Seuche.

Im Zusammenhang mit der Coronapandemie 
gerät ein Ereignis in den Fokus, dem vor rund 
100  Jahren bis zu 50 Millionen Menschen zum 
Opfer fielen: die Spanische Grippe. Von der „Mut-
ter aller Pandemien“, wie sie nun genannt wird, 
soll in Bezug auf Corona gelernt werden; insbe-
sondere über Ausbreitung, Wellen, Immunität, 
Schutzmaßnahmen. Andere Aspekte finden bis-
lang kaum Beachtung: die sozialen, zwischen-
menschlichen, psychologischen und seelischen.

Obwohl jede Pandemie ein spezifisches Ein-
zelereignis ist, finden sich wiederkehrende Mus-
ter. Diese Kenntnis kann helfen, sich einer Zäsur 
weniger angstbesetzt zu nähern. Vor allem zu Be-
ginn der Spanischen Grippe im Jahr 1918 herrschte 
Unsicherheit, um was für eine Erkrankung es sich 
handelte. Experten stritten über Diagnose, Todes-
ursache und Immunität. Man suchte verzweifelt 
nach Impfstoffen und Behandlungsmöglichkei-
ten. Kriegsführende Staaten verleugneten die 
Seuche zunächst; Kirchenvertreter sahen sie als 
Zorn Gottes. Verschwörungstheorien hatten Kon-
junktur und windige Geschäftsleute priesen ver-
meintliche Heilmittel an: Dr. Kilmers Sumpfwur-
zel sollte grippegeschädigte Nieren heilen. Forma-
mint-Tabletten, eine Mischung aus Formaldehyd 
und Milchzucker, waren begehrt und zeitweilig 
ausverkauft. Die AEG bewarb ihre elektrischen Ge-
räte als hilfreich gegen Grippe. In New Or leans 
fanden Amulette, Federn weißer Hühner und 
Karo-Asse für den linken Schuh großen Absatz.

Angst war ein dominantes Thema, Ärzte be-
sprachen es in Fachzeitschriften. Durch den Krieg 
herrschte Ärztemangel, Freiwillige, Ärzte im Ru-
hestand, Medizinstudenten und Schwesternschü-
lerinnen halfen aus. Es gab Krisengewinnler auf 
der einen, viele Arbeitslose und soziale Ungleich-
heit auf der anderen Seite. Es starben deutlich 
mehr Arme, aber auch einige Prominente.

Anders als vor 100 Jahren sind uns Viren heute 
bekannt. Trotzdem wissen wir noch nicht genau, 
wie das neuartige Coronavirus auf den Körper 
einwirkt und was es anrichtet. Wie früher wider-

sprechen sich Erkenntnisse oder gelten alsbald als 
überholt. Zügige Studienergebnisse werden ver-
sprochen, Hoffnungen geweckt und wieder ein-
kassiert; Präparate als Heilmittel in Erwägung ge-
zogen und fallen gelassen. Das war damals nicht 
anders, Fachzeitschriften waren voll von „vor-
läufigen Mitteilungen“. Während der Spanischen 
Grippe versuchte man, die Ausbreitung der Krank-
heit über Hygiene- und Quarantänemaßnahmen 
einzudämmen, ein klarer Fortschritt gegenüber 
vorherigen Seuchen. Es stellte sich heraus, dass 
eine Infektion während der ersten Welle nicht 
zwangsläufig vor Erkrankung während der zwei-
ten schützte. Diese zweite Welle folgte, als man 
das Schlimmste überstanden glaubte und ver-
lief ungleich schwerer und tödlicher. Heute ist 
bekannt, dass Viren mutieren und dadurch neue 
Virus typen entstehen.

Neu ist die aktuelle Strategie, die Ausbreitung 
der Pandemie in die Länge zu ziehen und das Ge-
sundheitssystem vor Überlastung zu schützen. 
Die zeitliche Verzögerung soll der Entwicklung 
eines Impfstoffes dienen. Wie sicher ist, dass er 
wirkt – und wenn ja, wogegen? Besteht die Ge-
fahr, dass längst Sars-CoV-3 grassiert, wenn end-
lich ein Impfstoff für Sars-CoV-2 verfügbar ist? 
Kommt die Zwangsimpfung? Über medizinische 
Tabus wird aktuell berichtet und über absichtliche 
Ansteckung diskutiert. Doch schon damals experi-
mentierte man mit „Schutzstoffen“ aus dem Blut 
Überlebender. Gefängnisinsassen ließen sich zur 
Erforschung von Medikamenten mit mutmaßli-
chen Grippeerregern infizieren – mehr oder weni-
ger freiwillig. In einer existenziellen Notlage sind 
Entscheidungen nicht frei. Auch das Benutzen ei-
ner Corona-App wird begleitet werden von mora-
lischem Druck.

Mit der Digitalisierung wächst die Gefahr von 
Überwachung und Beeinflussung. Damals exis-
tierten nur Printmedien. Heute ermöglichen so-
ziale Medien ein Wirrwarr aus Informationen und 
Meinungen. Man fühlt sich gut informiert und als 
Experte. Hybris oder Unwissenheit können schon 
mal in lebensgefährlichen Vorschlägen gipfeln, 
wenn etwa zur Einnahme von Desinfektionsmit-
tel geraten wird.

Aufklärung und Transparenz sind in diesen Zei-
ten wichtiger denn je. Die unmittelbare mediale 
Zurschaustellung erinnert allerdings zunehmend 
an Gladiatorenkämpfe: Meinungsverschiedenhei-
ten zwischen Virologen und Politikern werden als 
Duelle inszeniert. Selbst Virologen-Fanartikel gibt 
es. Unterhaltungswert und Adrenalinausstoß sind 
garantiert – ein Ersatz für die ausfallenden Fuß-
ballspiele.

Jede Zeit hat ihre Themen. Die Grundprobleme, 
mit der Gesellschaften und Individuen konfron-
tiert werden, bleiben – im jeweiligen Kontext – 
ähnlich. Für uns alle lohnt sich ein Blick in die 
Vergangenheit. Er gestattet es, Vertrautes und 
Vergleichbares zu erkennen und dadurch eine er-
schütternde Erfahrung im Heute zu relativieren, 
ihr die Vehemenz zu nehmen. Aber es geht nicht 
nur um die eigene Angst. Aus der Geschichte ler-
nen heißt auch, dass wir nicht jedes Drama selbst 
erlebt haben müssen, um Antrieb und Kraft zu 
finden, zukünftige Katastrophen zu vermeiden. 
Was systemrelevant ist, liegt in unser aller Hand.

debatte

Sumpfwurzeln gegen Angst

Stefanie Liv 
Jahn ist Ärztin 
in Berlin und 
Hamburg und 
hat 2014 zur 
Spanischen 
Grippe 
promoviert.

Vor 100 Jahren fielen der Spanischen Grippe viele Millionen Menschen zum 
Opfer. Was wir heute von der „Mutter aller Pandemien“ lernen können

In New Orleans fanden 
Amulette, Federn weißer 
Hühner und Karo-Asse für den 
linken Schuh großen Absatz

Benno Stieber über den Tübinger Oberbürgermeister Palmer

Bernd Pickert über das Problem Joe Biden

E rstaunlich, wie Corona die Selbst-
demontage von einzelnen Po-
litikern befördert. Am Sonntag 

konnte man Armin Laschet bei Anne 
Will dabei zuschauen und jetzt hat sich 
auch Boris Palmer endgültig für höhere 
Positionen, etwa als Nachfolger Win-
fried Kretschmanns, aus dem Rennen 
geschossen.

Palmer hatte früh Zweifel am Co-
rona-Lockdown geäußert. Auch im 
Interview mit der taz hatte er zu be-
denken gegeben, dass auch der wirt-
schaftliche Niedergang Tausende Ar-
mutsopfer fordert. Er schlug vor, Risi-
kogruppen in Quarantäne zu schicken 
und das öffentliche Leben wieder zu 
öffnen. Eine vielleicht allzu kühle Sicht-
weise, die man aber diskutieren kann.

Palmer genügte es aber nicht, ei-
nen Beitrag zur Debatte zu leisten. Es 
geht ihm um die größtmögliche Pro-
vokation. Im Privatfernsehen spielte er 
am Montag Junge gegen Alte aus, als er 
sagte: „Wir retten in Deutschland mög-
licherweise Menschen, die in einen hal-
ben Jahr sowieso tot wären.“

In seinem Zwang zur Provokation er-
liegt Palmer einmal mehr der Versu-

chung, vermeintliche Fakten ins Ab-
surde zu überzeichnen und so in Po-
pulismus zu verkehren. Das tat er schon 
oft, etwa in der Flüchtlingskrise, als er 
öffentlich über die Herkunft von pö-
belnden Radfahrern spekulierte. In 
seinen Beiträgen zur Coronakrise geht 
er jetzt, anders als der klug abwägende 
Wolfgang Schäuble, schnodderig über 
die Sorgen der Menschen und den vor-
handenen Konflikt zwischen den bei-
den Grundrechten auf körperliche Un-
versehrtheit und die Würde der Men-
schen hinweg.

Sensationell genug, zum ersten Mal 
erkennt Palmer, dass er mit dieser Pro-
vokation zu weit gegangen ist. Er ent-
schuldigt sich sogar. Es wird ihm aller-
dings nicht viel nützen.

Denn diesmal haben sich auch die 
letzten politischen Weggefährten von 
ihm abgewandt. Vielleicht kann Palmer 
besser rechnen und Statistiken inter-
pretieren als andere Politiker. Aber da-
für mangelt es bei ihm an zwei anderen 
Eigenschaften, die Politiker in Krisen-
zeiten haben oder wenigstens behaup-
ten sollten: Verantwortungsbewusst-
sein und Empathie.

E s hat eine Weile gedauert, bis der 
Verdacht früherer sexueller Über-
griffe gegen den designierten de-

mokratischen Kandidaten für die US-
Präsidentschaft, Joe Biden, ins Bewusst-
sein der US-Öffentlichkeit gelangt ist. 
Biden konnte es sich bislang erlauben, 
persönlich überhaupt nicht zu reagie-
ren, sondern lediglich sein Wahlkampf-
team alle Vorwürfe der heute 56-jähri-
gen Tara Reade für frei erfunden erklä-
ren zu lassen. Doch das ist nach neuen 
Indizien vorbei: Reades Erzählung da-
von, wie der damalige Senator Biden sie 
1993 als 29-jährige Mitarbeiterin sexu-
ell bedrängt und zwischen die Beine ge-
fasst habe, ist inzwischen mindestens 
so glaubwürdig wie jene, die Christine 
Blasey Ford vor nicht einmal zwei Jah-
ren über den damaligen Kandidaten 
für den Obersten Gerichtshof, Brett 
Kavanaugh, zu berichten hatte.

Damals präsentierten sich die De-
mo krat*innen als die Partei des #Me-
Too, als jene, die wissen, dass Opfer se-
xueller Gewalt oft viele Jahre brauchen, 
um über ihre Erlebnisse sprechen zu 
können. Unter Hashtags wie #Be lieve-
the women warben sie darum, Frauen 

Glauben zu schenken und mächtigen 
Männern ihre sexistischen Übergriffe 
nicht mehr durchgehen zu lassen. Der 
Vorwurf, im Vergleich der Fälle Biden 
und Kavanaugh mit zweierlei Maß zu 
messen, ist offensichtlich.

Und so mehren sich jetzt die Stim-
men jener aus dem demokratischen 
Lager, die Biden sehr ultimativ auffor-
dern, sich endlich selbst zu verhalten. 
Von manchen aus dem – noch in Tei-
len bestehenden – Wahlkampfteam von 
Bidens Konkurrenten Bernie Sanders 
heißt es schon, Biden sollte die Kandi-
datur aufgeben.

Das Problem für die Demokrat*innen 
ist dabei nicht, dass sich Wähler*innen 
von Biden ab- und Amtsinhaber Do-
nald „Grab ’em by the pussy“ Trump 
zuwenden könnten. Dessen Wieder-
wahl zu verhindern, dürfte vielmehr 
das Hauptmotiv vieler sein, überhaupt 
im November zur Wahl zu gehen. Aber 
wenn Biden nicht irgendeinen über-
zeugenden Weg findet, mit den Vor-
würfen umzugehen, würde es für viele 
Demokrat*innen zu einer Zumutung, 
ihm ihre Stimme zu geben. Dann wäre 
es besser, er ginge. Und zwar gleich.

Entschuldigung kommt zu spät

Besser, er ginge

Anna Lehmann zur von den Kultusministern geplanten Schulöffnung

D ie Kultusministerkonferenz hat 
wie versprochen ein Konzept 
zur Öffnung der Schulen vor-

gelegt. Es ist kein detailliert ausgear-
beiteter Fahrplan, kann es auch nicht 
sein, da die Öffnung der Schulen wie 
auch die Lockerungen in der Gesell-
schaft unter Vorbehalt der weiteren 
Entwicklung der Pandemie stehen. Es 
steht aber wohl fest, dass die Schulen 
auf unbestimmte Zeit nicht zum regu-
lären Betrieb zurückkehren werden. 
Löblich ist, dass die KultusministerIn-
nen sich der größer werdenden Kluft 
zwischen SchülerInnen aus privilegier-
ten und benachteiligten Haushalten be-
wusst sind und empfehlen, dass Letz-
tere „gezielt pädagogische Prä senz an-
gebote an den Schulen erhalten“.

Dass die KultusministerInnen vor-
sichtig agieren, hängt aber nicht nur 
mit dem unklaren Infektionsgesche-
hen zusammen. Es ist auch ein Ein-
geständnis, dass viele Schulen über-
haupt nicht darauf vorbereitet sind, 
Unterricht unter den gebotenen Hygi-
enevorschriften für eine größere Zahl 
von Schülern anzubieten. Es mangelt 
an Personal, an Räumen und an Aus-

stattung. Die Pandemie legt die politi-
schen Versäumnisse der letzten Jahr-
zehnte schonungslos offen.

Jahrelang haben LehrerInnen, Eltern 
und SchülerInnen auf zu große Klassen 
und den Mangel an Personal hingewie-
sen. Noch vor wenigen Monaten wur-
den all diese Probleme mit „Geht doch 
irgendwie“ ausgeblendet, nun offen-
baren sie sich als pandemische „Geht 
so gar nicht“-Herausforderungen. Es 
rächt sich, dass Investitionen in Schu-
len immer zögernd, immer halbher-
zig und immer erst nach langem Lei-
den getätigt werden. Dazu kommt, dass 
jede zweite Lehrkraft über 50 Jahre alt 
ist – nicht die Generation, für die digi-
tale Lernplattformen das Parkett sind, 
auf dem sie sich trittfest bewegt. Genau 
darauf aber setzt die KMK.

Vielleicht birgt diese Krise aber eine 
Chance: So wie derzeit über eine bes-
sere Bezahlung systemrelevanter Be-
rufe und ein krisenfesteres Gesund-
heitssystem debattiert wird, wäre es 
auch an der Zeit, substanzielle Investi-
tionen in die systemrelevantesten Ins-
titutionen der Gesellschaft zu fordern: 
die Kitas und die Schulen.

Systemrelevanz verkannt

https://www.faz.net/2.1652/boris-palmer-entschuldigt-sich-fuer-umstrittene-corona-aussagen-16746537.html
https://www.faz.net/2.1652/boris-palmer-entschuldigt-sich-fuer-umstrittene-corona-aussagen-16746537.html
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ARD
 13.05 Erlebnis Erde
 13.55 Schwarzbrot in Thailand
 15.25 Billy Kuckuck – Margot 
muss bleiben!
 17.00 Dennstein & Schwarz
 18.30 Hannelore Kohl – Die 
erste Frau
 20.00 Tagesschau
 20.15 Werkstatthelden mit 
Herz
 21.45 Tagesthemen
 22.15 Tatort: Treibjagd. D 2018
 23.45 Ein Fall für Annika 
Bengtzon: Studio 6. S 2012
	 1.20	 Werkstatthelden	mit	
Herz

ZDF
 12.00 Rosamunde Pilcher: 
Zauber der Liebe
 14.20 Bares für Rares 
– Lieblingsstücke
 16.15 Die Rosenheim-Cops: 
Der Tod zeigt Muskeln. D 2009
 17.00 heute
 17.15 hallo deutschland
 18.15 SOKO Kitzbühel: 
Mülltaucher. A/D 2015
 19.00 heute
 19.15 Programm nach Ansage
 19.30 Bettys Diagnose
 20.15 Der Alte: Funkstille. 
D 2020
 21.15 Letzte Spur Berlin: 
Taufpatin. D 2020
 22.00 heute-journal
 22.15 heute-show
 22.45 Das Literarische 
Quartett
 23.35 Dead End: C’est la vie.  
D 2019
	 0.20	 heute-show
	 0.50	 Better	Call	Saul:	
Schäferbub. USA 2015
	 1.35	 Better	Call	Saul:	Bullen.	
USA 2015
	 2.15	 Letzte	Spur	Berlin:	
Taufpatin. D 2020
	 3.00	 Die	Brücke	–	Transit	in	
den Tod

RTL
 12.50 Dickste Freunde. 
Tragikomödie, USA 2011
 14.50 Voll abgezockt. 
Krimikomödie, USA 2013
 16.50 Aushilfsgangster. 
Krimikomödie, USA 2011
 18.45 RTL aktuell
 19.05 Comeback oder weg? 
 20.15 Let‘s Dance
 23.15 Exclusiv spezial (5/7)
	 0.00	 Mario	Barth	&	Friends

SAT.1
 12.45 Verrückt nach dir. 
Liebeskomödie, USA 2010
 14.40 In den Schuhen meiner 
Schwester. Tragikomödie, 
USA/D/GB 2005
 17.15 Bad Teacher. Komödie, 
USA 2011
 19.00 Big Brother
 19.55 Sat.1 Nachrichten
 20.15 Luke! Die Schule und ich 
– VIPs gegen Kids
 22.45 Die Faisal-Kawusi-Show
 23.40 Knallerfrauen
	 0.35	 Switch	Reloaded

Pro 7
 13.40 Two and a Half Men
 15.00 The Middle
 15.55 The Big Bang Theory
 18.00 Newstime
 18.10 Die Simpsons
 19.10 Galileo
	20.15	 ES.	Horrorfilm,	 
USA/CDN 2017. Regie: Andy 
Muschietti. Mit Jaeden 
Lieberher, Bill Skarsgård
	22.50	 Carrie.	Horrorfilm,	USA	
2013. Regie: Kimberly Peirce. 
Mit Chloë Grace Moretz, 
Julianne Moore
	 0.40	 Shining.	Horrorthriller,	
USA/GB 1980. Regie: Stanley 
Kubrick. Mit Jack Nicholson, 
Shelley Duvall
	 2.55	 Carrie.	Horrorfilm,	 
USA 2013

KI.KA
	 7.45	 Sesamstraße
	 8.10	 Zoés	Zauberschrank
	 8.35	 Wolkenkinder
	 9.05	 Tilda	Apfelkern
	 9.25	 Der	Kater	mit	Hut	geht	
campen
 10.20 Der kleine Drache 
Kokosnuss – Auf in den 
Dschungel!
 11.35 Der kleine Drache 
Kokosnuss – Feuerfeste 
Freunde
	12.50	 The	Garfield	Show
 13.15 Ein Fall für TKKG

 13.40 Tiere bis unters Dach
 14.10 Schloss Einstein
 15.00 Amelie rennt. 
Familienfilm,	D/I	2017.	Regie:	
Tobias Wiemann. Mit Mia 
Kasalo, Samuel Girardi
 16.35 Horseland, die 
Pferderanch
 17.35 Die Abenteuer des 
jungen Marco Polo – Reise 
nach Madagaskar
 18.00 Sir Mouse
 18.15 Der kleine Drache 
Kokosnuss
 18.35 Mama Fuchs und Papa 
Dachs

 18.50 Unser Sandmännchen
 19.00 Nils Holgersson
 19.30 Pettersson und Findus 
–	Findus	zieht	um.	Familienfilm,	
D/S 2018
 20.45 Mascha und der Bär

ARTE
	 8.00	 Tiere	im	Fokus
	 8.30	 Kirgistan	–	Hochge-
birgsland voller Schätze
	 9.15	 Wilde	Karpaten
 10.45 Australien – Kontinent 
der Extreme
 12.15 Re:
	12.50	 Mit	offenen	Karten
 13.00 Stadt Land Kunst
	13.40	 In	Wahrheit	–	Jagdfieber
 15.20 Neuseeland – Gletscher, 
Vulkane und Kiwis
 16.55 X:enius
 17.20 Tiere im Fokus
 17.50 Südamerika – So weit 
das Auge reicht
 18.35 Im Nest der Meeres-
schildkröte
 19.20 Arte Journal
 19.40 Re:
 20.15 Jonas – Vergiss mich 
nicht
 21.35 Françoise Hardy – Die 
Diskrete
 22.35 Tracks – Das Magazin für 
Popkultur
 23.05 Echoes
	 0.10	 Der	Lockvogel.	
Kriminalfilm,	F	1995.	 
Regie: Bertrand Tavernier
	 2.05	 Streetphilosophy

3SAT
 18.40 Gotthard
 20.15 Eisenbahn-Romantik in 
den Schweizer Alpen
 21.45 Eisenbahn-Romantik
 22.15 Transsiberian.  
Thriller, E/D/GB/LT 2008.  
Regie: Brad Anderson. Mit 
Woody Harrelson, Emily 
Mortimer
	 0.00	 Die	USA	in	einem	Zug		

 1.30	 Alaska	–	Mit	dem	Zug	
durch die Wildnis
	 2.15	 Eisenbahn-Romantik
	 3.45	 Nachtexpress	nach	
Surabaya

BAYERN
 18.30 Rundschau
 18.45 Der 1. Mai in Bayern
 19.30 Bayern feiern
 20.00 Tagesschau
 20.15 Hubert und Staller: 
Tödlicher Schneefall. D 2012
 21.00 Hubert und Staller: Das 
Huhn, das faule Eier legt. D 
2012
 21.45 Rundschau Magazin
 22.00 Fraueng‘schichten
 22.30 Der gezähmte 
Widerspenstige. Komödie,  
I 1980. Regie: Franco 
Castellano, Giuseppe Moccia 
„Pippolo“. Mit Adriano 
Celentano, Ornella Muti
	 0.10	 Gib	dem	Affen	Zucker.	
Komödie, I 1981. Regie: Franco 
Castellano, Giuseppe Moccia. 
Mit Adriano Celentano, Ornella 
Muti
	 1.45	 Wir	in	Bayern

SWR
 18.05 Die SWR-Reportage
 18.15 Fahr mal hin
 18.45 Neues Leben im 
Schloss
 19.15 Bekannt im Land
 19.45 SWR Aktuell 
Rheinland-Pfalz
 20.00 Tagesschau
 20.15 Expedition in die Heimat
 21.00 Landleben 4.0
 21.45 SWR Aktuell 
Rheinland-Pfalz
	21.55	 Nachtcafé
 23.25 Für Euch da – Comedy 
gegen Corona
	 1.00	 Die	Pierre	M.	Krause	
Show
	 1.30	 „Komm!	Ins	Offene,	
Freund!“

HESSEN
 18.00 Erlebnis Hessen
 18.45 Tobis Städtetrip
 19.30 hessenschau
 20.00 Tagesschau
 20.15 Erlebnisreise auf dem 
Ederhöhenweg
 21.45 Hessen von oben
 22.00 NDR Talk Show
	 0.00	 Heinz	Schenk	–	ganz	
persönlich!
	 0.45	 Spion	zwischen	zwei	
Fronten. Agententhriller,  
D/GB/F 1966. Regie: Terence 
Young. Mit Christopher 
Plummer, Romy Schneider
	 3.00	 sport	extra

WDR
 18.00 Lokalzeit live – Zoos und 
Tierparks vor dem Neustart
 18.45 Aktuelle Stunde
 19.30 Lokalzeit-Geschichten
 20.00 Tagesschau
 20.15 70 Jahre NRW – Eine 
bewegende Geschichte
	21.45	 Kölner	Treff
 23.15 Der Regenmacher. 
Justizthriller, USA/D 1997. 
Regie: Francis Ford Coppola. 
Mit Matt Damon, Danny DeVito
	 1.20	 Kölner	Treff
	 2.50	 Tatort:	Zahltag.	 
D 2016

NDR
 18.20 Neues aus  
Bütten warder
 18.45 DAS!
 19.30 Ländermagazine
 20.00 Tagesschau
 20.15 die nordstory spezial
 21.45 NDR Info
 22.00 NDR Talk Show
	 0.00	 Käpt‘ns	Dinner
	 0.30	 After	Corona	Club
	 0.45	 Max	Raabe	Unplugged
	 1.45	 NDR	Talk	Show
	 3.45	 Schleswig-Holstein	
Magazin

RBB
 18.00 rbb24
 18.10 Gartenzeit
 18.40 Wildes Deutschland
 19.30 Abendschau
 20.00 Tagesschau
 20.15 rbb spezial
 20.30 Eine Brückentour durch 
Berlin
 22.00 rbb24
 22.30 Die Legende von Paul 
und Paula. Liebesdrama,  
DDR 1973
	 0.10	 Die	30	größten	Kulthits	
des Ostens – Die 70er

MDR
 19.00 MDR Regional
 19.30 MDR aktuell
 19.50 Elefant, Tiger & Co.
 20.15 Die Schlager des 
Monats
 21.45 MDR aktuell
 22.00 Riverboat
	 0.05	 Riverboat	extra
	 2.05	 Willkommen	bei	den	
Sch‘tis. Komödie, F 2008

PHOENIX
 12.00 phoenix vor ort
 13.00 Venedig, bedrohte 
Schönheit
 13.15 Dreckige Brise 
–	Traumschiffe	als	Luft-
verschmutzer?
	14.00	 Mit	dem	Postschiff	auf	
dem Jenissej
 15.30 ZDF.reportage
 16.00 Das Wattenmeer: 
Spiegel des Himmels
 16.15 Frauen und Ozeane
 20.00 Tagesschau
 20.15 Zur See – Als der Osten 
das	„Traumschiff“	erfand
 21.45 DDR Ahoi! 
 22.30 Golfstrom
 23.15 Golfstrom
	 0.00	 Frauen	und	Ozeane
	 3.45	 Volle	Kraft	voraus	–	Die	
Hamburger Hafenschlepper

tagestipp 1.mai

„Shining“, „Es“ und „Carrie“: ein 
ganzer Abend Stephen King. In der 
Adaption von Kimberly Peirce gibt 
Julianne Moore die fanatische 
christliche Mutter und Chloë Grace 
Moretz (Foto, r.) ihre Tochter.

„Carrie“, 22.50 Uhr, Pro7
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ARD
 12.00 Tagesschau
	12.15	 ARD-Buffet
 13.00 ZDF-Mittagsmagazin
 14.00 Tagesschau
 14.10 Rote Rosen
 15.00 Tagesschau
 15.10 Sturm der Liebe
 16.00 Tagesschau
 16.10 Sehnsucht Segeln
 17.00 Tagesschau
 17.15 Brisant
	18.00	 Wer	weiß	denn	sowas?
 18.50 In aller Freundschaft 
– Die jungen Ärzte
 20.00 Tagesschau
 20.15 Der Zürich-Krimi: 
Borchert und der fatale Irrtum. 
D 2020
 21.45 Monitor
 22.15 Tagesthemen
 22.45 Nuhr im Ersten
 23.30 Die Florian Schroeder 
Satireshow 
	 0.15	 Nachtmagazin
	 0.35	 Der	Zürich-Krimi:	
Borchert und der fatale Irrtum. 
D 2020

ZDF
 12.00 heute
 12.10 drehscheibe
 13.00 ZDF-Mittagsmagazin
 14.00 heute – in Deutschland
 14.15 Die Küchenschlacht
 15.05 Bares für Rares
 16.00 heute – in Europa
 16.10 Die Rosenheim-Cops: 
Mit Schwung in den Tod. 
D 2009
 17.00 heute
 17.10 hallo deutschland
 17.45 Leute heute
 18.00 SOKO Stuttgart: Beste 
Freunde. D 2017
 19.00 heute
 19.25 Notruf Hafenkante
 20.15 Ausgerechnet Sylt
 21.45 heute-journal
 22.15 maybrit illner
 23.15 Markus Lanz
	 0.30	 heute+

RTL
 12.00 Punkt 12
 14.00 Die Superhändler 
– 4 Räume, 1 Deal
 15.00 Kitsch oder Kasse
 16.00 Marco Schreyl
 17.00 Hensslers Countdown 
– Kochen am Limit
 17.30 Unter uns
 18.00 Explosiv – Das Magazin
 18.30 Exclusiv – Das 
Star-Magazin
 18.45 RTL aktuell
 19.05 Alles was zählt
 19.40 Gute Zeiten, schlechte 
Zeiten
 20.15 Der Lehrer
 22.15 Schmitz & Family
 23.10 Magda macht das 
schon!
	 0.00	 RTL	Nachtjournal
	 0.30	 Der	Lehrer

SAT.1
 12.00 Anwälte im Einsatz
 14.00 Auf Streife
 15.00 Auf Streife – Die 
Spezialisten
 16.00 Klinik am Südring
 17.00 Die Familienhelfer
 17.30 Auf Streife – Die 
Spezialisten
 18.00 Richter und Sindera 
– Ein Team für harte Fälle
 18.30 Grünberg und Kuhnt
 19.00 Big Brother
 19.55 Sat.1 Nachrichten
 20.15 Criminal Minds: Das 
letzte Date. USA 2020
	 1.00	 Criminal	Minds:	Das	
letzte Date. USA 2020

Pro 7
 12.15 2 Broke Girls
 12.40 Mom
 13.30 Two and a Half Men
 14.50 The Middle
 15.45 The Big Bang Theory
	17.05	 taff
 18.00 Newstime
 18.10 Die Simpsons

 18.40 Die Simpsons
 19.10 Galileo
 20.15 Germany‘s next 
Topmodel – by Heidi Klum
 22.35 red.
 23.40 Big Stories
	 0.30	 Kiss	Bang	Love
	 1.25	 Kiss	Bang	Love

KI.KA
	 7.45	 Sesamstraße
	 8.10	 Zoés	Zauberschrank
	 8.35	 Wolkenkinder
	 8.55	 Tilda	Apfelkern
	 9.15	 Ene	Mene	Bu	–	und	dran	
bist du
	 9.25	 Super	Wings

 10.00 Der kleine Rabe Socke 
2.	Animationsfilm,	D	2015
 11.10 logo! Die Welt und ich
 11.20 Hexe Lilli: Der Drache 
und das magische Buch. 
Fantasyfilm,	D/I/A	2009.	 
Regie: Stefan Ruzowitzky
	12.40	 The	Garfield	Show
 13.15 Ein Fall für TKKG
 13.40 Tiere bis unters Dach
 14.10 Schloss Einstein
 15.00 H2O – Plötzlich 
Meerjungfrau
 15.50 Horseland, die 
Pferderanch
 16.35 Sherlock Yack – Der 
Zoodetektiv
 16.50 Geronimo Stilton

 17.35 Die Abenteuer des 
jungen Marco Polo – Reise 
nach Madagaskar
 18.00 Wir Kinder aus dem 
Möwenweg
 18.15 Der kleine Drache 
Kokosnuss
 18.35 Mama Fuchs und Papa 
Dachs
 18.50 Unser Sandmännchen
 19.00 Nils Holgersson
 19.25 Die beste Klasse 
Deutschlands
 19.50 logo! Die Welt und ich
 20.00 KiKA Live
 20.10 Find me in Paris – Tanz 
durch die Zeit

ARTE
	 8.00	 Die	Feuertänzer	aus	
dem Strandscha-Gebirge
	 8.45	 Stadt	Land	Kunst
	 9.50	 Anders	essen	–	Das	
Experiment
 11.25 Linsen: Das Rezept 
gegen den Welthunger
 12.15 Re:
	12.50	 Mit	offenen	Karten
 13.00 Stadt Land Kunst
 13.45 Licht. Historiendrama, 
A/D 2017
 16.00 Thailand – Enten auf der 
Schulbank
 16.55 X:enius
 17.20 Tiere im Fokus
 17.50 Südamerika – So weit 
das Auge reicht
 19.20 Arte Journal
 19.40 Re:
 20.15 Die DC-3 Story
	21.10	 Dérapages	–	Kontroll-
verlust (4–6/6)
 23.50 Liebe Halal. Komödie,  
D/LBN 2015
	 1.20	 Metropolen	von	unten

3SAT
 18.30 nano
 19.00 heute
 19.20 Kulturzeit
	19.50	 Sebastian	Pufpaff:	 
Noch nicht Schicht!

 20.00 Tagesschau
 20.15 Wissen aktuell
 22.00 ZIB 2
 22.25 auslandsjournal extra
 22.55 Sklavinnen des IS
	 0.20	 Zapp
	 0.50	 10vor10
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tagestipp donnerstag

Eine Verfolgungsjagd auf Skiern, 
ein spektakulärer Fallschirmsprung 
und ein Kampf im Zug: Der dritte 
James Bond von Roger Moore von 
1977 liefert ab.

„James Bond 007 – Der Spion, der mich 
liebte“, 22 Uhr, Vox
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K
risztina Orbán, 43, lebt in 
einer kleinen Stadt mitten 
in Ungarn und arbeitet für 
die NGO Trans vanilla, die 
sich für trans Menschen 
einsetzt. Schon seit Jahren 

versucht Krisztina auf deren Situation 
in Ungarn aufmerksam zu machen. 
Krisztina ist selbst trans und identifi-
ziert sich als nicht-binär, also weder als 
Mann noch als Frau. Den Geschlechts-
eintrag auf offiziellen Papieren konnte 
Krisztina nie ändern, weil diese Mög-
lichkeit für nicht-binäre Menschen bis-
her nicht bestand. Und in diesen Tagen 
ist die Situation noch einmal verschärft 
worden.

„Als ich von dem neuen Gesetzent-
wurf gehört habe, habe ich minuten-
lang still in meinem Auto gesessen“, er-
zählt Máté, 41, aus Budapest beim Vi-
deocall-Interview. Er ist trans und heißt 
eigentlich anders, möchte aber lieber 
anonym bleiben. Der Gesetzentwurf, 
von dem er spricht, wurde von der un-
garischen Regierung am 31. März vor-
gestellt. Er sieht vor, dass beim Standes-
amt und auf amtlichen Dokumenten 
nur noch das „Geschlecht bei Geburt“ 
vermerkt werden darf. Das würde ein 
Ende der rechtlichen Anerkennung von 
trans Personen bedeuten, denn so wäre 
es ihnen unmöglich, Namen oder Ge-
schlecht zu ändern. Máté konnte sich 
minutenlang nicht bewegen, als er da-
von hörte. Er war schockiert. „Ich dachte 
nur: Das können sie nicht machen, so 
kann ich nicht weiterleben.“

Máté hat sich 2018, mit 39 Jahren, als 
trans geoutet und lebt seither offen als 
Mann. Vor seinem Outing war er nicht 
glücklich. Er habe getrunken, Drogen 
genommen und hatte Suizidgedanken. 
„Ich konnte lange nicht beschreiben, 
was mit mir los ist, und wusste nichts 

von Transidentität“, sagt er. In offiziel-
len Dokumenten konnte er seinen Ge-
schlechtseintrag noch nicht ändern, ob-
wohl er bereits im Oktober 2018 einen 
Antrag stellte. Seit etwa zwei Jahren ist 
es in Ungarn aber de facto nicht mehr 
möglich, den Geschlechtseintrag zu än-
dern, die Behörden setzen das Verfah-
ren nämlich aus.

Dass Mátés Geschlechtsidentität 
nicht anerkannt wird, führt immer 
wieder zu Problemen, sobald er sich 
irgendwo ausweisen muss. Bei Termi-
nen bei der Bank wird er misstrauisch 
angeschaut, seine Identität in Frage ge-
stellt und erst kürzlich wollte ihm eine 
Anwältin bei einem Termin nicht glau-
ben, dass er die Person auf seinem Aus-
weis ist. Kein Wunder, sagt er, denn da-
rin stehe, dass er eine Frau sei, obwohl 
er dem Augenschein nach ein Mann 
ist. „Ich kann so nicht mehr weiterma-
chen.“

Das mediale Echo auf den Gesetz-
entwurf fiel nicht besonders groß aus 
– auch, weil es im Schatten des neuen 
Corona-Notstandsgesetzes eingereicht 
wurde. Dieses neue Gesetz stattet Or-
bán mit sehr viel mehr Macht als vor-
her aus. Während der Pandemie regiert 
er nun per Dekret, und zwar ohne zeit-
liches Limit – auch wenn das Parlament 
auf unbestimmte Zeit in Zwangspause 
geschickt werden würde. Volksabstim-
mungen und Wahlen sind damit eben-
falls auf unbestimmte Zeit ausgesetzt. 
Im Gesetz sind außerdem hohe Haft-
strafen für die Verbreitung von Falsch-
meldungen und Verstöße gegen die 
Quarantäneauflagen vorgesehen.

Die Opposition versuchte zwar noch 
einen Fristablauf im Gesetz zu veran-
kern und war dafür sogar bereit, einen 
Notstand von 90 oder 120 Tagen zuzu-
lassen – allerdings ohne Erfolg. Eine 

Zweidrittelmehrheit fand Orbán mit 
den Regierungsparteien auch ohne Op-
position, der er nun mangelnden Pa-
triotismus vorwirft. Das Parlament, 
das Orbán zu großen Teilen den Rü-
cken stärkt, entscheidet auch darüber, 
wann die Gefahrenlage wieder vorbei 
ist. Niemand könne schließlich aktuell 
sagen, wie lange die Krise anhalte, sagt 
Orbáns Staatssekretär Csaba Dömötör.

Kritikerinnen und Kritiker werfen 
der Regierung vor, die weltweite Auf-
merksamkeit für die Coronakrise aus-
zunutzen, und der Ombudsmann des 
Parlaments, Jenő Kaltenbach, bestä-
tigte, dass die ersten Erlasse nach Or-
báns Ermächtigung nicht alle mit der 
Krise zu tun hatten. Die unabhängige 
Abgeordnete Bernadett Szél beschreibt 
den transfeindlichen Gesetzentwurf 
als Rückschritt. Sie versuchte im Justiz-
ausschluss im Parlament einen Brief 
von trans Menschen über die befürch-
teten Probleme des Gesetzes zu verle-
sen, wurde aber vom Vorsitzenden da-
ran gehindert – der Brief sei nicht re-
levant. Szél versteht nicht, wieso sich 
die Regierung während einer Pandemie 
nicht um das Gesundheitssystem und 
um die finanzielle Unterstützung der 
Menschen kümmere. „Das, was in Un-
garn passiert, ist ein Skandal“, sagte sie.

Das sehen auch 36 Abgeordnete des 
EU-Parlaments so, die sich am 15. April 
in einem Brief an die ungarische Re-
gierung wandten. Darin wiesen sie auf 
eine Entscheidung des Europäischen 
Menschenrechtsgerichtshofs hin, nach 
dem trans Menschen ein Recht auf die 
Anerkennung ihres Geschlechts haben. 
In dem Brief wurde auch eine Entschei-
dung des ungarischen Verfassungsge-
richts vom Juni 2018 erwähnt, das die 
Namensänderung als Grundrecht für 
trans Menschen sieht.

Máté macht sich derweil große Sor-
gen, dass der Gesetzentwurf Wirklich-
keit wird. Er befürchtet, dass er mit 
dem neuen Gesetz Probleme bekom-
men könnte, seine Hormone verschrie-
ben zu bekommen. Welche Auswirkun-
gen das Gesetz haben könnte, sei näm-
lich noch nicht bekannt. Deshalb denke 
er darüber nach, auszuwandern, auch 
wenn er sich nicht sicher ist, ob sich all 
die Probleme in einem fremden Land 
lösen würden. Schließlich habe er un-
garische Dokumente und Papiere mit 
dem falschem Geschlechtseintrag. 
„Noch habe ich aber die Hoffnung, dass 
ich in Ungarn bleiben kann.“

Der aktuelle Gesetzentwurf zum 
Geschlechtseintrag ist nicht der erste 
Versuch, queeres Leben in Ungarn un-
sichtbar zu machen. Nachdem Orbáns 
Regierung 2013 Pressefreiheit und die 
Unabhängigkeit der Justiz in der Verfas-
sung einschränkte, ließ sie in die Ver-
fassung eintragen, dass kinderlose, un-
verheiratete oder gleichgeschlechtliche 
Paare rechtlich nicht mehr als Familien 
anerkannt werden. Zwei Jahre später, 
2015, verhinderten Ungarn und Polen 
eine EU-Vereinbarung, die bürokrati-
sche Hürden für im Ausland lebende 
verheiratete und verpartnerte Paare 
abbauen sollte. Der Grund für die Ab-
lehnung: Das Gesetz sollte auch für 

homosexuelle Paare gelten. 2018 ließ 
die Regierung das Fach Gender Stu-
dies von der Liste zugelassener Studi-
engänge in Ungarn streichen. Das Stu-
dienfach wurde schon häufig von Re-
gierungsvertretern angegriffen, weil es 
das Fundament der christlichen Fami-
lie untergraben wolle und Geschlecht 
nun mal biologisch determiniert sei. Im 
Februar 2020 beklagte Orbán in einem 
Brief an die Europäischen Volkspartei 
(EVP), dass sie der Genderideologie zum 
Opfer gefallen sei und das heterosexu-
elle Familienmodell aufgegeben habe.

Nachdem nun der transfeindliche 
Gesetzentwurf eingereicht wurde, re-
agierte Krisztina Orbán von Transva-
nilla zunächst mit einer Onlinepetition 
gegen das Gesetz, für die bereits mehr 
als 20.000 Unterschriften gesammelt 
wurden. Dass die Europäische Union 
nichts gegen die ungarische Regierung 
macht, kann Krisztina nicht verstehen, 
immerhin verletze das Land seit Jahren 
EU-Recht: „Es scheint fast so, als könne 
ein Land machen, was es möchte, so-
bald es einmal aufgenommen wurde.“

Krisztina fühlt oft nichts mehr, die 
Situation sei zu aussichtslos. „Stän-
dig versuche ich mich der neuen Si-
tuation in Ungarn anzupassen, ob-
wohl ich oft einfach nur wegrennen 
möchte“, sagt sie. Die Regierung könne 
schließlich machen, was sie wolle, nie-
mand schreite ein. Trotzdem versuchen 
Krisztina und die NGO weiterhin Ak-
teu r*in nen auf EU- und UN-Ebene auf 
die Situation in Ungarn aufmerksam 
zu machen. Mit den aktuellen Plänen 
der Regierung, so befürchtet Krisztina, 
werde die Gewalt gegen queere Men-
schen zunehmen. „Ich weiß nicht mehr, 
wie ich als Aktivist*in weiterarbeiten 
oder wie die Situation noch beeinflusst 
werden kann.“

In Ungarn ist es  
de facto nicht mehr 
möglich, den 
Geschlechtseintrag 
zu ändern

Die transfeindliche Autokratie
Im Windschatten repressiver Corona-Sondervollmachten treibt Ungarns Präsident Viktor Orbán auch  
ein Lieblingsprojekt der Neuen Rechten voran: die Demütigung und Verfolgung sexueller Minderheiten

taz zwei

„Ich  
akzeptiere 
dich.“  
Klare 
 Stellungnahme 
auf der 
Budapest Pride 
im Jahr 2014   
Foto:  
Martin Fejer/
Est&Ost

Von Steven Meyer

http://lmbtszovetseg.hu/sites/default/files/mezo/file/lmbtszov_research2019sept_en.pdf
http://lmbtszovetseg.hu/sites/default/files/mezo/file/lmbtszov_research2019sept_en.pdf
https://www.theguardian.com/world/2020/apr/02/hungary-to-end-legal-recognition-of-trans-people-amid-covid-19-crisis?CMP=share_btn_fb&fbclid=IwAR0gzVX6oZoB-zrC1NHNY2uus1FKjrznxMn4geFy2YATexT0sSdn7OktsXo
https://www.theguardian.com/world/2020/apr/02/hungary-to-end-legal-recognition-of-trans-people-amid-covid-19-crisis?CMP=share_btn_fb&fbclid=IwAR0gzVX6oZoB-zrC1NHNY2uus1FKjrznxMn4geFy2YATexT0sSdn7OktsXo
https://www.theguardian.com/world/2020/apr/02/hungary-to-end-legal-recognition-of-trans-people-amid-covid-19-crisis?CMP=share_btn_fb&fbclid=IwAR0gzVX6oZoB-zrC1NHNY2uus1FKjrznxMn4geFy2YATexT0sSdn7OktsXo
https://www.mdr.de/nachrichten/osteuropa/politik/ungarn-orban-ermaechtigungs-gesetz-100.html
https://www.mdr.de/nachrichten/osteuropa/politik/ungarn-orban-ermaechtigungs-gesetz-100.html
https://www.mdr.de/nachrichten/osteuropa/politik/ungarn-orban-ermaechtigungs-gesetz-100.html
https://www.deutschlandfunkkultur.de/corona-in-ungarn-notstand-im-schatten-der-pandemie.979.de.html?dram%3Aarticle_id=474144
https://www.deutschlandfunkkultur.de/corona-in-ungarn-notstand-im-schatten-der-pandemie.979.de.html?dram%3Aarticle_id=474144
https://www.theguardian.com/world/2020/apr/26/hungary-prepares-to-end-legal-recognition-of-trans-people?fbclid=IwAR1MWupjQEaFaCrutI4BjLiU6iLGvZp8zYLGC3TqbB-bAR3m3Fvv7ywWkEo
https://www.theguardian.com/world/2020/apr/26/hungary-prepares-to-end-legal-recognition-of-trans-people?fbclid=IwAR1MWupjQEaFaCrutI4BjLiU6iLGvZp8zYLGC3TqbB-bAR3m3Fvv7ywWkEo
https://www.queer.de/detail.php?article_id=35902
https://www.queer.de/detail.php?article_id=35902
https://www.queer.de/detail.php?article_id=35902
https://www.queer.de/detail.php?article_id=18760
https://www.queer.de/detail.php?article_id=18760
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Wir, wir, wir, das Personal­
pronomen wird derzeit häu­
figer benutzt als noch vor 
der Coronakrise. Wir ist viel 
besser als ich, ich, ich. Im 
Text über den italienischen 
Elektronikmusiker Lorenzo 
Stenni wurde es jedoch ein­
mal zu viel benutzt, das wir: 
Statt „wie Cembalos“ hieß es 
dort an einer Stelle nämlich 
„wir Cembalos“.

berichtigung

Gut 20 internationale Filmfestivals, darunter Cannes, Venedig und die Berlinale, starten Ende Mai ein Streaming-Festival auf Youtube
Was ersetzt die große Leinwand?
Von Tim Caspar Boehme

Die Berlinale hat Glück gehabt. Am letz­
ten Tag des Filmfestivals, am 1. März, 
wurde in Berlin die erste Coronavirus­
infektion bestätigt. Zwei Wochen später 
mussten die Kinos in Deutschland aus 
Sicherheitsgründen schließen. Bis auf 
Weiteres.

Anderen Filmfestivals ist es schlechter 
ergangen. In Cannes sahen sich die Film­
festspiele zunächst gezwungen, den für 
Mitte Mai geplanten Start zu verschieben. 
Inzwischen ist auch der Ausweichtermin 
Ende Juni nicht mehr möglich. Abgesagt 
ist das Filmfestival offiziell noch nicht, 
doch hat der Bewegungsspielraum in der 
zweiten Jahreshälfte natürliche Grenzen: 
Anfang September beginnen die Film­
festspiele von Venedig. Bisher jeden­
falls hält man dort an diesem Termin fest.

Einige renommierte Festivals wie die 
Internationalen Kurzfilmtage Oberhau­
sen behelfen sich mit Onlineversionen, 
in denen die Filme gestreamt werden. 

Eine Notlösung, bei der vieles von dem, 
was den Reiz eines Festivals ausmacht 
– Filme auf großer Leinwand, die Stim­
mung im Kinosaal, Begegnungen im 
nichtdigitalen Raum – wegfällt. Sowohl 
Cannes als auch Venedig haben Online­
varianten als Alternative ausgeschlossen. 
Beide Festivals sollen in Verhandlungen 
stehen, um gegebenenfalls einige Ter­
mine zu „teilen“.

Dennoch gibt es einen Teil ihres Pro­
gramms, wenn auch einen kleinen, ab 
dem 29. Mai im Internet zu sehen, auf 
Youtube sogar. Mehr als 20 internatio­
nale Filmfestspiele, darunter auch die 
Berlinale, haben sich zu einem zehntä­
gigen virtuellen Festival zusammenge­
schlossen, das frei im Netz verfügbar sein 
wird. „We Are One“ heißt die Initiative 
des Videoportals Youtube und des Me­
dienunternehmens Tribeca Enterprises, 
des Veranstalters des Tribeca Film Festi­
vals. Dessen diesjährige Ausgabe, die von 
Mitte bis Ende April hätte laufen sollen, 
musste ebenfalls verschoben werden. Ei­

niges davon wird dafür im Rahmen von 
„We Are One“ gezeigt.

Andere Festivals haben angekündigt, 
Filme und Inhalte aus vergangenen Aus­
gaben, aber auch Aktuelles beizusteuern. 
Nicht alle diese Beiträge werden Spiel­
filme sein. Cannes etwa zeigt lediglich ei­
nige seiner „Masterclasses“ vom Vorjahr, 
Podiumsgespräche mit berühmten Re­
gisseuren. Wettbewerbsfilme hingegen 
sind online nicht zu erwarten.

Mit der Coronapandemie ist in der 
Filmbranche einiges ins Wanken gera­
ten. Angefangen mit den Kinos, von de­
nen viele in ihrer Existenz bedroht sind, 
über die Verleihe bis zu den Produk­
tions firmen, die mit dem monatelangen 
 Ausfall von Kinostarts und entsprechen­
den Einnahmeverlusten zurechtkom­
men müssen. Jüngst hat die Oscar­Akade­
mie angekündigt, im nächsten Jahr zum 
ersten Mal auch Filme zu berücksichti­
gen, die nicht im Kino gelaufen sind.

Das Kino in seiner bisherigen Form 
ist durch die Corona­Pandemie verstärkt 

bedroht. Wie vieles von der Filmbran­
che in mittlerer Zukunft noch bestehen 
wird, ist derzeit nicht abzusehen. Doch 
schon jetzt scheint klar, dass die allein 
mit Streaming zu erzielenden Vergütun­
gen für viele Produktionen nicht renta­
bel sind. Was den Streamingdiensten ir­
gendwann selbst Schwierigkeiten beim 
Einkauf von neuen Produktionen berei­
ten beziehungsweise den Druck verstär­
ken könnte, noch mehr Eigenproduktio­
nen zu bieten – bei gleichzeitig steigen­
der Zahl von Konkurrenten. Disney hat es 
mit seiner vor Kurzem auch in Deutsch­
land gestarteten eigenen Plattform Dis­
ney+ vorgemacht.

Wie sehr Filmfreunde bereit sein wer­
den, ihre Bedürfnisse zu dem Preis einer 
steigenden Zahl von Streaming­Abon­
nements zu befriedigen, muss sich zei­
gen. Wie kleinere Verleihe sich in diesem 
rein digitalen Geschäft schlagen werden, 
ebenfalls. Sicher ist allein: Filmfestivals 
und Kinos können diese neuen Formen 
nicht ersetzen. Höchstens ablösen.

Arbeitete 
gegen das 
Schweigen: 
Jürgen  
Baldiga 
Foto: Salzgeber

Von Stefan Hochgesand

W
ie gehen diese 
Hi­NRG­Beats, 
die da auf der 
Tonspur vor­
anpreschen, 
bloß zusam­

men mit den Bildern zu Beginn 
in „Rettet das Feuer“? Wir sehen 
doch bloß einen schnöden Mu­
seumskeller mit grauen Metall­
regalen voller Ordner und Kis­
ten, die erst mal das Gegenteil 
von Abenteuer verheißen.

Doch auch wer vorher noch 
nie vom Fotografen Jürgen Bal­
diga (1969–1993) gehört hat, 
wird im Dokumentarfilm „Ret­
tet das Feuer“ von Jasco Vief­
hues schnell fühlen, dass auch 
Baldigas Bilder und Worte einen 
Drive haben, der dem Hi­NRG­
Puls in nichts nachsteht.

Baldiga war als Künstler, so 
könnte man sagen, der große 
Chronist der HIV­Krise in Ber­
lin, zu deren Hoch­ oder bes­
ser gesagt Tiefpunkt Mitte der 
neunziger Jahre jeden Tag zwei 
Beerdigungen in Berlin auf das 
Konto von Aids gingen. Das ist 
aber nur ein Teil der Wahrheit: 
Ja, es stimmt, dass er sich bis zu 
seinem Freitod 1993 fotografiert 
hat und von dem befreundeten 
Fotografen Aron Neubert noch 
nach der siebten Lungenentzün­

dung und sogar tot hat fotogra­
fieren lassen.

Überhaupt hat Baldiga, der so 
gar nicht akademische Autodi­
dakt, die Fotografie erst 1985 für 
sich entdeckt, ein Jahr nachdem 
er positiv auf HIV diagnostiziert 
worden war. Baldigas eigentli­
cher Coup ist aber wohl, dass er 
verstanden hat, dass das Tabu 
um das Sterben, um die Toten, 
eigentlich ein Tabu schon um 
das Leben, das Lieben, die Lust 
der Queers zuvor war: Männer, 
die Sex mit Männern haben.

Deshalb hat Baldiga diesem 
feigen Schweigenwollen der 
heteronormierten Mehrheits­
gesellschaft seine Bilderwel­
ten, meist in Schwarz­Weiß, mit 
harten Kontrasten, entgegenge­
stellt: voller Menschen, die sich 
selbstbewusst als Tunten ver­
standen und inszenierten, mit 
Perücken und Modeschmuck 
aus der Altkleidersammlung 
und einem Lidschatten und 
Selbstbewusstsein zum Nieder­
knien.

Baldiga hat somit ein Stück 
Westberliner Geschichte und 
Gegenöffentlichkeit eingefro­
ren, das ansonsten dem Verges­
sen anheimgefallen wäre. Auch 
den Aktivismus von Act Up, die 
das Versagen der Regierung in 
Sachen Aids­Aufklärung gei­
ßelten. Gewissermaßen war 

Baldiga das Berliner Pendant 
zu angelsächsischen Künst­
lern wie dem „Blue“­Filmema­
cher Derek Jarman (den Baldiga 
 übrigens fotografierte) oder Da­
vid  Wojnarowicz, der sich aus 
Protest gegen das Schweigen 
über Aids die Lippen zunähte.

Ein Vierteljahrhundert nach 
Jürgen Baldigas Tod nun also 
besucht der Regisseur Jasco 
Viefhues, Jahrgang 1980, in sei­
nem sehr sehenswerten Lang­
filmdebüt Menschen, Über­
lebende, die mit Baldiga da­
mals rum hingen – nicht bloß 
weil Baldiga eine coole Socke 
war, wie man schnell spürt, 
sondern weil sie ihn liebten, 
das wird deutlich. Viefhues be­
müht sich ganz  offensichtlich 
nicht darum, den Lebens­
weg  Wikipedia­chronologisch 
 nachzuzeichnen oder auch 
nur die talking heads aus der 
Szene mit Inserts beim Namen 
zu nennen.

Viefhues vertraut vielmehr 
auf die Sprengkraft auch nie 
zuvor gezeigter Baldiga­Perfor­
mance­Mitschnitte – und da­
rauf, dass der standesgemäße 
Tratsch bei Kuchen und Sekt die 
wahrhaftigeren Anekdoten zu­
tage fördert: dass Baldiga einer 
war, der sich in seinen letzten 
Lebensmonaten gern auch mal 
mehr Morphium als nötig rein­

gepfiffen hat und sich derweil 
auch Joint, Blowjob und seine 
geliebten Eisbecher gleichzei­
tig hat gefallen lassen; dass er 
eine ganz außergewöhnliche 
Gabe hatte, die Kamera nicht 
als hemmendes Hindernis zwi­
schen ihm und den Menschen 
aufzubauen.

Auf seiner Beerdigung, so 
wollte er es, wurde das Parfüm 

von Liz Taylor versprüht. Er hatte 
einen Witz, dieser Baldiga, und 
manchmal weiß man nicht, ob 
man lachen oder weinen soll, 
etwa wenn man im Film das 
Kaposi­Sarkom sieht, einen für 
Aids typischen Tumor, der ihm 
entfernt wurde – und den er 
dann in Harz gegossen und in 
einen Schrein gestellt hat. Oder 
dieses späte Foto, eines der weni­
gen in Farbe, das ihn mit aufge­
steckter roter Clownsnase zeigt, 
die so gut passt zu den durch die 
Folgen von Aids rot unterlaufe­
nen Augäpfeln.

„Niemand konnte sagen, was 
aus unseren Geschichten wird“, 
hören wir aus dem Off, wie so 
viele hängen bleibende Sätze 
aus Baldigas Tagebuch­Klad­
den. „Mit jeder Zigarette, die wir 
rauchten, wurden wir einer we­
niger.“ Und: „Wo sollen die hin, 
die nicht wissen, wer ihre Ver­
wandten sind?“

Jasco Viefhues gelingt es mit 
diesem wichtigen, unterhaltsa­
men, nachdenklichen Film, die 
Bedeutung der Archive, wie hier 
im Schwulen Museum in Berlin, 
für Queers zu betonen – als Ort, 
wo die Vermächtnisse seelenver­
wandter Menschen lagern, die 
deren Blutsverwandten wiede­
rum sehr peinlich waren.

Es sind nicht nur Namen. Das 
Schwule Museum in Berlin hat 
da Originalquellen im Keller, die 
in ihrer Bedeutung vergleichbar 
sind mit den Aids­Aktivismus­
Videobändern, die in der städ­
tischen Bücherei von New York 
archiviert sind.

Baldiga pafft uns verschmitzt 
an in der letzten Szene. Der Film 
erzählt von mutigen Menschen, 
die glücklich waren, soweit es 
ging.

„Rettet das Feuer“. Regie: 
Jasco Viefhues. Deutschland 
2019, 82 Min. Ab 30. 4. vier 
Wochen auf Salzgeber.de/club

Der Fotograf Jürgen Baldiga hat das schwule Berlin zum Höhepunkt der Aidskrise festgehalten. Jasco Viefhues’ 
Dokumentarfilm „Rettet das Feuer“ begibt sich auf die Spuren dieses antikonventionellen Künstlers

Eisbecher mit Blowjob

Strukturfonds 
für die 
Kulturszene  
in der 
Coronakrise
Kulturstaatsministerin Mo­
nika Grütters will nun eben­
falls einen Strukturfonds 
zur Rettung der Kulturszene 
in der Coronakrise. An 
einem solchen Rettungs­
schirm arbeite sie intensiv 
mit dem Finanzministe­
rium, sagte die CDU­Politi­
kerin gestern dem rbb. Wie 
einzelne Elemente einer 
solchen zusätzlichen Kultur­
hilfe aussehen könnten, 
müsse beraten werden. „Ich 
bin gerne bereit, in diese 
Gespräche jetzt auch Län­
derminister mit einzube­
ziehen“, sagte Grütters. Sie 
hoffe sehr, dass „angesichts 
der dringenden Not“ auch 
rasche Abstimmungen mit 
dem Bundestag möglich 
seien. Die Länder hatten 
zuletzt mehr Einsatz vom 
Bund gefordert und eine 
gemeinsame Arbeitsgruppe 
angeregt. „Es bedarf weite­
rer gemeinsamer Anstren­
gungen, um eine drohende 
Verarmung der Kunst­ und 
Kulturlandschaft nach der 
Coronakrise zu verhindern“, 
hieß es in einem Schrei­
ben an Grütters sowie die 
Minister für Finanzen und 
Wirtschaft, Olaf Scholz 
(SPD) und Peter Altmaier 
(CDU). Auch die Länder 
verweisen auf Forderungen 
etwa des Kulturrats nach 
einem Infrastrukturfonds. 
Nach dessen Schätzung 
müsste ein solcher Fonds 
etwa 500 Millionen Euro 
umfassen.

Auch Hamburgs Kul­
tursenator Carsten Bro­
sda sieht Bedarf für ein 
Mil liardenprogramm von 
Bund und Ländern. Damit 
soll direkt auch die Pro­
duktion von Kultur ange­
kurbelt werden. „Wir sollten 
gemeinsam überlegen, wie 
wir rauskommen aus einer 
Logik, derzufolge wir nur 
die Ausfälle kompensieren“, 
sagte Brosda, der auch für 
die SPD­geführten  Länder 
verhandelt. Die aktuelle 
Hilfen haben aus Sicht des 
Kultursenators eine viel 
zu defensive  Perspektive. 
Kulturproduktion müsse 
wieder gefördert werden. 
 Brosda sieht dafür ein im­
menses  finanzielles Po­
tenzial: „Wenn wir alles 
 zusammenzählen, was 
 Länder, Bund und Kommu­
nen machen, dann kom­
men wir sicher in einen 
Bereich von bis zu 2 Milli­
arden Euro, die man bewe­
gen muss.“ Es könne dabei 
sehr schnell vorgegangen 
 werden. 

unterm strich

Auf seiner 
Beerdigung, so 
wollte er es, wurde 
das Parfüm von Liz 
Taylor versprüht
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Keine Schweine, nein, nur 
Calli im Weltall! Das Fuß-
ballschwergewicht Reiner 
Calmund hält sich laut dpa 
mit einem Gerät fit, dessen 
Technologie von der Nasa 
für Astronauten entwickelt 
wurde. „Das haben mir ein 
paar Bundesligisten emp-
fohlen“, sagte der 71-Jäh-
rige einem Fernsehsender. 
Mit dem Laufband mache 
man sich 80 Prozent leich-
ter – und die Technik habe 
sich positiv auf seinen Stoff-
wechsel ausgewirkt, so Calli. 
Wir starten den Countdown!

gurke des tages
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I
n diesen apokalyptischen 
Zeiten, da die Gesetze des 
Dschungels herrschen und 
es ums nackte Überleben 

geht, will ich endlich einmal 
ganz vorne sein. Sollte eines 
Tages jemand meinen Nachruf 
schreiben, dann möge damit ge-
prahlt werden. Denn an dieser 
Stelle wird Jacinda Ardern end-
gültig heiliggesprochen. Move 
over, Vatikan! Spring zur Seite!

Vor einem Jahr habe ich es 
prophezeit, als die coole Ex-DJ 
und nun gewählte Premiermi-
nisterin stillend zu UN-Kongres-
sen jettete, über Nacht Waffen-
gesetze änderte und Terrorop-
fer umarmte. Arderns Antlitz 
im Kopftuch wurde nach dem 
Attentat auf die Moschee in 
Christchurch überdimensional 
auf einen Turm in Dubai ge-
beamt. Ihr Bild radierte als Sym-
bol nicht nur Mutter Teresa im 
Nonnensari aus. Nein, es über-
traf die Gottesmutter Maria.

Ein neues Zeitalter brach an. 
Jacindamania erfasste die Welt. 
Die Vogue fotografierte sie an 
einem einsamen Strand. Das 
internationale Lovebombing 
begann, nur die alten weißen 

Neues aus Neuseeland: Vivat, Santa Jacinda
Anke Richter

Männer rasteten aus. Seit un-
sere Landesmutter mit drasti-
schen Maßnahmen und mit-
fühlenden Worten in den letzten 
Wochen auch die Coronafälle in 
den grünen Bereich drückte und 
ihr Land damit zu den sicheren 
Inseln der Glückseligen machte, 
ist es um alle geschehen.

Die Financial Times titelte: 
„Erhebe dich, Santa Jacinda“, 
das Magazin The Atlantic legte 
nach: „Die effektivste Führe-
rin der Welt“. Virologe Chris-
tian Drosten in Berlin schlug 
Ardern eine polyamore Fernbe-
ziehung vor. Ikonenmalerinnen 
gingen sofort ans Werk. In den 
Hintergrund ihrer Bilder plat-
zierten sie dezent Angela Mer-
kel und Greta Thunberg, die 
unsere GröHaz (Größte Heilige 
aller Zeiten) verstärken. Nur Ar-
derns Gebiss wurde etwas über-
arbeitet. Auch Kiwis sind eitel. 

Neuseelands Nationalmu-
seum Te Papa in Wellington 
wollte die gesamte Walfisch- 
und Vogelabteilung für die Hei-
ligenbilder freimachen. Doch 
dann bekam Donald Trump da-
von Wind, fragte seinen Kumpel 
Kim Jong Un um Rat und ließ alle 

Jacinda-Bilder vom Kunstmarkt 
verschwinden. Verschwörungs-
theoretiker behaupten, sie wur-
den zusätzlich mit Chlorbleiche 
verätzt. Wer mir nicht glaubt: Ich 
habe Youtube-Videos gesehen, 
in denen Experten dies belegen.

Unser Aotearoa lässt sich 
von den USA mit solchen Ma-
chenschaften nicht in die Knie 
zwingen. Wir setzen daher unse-
rer Anti-Trump bald ein Denk-
mal, das auch einem Dritten 
Weltkrieg standhält. Sobald wir 
aus dem Lockdown kommen, 
wird neben der Riesenkarotten 
in Ohakune und dem giganti-
schen Donut auf einem Acker 
in Springfield endlich im Hag-
ley Park in Christchurch eine 
Statue von nordkoreanischem 
Ausmaß errichtet.

Da thront dann die Heilige 
Jacinda wie die Freiheitsstatue 
über New York. An einer Brust 
ihr stillendes Kind, in der erho-
benen Faust eine Impfspritze. 
5G-Gegner haben bereits Denk-
malschändung angedroht. Was 
immer mir nach diesen Ent-
hüllungen passiert: Die Main-
stream-Medien werden es hun-
dertprozentig unterdrücken.

Mit gutem Namen durch die Gesundheitskrise

Kandidat Friedrich Merz in blubbernden Nöten

Gute Nacht, Covid Marie

Ruhig, wilder Vulkan

Faustdick behauptet Goethe in 
seinem Schwank „Faust“: „Ge-
fühl ist alles; Name ist Schall 
und Rauch.“ Einspruch! No-
body fucks wit da Jesus! Dass 
Namen Bedeutung tragen, 
können uns nicht nur die Ke-
vins und Smillas dieser Tage 
erzählen. Oder warum sonst 
nennen manche Südameri-
kaner ihre schnuckligen Ba-
bys gern Hitler oder Stalin? 
Zwar heißt eine goldene Regel: 
Keine Witze über Namen. Nie-
mand könne etwas für die Aus-
wahl der Eltern. Oder doch? In 
Krisenzeiten scheint alles au-
ßer Kraft gesetzt zu sein. „Co-
vid-19 hat auf der ganzen Welt 
großes Leid verursacht“, er-
klärte jetzt der 23-jährige Phil-
ippino John Tupas der Standes-

amtsagentur AFP. Tupas muss 
es wissen: Er hat seine Toch-
ter „Covid Marie“ genannt. Ob 
es ein Schreikind wird? Das 
gern spuckt und rumhustet? 
Wird Covid Marie als reniten-
tes Teenie Kette rauchen? „Sie 
könnte gemobbt werden, aber 
ich werde meiner Tochter ein-
fach beibringen, ein guter 
Mensch zu sein“, sagte John 
Tupas, dessen Nachname kei-
nesfalls „Tapas“ oder „Tupper“ 
ausgesprochen werden sollte. 
Sonst wird er wütend. In In-
dien kamen derweil „Corona 
Kumar“ und „Corona Kumari“ 
zur Welt. Die beiden Punk-
bands Husten und Pestpocken 
schickten erste Glückwunsch-
telegramme. Auf „Peter Pan 
Demie“ wartet man noch.

Kurz vor dem Ausbruch steht 
er, weithin zu hören ist das 
Blubbern der brodelnden Lava 
und es riecht nach fauligem 
Schwefel, wenn der wilde Sau-
erländer Friedrich Merz sich 
zu Wort meldet: „Eine behut-
same Lockerung muss jetzt 
sein“, erklärte der ewige Bes-
serwisser am Mittwoch in ei-
nem Interview. Er weiß eben 
nur zu gut, was geschieht, 
wenn Bürgern zu viel Locker-
heit gewährt wird: Sie begin-
nen locker durch die Hose zu atmen. Und das will kein vernünf-
tiger Mensch – vor allem nicht Merz, der schwelende Vulkan, der 
ständig innerlich kocht, weil er nicht loslegen darf und mitmi-
schen mitten im Geschehen. Dort, wo die Kanzlerin, wie gestern 
geschehen, mit den Ministerpräsidenten der Länder das wei-
tere Vorgehen in der Krise beraten hat. Schier verrückt zu wer-
den vor Wut und Zurückhaltung droht der krampfhafte Kandi-
dat: „Sonst werden die Leute verrückt“, kehrt Merz sein Innerstes 
nach außen und kann gar nicht mehr an sich halten vor behut-
samer Lockerheit. Locker vom Hocker will der Mann rüberkom-
men und darf doch zugleich die Zunge nicht locker lassen, der 
doppelte Friedrich. Zwei Merzen, ach, schlagen in seiner Brust.  
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Das Licht am Ende des Zeit-
tunnels flackerte. War es ein 
falsches? Ein „wrong exit“? 
Hatte er sich im Tunnel ver-
tan und lief in die Falle wie 
eine Maus? Die Wände zo-
gen sich zusammen. Ar-
thur begann, rückwärts zu 
fühlen und ein Kribbeln zu 
spüren, das er von früher 
kannte. Hoffentlich ein gu-
tes Zeichen. Die Lichter wur-
den mehr. Die Wände dehn-
ten, streckten, räkelten sich. 
Das Momentum war ganz auf 
seiner Seite. Da öffnete sich 
ein Zugang und Arthur Esch 
erblickte im zarten Alter von 
40 Jahren endlich die Welt.

das wetter

Im Zeittunnel
Von Patric Hemgesberg

Ich kann nicht mehr, ich will es nicht

Ich schreibe heute kein Gedicht

Mehr über dich, Corona

 

Dein abgefucktes Konterfei

Geht mir medial am Arsch vorbei

Von Kiel bis Barcelona

 

Auch wenn du morgen wiederkehrst

Und mich als Pest das Fürchten lehrst

Heut hab ich frei, Corona

 

Sei einfach fünf Sekunden still

Weil ich der Welt was sagen will

Als Wagenburgbewohner

 

Mein letzter Satz gehört dir nicht

Er ist von Wert und lautet schlicht

Ich lieb nur dich, Ramona

Virenpause



donnerstag/freitag, 30. april/ 1. mai 2020

25
taz 🐾 

Daheim zum revolutionären 1. Mai: Das MyFest findet nicht statt, Kundgebungen sind klein oder verboten.  
Der vorauseilende taz-Liveticker hat trotzdem Bock auf Krawall und wirft aus sicherem Abstand Pflastersteine
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taz berlin
Von Gareth Joswig  
und Erik Peter

11.00 Uhr, taz-Bunker: Willkom-
men zum vorauseilenden Live-
ticker an diesem ganz besonde-
ren Tag der Arbeit. Protestpause 
wegen Corona – nicht mit uns. 
Unsere Krawallreporter sind in 
der ganzen Stadt unterwegs und 
schauen sich schon mal an, was 
werden wird.

11.23 Uhr, S-Bahnhof Grunewald: 
Es fährt eine endlose Karawane 
Wannen vor. Was erwarten die 
hier? Den ersten verkaufsoffe-
nen Freitag in diesem Jahr? Vil-
lenversteigerung für das nied-
rigste Gebot? Freibier?

11.25 Uhr, Grunewald: Die Po-
lizistInnen steigen aus ihren 
Mannschaftswagen. Doch aus 
jedem steigt nur jeweils eine 
Person. Corona-Abstandsregel. 
Vorbildlich.

11.57 Uhr, Brandenburger Tor: 
Der DGB baut seine Minikund-
gebung auf. Eben hieß es, der 
Vorsitzende des Gewerkschafts-
bundes sei erschienen. Aber: 
Wie sieht der aus? Wie heißt der?

12.52 Uhr, Fontanestraße: So-
cial Distancing? Im Grunewald 
ist das lange eingeübte Praxis. 
Vom nächsten Nachbarn ist hin-
ter der drei Meter hohen Hecke 
nichts zu merken. Auch „Stay at 
home“ lässt sich auf dem Lie-
gestuhl am Pool ganz gut er-
tragen. Und Homeoffice ma-
chen die Wertanlagen ganz al-
lein. Vor dem Zaun rufen ein 
paar Verwirrte nach „Enteig-
nung“. Oder ist das Einbildung 
nach dem dritten Aperol Spritz? 
Zur Sicherheit werden die Bo-
xen lauter gedreht: „Das Leben 
ist so schön. Wer braucht ein Le-
ben danach.“

13.12 Uhr, U-Bahnhof Kottbus-
ser Tor: Eine Gruppe angehei-
terter ItalienerInnen steigt laut 
singend aus der Bahn aus: „Eins, 
zwei, Polizei. Drei, vier, Grena-
dier.“

13.25 Uhr, S-Bahnhof. 
 Grunewald: Das Quarantäne-
management Grunewald ent-
scheidet, eine unbeschränkte 
Ausgehsperre über den Kiez zu 
verhängen. Grund: Die Jetsetter 
aus dem Viertel sind als Super-
spreader eine zu große Gefahr 
für den sozialen Frieden. Raus 
darf nur noch, wer sein Haus 
aufgibt, seine Aktienpakete ver-
kauft und eine Wohnung in ei-
nem anderen Teil der Stadt für 
nicht mehr als den durch den 
Mietendeckel festgelegten Be-
trag anmietet.

13.30 Uhr, Adalbertstraße: Die 
ItalienerInnen singen nicht 
mehr und sehen ziemlich ge-
knickt aus. Scusi, wo isse das 
MyFest?

13.33 Uhr, Bürgerpark Pankow: 
Entgeistert ist auch ein deut-
scher Deutscher auf der Suche 
nach dem Wutbürgerfest der 
AfD: „Sach ma, wo kann ick hier 
jejen die Asylanten unterschrei-
ben?“ Danke, Merkel.

14.00 Uhr, SO36: Ein in der Ora-
nienstraße wohnender Resi-
dent-DJ legt mit zwei riesigen 
Boxen am offenen Fenster Mi-
nimal-Techno für die Anwoh-
nerInnen auf. Stellt sich dabei 
wohl vor, wie Touri-Massen mit 
farbigen Sonnenbrillen und 
Mischbier in der Hand seine 
Knopfdrückkünste abfeiern. Al-
lerdings wird er bei jedem Base-
drop jäh aus seinem Tagtraum 
gerissen: Statt frenetischen Ap-
plauses schreit nur ein Nachbar 

Wird dieses Jahr wohl etwas kleiner ausfallen: die „Wo eine Villa ist, ist auch ein Weg“-Demo der Hedonistischen Internationale 2018 in Grunewald   Foto: Christian Mang

+++ Alle allein gegen  
den Faschismus +++

Tanz in den Mai

30. April: 17 Uhr: Walpurgisnacht-Kundgebung der Initiative Hände 
weg vom Wedding. Ort bleibt ungenannt, da die Veranstaltung auf 
20 Teilnehmende beschränkt ist.

1. Mai: 11 Uhr: 1.-Mai-Livestream des DGB mit Rede- und Musik-
beiträgen, Interviews und Filmen
13 Uhr: Kundgebung der Berliner Aktion gegen Arbeitsgeber-
unrecht am Urbanhafen: „Wir wollen nicht für Eure Krise zahlen“
14 Uhr: Kundgebung des MyGruni-Bündnisses im Grunewald und 
Start des Livestreams
15.30 Uhr: Verschwörerkundgebung am Rosa-Luxemburg-Platz
18 Uhr: Beginn des Revolutionären 1. Mai in Kreuzberg. (epe)

Anzeige

von unten, dass er die „hedo-
nistische Scheißmucke ausma-
chen soll – sonst fliegen Steine!“ 
Von den ItalienerInnen ist auch 
nichts mehr zu sehen.

15.15 Uhr, Rosa-Luxemburg-
Platz: Schlimme Szenen vor 
der Volksbühne. Nach Jahren, 
in denen die Deeskalationsar-
beit der Polizei und das Betteln 
der Autonomen um den Frie-
densnobelpreis den Tag der 
Arbeit nahezu vollständig be-
friedet hatten, sorgt ein neuer 
Akteur für die Rückkehr der Ge-
walt. Die Verschwörungsideolo-
gen und Rechten, die sich hier 
die sechste Woche in Folge tref-
fen, gehen erstmals zum An-
griff über. Hunderte hustende 
Menschen bedrängen Polizis-
tInnen. Die Speicheltröpfchen 
der CoronaleugnerInnen über-
winden die Schlagstockdistanz 
spielend. Ein Einsatzleiter mit 
hochrotem Kopf funkt panisch 
nach Wasserwerfern. Die erste 
Hundertschaft rennt davon. 
Aluhüte werden ihr hinterher-
geschmissen. „1. Mai bullenfrei“, 
schallt es über den Platz. Dazu 
immer wieder: „Grundgesetz! 
Grundgesetz!“

15.30 Uhr, Görlitzer Park: Vor 
lauter Polizeipräsenz plus Un-

terbeschäftigung der stierna-
ckigen Beweissicherungs- und 
Festnahmeeinheiten aus an-
deren Bundesländern können 
die DealerInnen im Görli nicht 
mehr in Ruhe Drogen verkau-
fen. Immer wieder werden vor 
allem Menschen mit schwar-
zer Hautfarbe von PolizistIn-
nen drangsaliert und müssen 
sich ausweisen. Später deutet 
Bodo Pfalzgraf, Landesvorsit-
zender der Deutschen Polizei-
gewerkschaft, die Schikanen 
zum Erfolg um. Er lässt sich in 
einer eilig verschickten Pres-
semitteilung mit den selbstge-
fälligen Worten zitieren: „Dank 
des beherzten Einsatzes unse-
rer Kollegen am 1. Mai konnten 
wir das Gefahrengebiet um den 
Görlitzer Bahnhof befrieden – 
zumindest an diesem Tag gab 
es im dem Park, diesem Vortor 
zur Hölle, keine Drogen zu kau-
fen oder Menschen, die sich wie 
sonst in aller Öffentlichkeit Ha-
schisch spritzen.“

16:23 Uhr, Rosa-Luxemburg-
Platz: Die Lage hat sich beru-
higt seit Ken Jebsen über sein 
Videoportal Ken FM zu Ruhe 
und Meditation aufgerufen 
hat. Die eben noch Militanten 
rekeln sich nun auf dem Rasen. 
Auf dem Absatz vor der Volks-

bühne gibt der als „Volkslehrer“ 
bekannte Nikolai Nerling den 
Vorturner. Der AfD-Abgeord-
nete Gunnar Lindemann steht 
enttäuscht am Rand. Er mag lie-
ber Randale als Besinnung.

16.35 Uhr, Bürgerpark Pankow: 
Der deutsche Deutsche tritt vor 
lauter Wut gegen einen Müll-
eimer und schüttet sich dabei 
sein Dosenbier über die Jogger. 
Stört zum Glück kaum beim Hit-
lergruß. Danke, Merkel.

16.30 Uhr, Hasenheide: Die Dea-
ler verkaufen ihren Stoff jetzt 
einen Park weiter. Nach kurzer 
Zeit ist jedoch auch dort eine Po-
lizeihundertschaft vor Ort. Die 
allerdings konfisziert nur den 
Stoff und ergreift keine weite-
ren Schritte. Später stellt sich he-
raus, dass es sich bei der Hun-
dertschaft um die Berliner Par-
tybullen von G20 handelt, die 
sich heute Abend noch zur Ein-
satznachbesprechung in der As-
servatenkammer treffen wollen.

17.30 Uhr, Oranienstraße: Die 
Mülleimer sind ungewöhnlich 
leer für diese Jahreszeit. Die BSR 
meldet für heute Kurzarbeit an.

17.59 Uhr, Görlitzer Bahnhof: 
Einkaufswütige Menschen stür-
men den Bolle (oder heißt der in-
zwischen Kaiser’s?) am Görlitzer 
Bahnhof, plündern Klopapier, 
Seife und Desinfek tionsmittel. 
Die Plünderer halten sich zwar 
nicht an den Mindestabstand, 
sind aber zumindest vorbildlich 
vermummt. Die Polizei sieht kei-
nen Grund zum Eingreifen.

18.20 Uhr, Homeoffice: Ein Re-
volutionär will per Zoom-Kon-
ferenz den nächsten klandesti-
nen Protestort bekannt geben. 
Leider photobomben seine Kin-
der das Meeting, woraufhin sich 
die übrigen Autonomen aus-
wählen. Mit Kindern im Home-

office könne man ja wohl keine 
Revolution anzetteln, schreibt 
noch jemand in den Gruppen-
chat. „Die bürgerliche Kleinfa-
milien ist der Tod für die Bewe-
gung!“, tippt eine andere Person, 
gefolgt von mehreren Pflaster-
stein-Emojis.

18.21 Uhr, SO36: Moment mal. 
ZOOM;!!!1!1!! Dann könnten 
sie ja gleich Adidas-Schuhe tra-
gen oder Amazon benutzen. Oh 
wait ...

19.00 Uhr, Naunynstraße: Men-
schen stellen sich auf ihre Bal-
kone und beklatschen die Ar-
beit der Pflegekräfte im Gesund-
heitssystem. Eine zufällig nach 
einer 12-Stunden-Schicht vor-
beikommende Altenpflegerin 
ruft zurück: „Behaltet euren Ap-
plaus und gebt mir 4.000 Euro 
brutto, ihr Ausbeuter!“

20.30 Uhr, Wiener Straße: Im 
Vorfeld hatten Autonome an-
gekündigt, den Infektions-
schutz ernst zu nehmen, auch 
um der FDP eins auszuwischen. 
„Alle allein gegen den Faschis-
mus“ lautet die ausgegebene 
Parole. In SO36 sieht man nun, 
was das heißt: Am Mariannen-
platz buddelt ein Vermummter 
einen Stein aus der Erde, ums 
Eck hämmert ein anderer auf 
die Glasfassade eines Burger-
Ladens ein. Am Görlitzer Bahn-
hof steht eine Polizeikette, etwas 
löchrig wegen der 2-Meter-Ab-
stände. Ihr gegenüber ein ein-
zelner Steinewerfer. Alles safe 
in Kreuzberg!

20.45 Uhr, taz-Bunker: Wir dan-
ken für die Aufmerksamkeit 
und wünschen allen LeserInnen 
einen gesunden und kämpferi-
schen 1. Mai!

https://www.youtube.com/watch?v=NG_u01oKVms
https://www.youtube.com/watch?v=NG_u01oKVms
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Von Plutonia Plarre 

Die Coronakrise sei für alle eine 
Herausforderung – „aber für 
Menschen, die auf der Straße 
leben, ist sie eine Katastrophe“. 
Auch deshalb, so Sozialsenato-
rin Elke Breitenbach (Linke) am 
Mittwoch, „ist es wunderbar, 
dass es nun eine Obdachlosen-
Taskforce gibt“. Sogenannte Ob-
dachlosen-Lotsen, die selbst mal 
wohnungslos waren, sollen nun 
auf ihre Art den Menschen in 
Not helfen.

Breitenbach stellte das Pro-
jekt am Mittwoch zusammen 
mit Jörg Richert vor, dem Vor-
standsvorsitzenden der Sozi-
algenossenschaft Karuna. Bei 
dem freien Träger sind die Lot-
sen angestellt.  Das Abgeordne-
tenhaus hat für die Taskforce 
300.000 Euro bereitgestellt. Die 
Finanzierung erfolgt im Rah-
men des Modellprojekts Soli-
darisches Grundeinkommen. 
Zehn von zwölf Lotsenstellen 
seien bereits besetzt.

Bei der Pressekonferenz, die 
aus einem Saal von Karuna als 
Livestream übertragen wurde, 
winkten Männer und Frauen 
der Taskforce – zu erkennen an 
orangefarbenen Westen – in die 
Kamera. Ihr Job sei nicht, Sozi-
alarbeiter zu ersetzen, betonte 
Breitenbach. Es gehe darum, ihr 

Know-how zu nutzen: „Die Men-
schen auf der Straße da abzuho-
len, wo sie sind.“

Im Januar hatte Berlin eine 
flächendeckende Zählung von 
Obdachlosen durchgeführt. Mit 
rund 2.000 Gezählten war das 
Ergebnis deutlich niedriger aus-
gefallen als erwartet. Bis dahin 
war von bis zu 10.000 Obdach-
losen in Berlin die Rede. Aus 
Scham hätten sich allerdings 
viele Menschen versteckt, ver-
muteten Experten. Breitenbach 
sagte dazu am Mittwoch nur so 
viel: „Wir können nicht garantie-
ren, alle zu erreichen.“

Noch kein Infektionsfall
Richert sprach von 400 „verfes-
tigten“ Kontakten zu Obdachlo-
sen.  Weil viele Hilfseinrichtun-
gen wegen Infektionsgefahr 
schließen mussten, versuche 
man die Menschen nun ander-
weitig aufzufangen. Die Lotsen 
verteilten Essen, Trinkwasser 
und Atemschutzmasken und 
wiesen Wege zu Unterkünften. 
500 Essen würden zentral am 
Boxhagener Platz ausgegeben 
und mit E-Bikes ausgefahren.

Zum Glück, so Breitenbach, 
gebe es in der Obdachlosen-
szene noch keinen Infektions-
fall. Um das Risiko einzudäm-
men, stelle Berlin nun weitere 
Unterkünfte für Obdachlose be-

reit, die rund um die Uhr geöff-
net sind. In der bisherigen Not-
unterkunft der Kältehilfe in 
der Storkower Straße stehen ab 
1. Mai 100 Plätze zur Verfügung. 
Die Berliner Stadtmission kann 
in der Lehrter Straße 110 Men-
schen beherbergen, 35 Plätze 
davon sind für Frauen und acht 
für Rollstuhlfahrer. Ferner sind 
drei Einzelzimmer für Corona-
Verdachtsfälle geplant. In einer 
Jugendherberge in der Kluck-
straße in Tiergarten sind bereits 
200 Obdachlose untergebracht.

Die Gesamtkosten für alle 
drei Unterkünfte – Vollverpfle-
gung inklusive – bezifferte Brei-
tenbach auf rund 2 Millionen 
Euro. Eine Einzelzimmerlösung 
in Hostels oder Hotel werde man 
aus Kostengründen leider „nicht 
hinkriegen“. Hier kritisierte Ri-
chert auch das Deutsche Ju-
gendherbergswerk. Statt maß-
voller Tagessätze verlange die-
ses für die Unterbringung von 
Obdachlosen „schwindelerre-
gende Preise“.

Irgendwann werde Corona 
ein Ende haben, sagte Breiten-
bach. Die Menschen zurück in 
die Obdachlosigkeit zu schicken, 
werde bitter. Ihre Hoffnung sei 
aber, dass der eine oder andere 
durch den Umgang mit dem 
Virus kapiert hat, dass es Wege 
gibt, von der Straße zu kommen.

Corona hilft gegen 
Obdachlosigkeit
400 Wohnungslose werden ab Mai rund um die Uhr untergebracht. 
Auch eine Obdachlosen-Lotsen-Taskforce wird eingerichtet

Ein mobiles 
Handwaschbe-

cken vor einer 
Essenausgabe 
für Bedürftige 

und Obdachlo-
se am 

Boxhagener 
Platz   

Foto: Britta 
Petersen/dpa

Kommentar von Bert Schulz über die 
Genehmigung für das BER-Hauptterminal

Ein kleines Wunder 
und eine Chance 
für Rot-Rot-Grün

Für viele ist es ein kleines Wunder: Der BER, 
die Dauerbaustelle im märkischen Sand, 
dieser mehr als 6,5 Milliarden Euro teure 

„Fluchhafen“, wird sehr wahrscheinlich schon 
sehr bald fertig werden. Zu anderen Zeiten 
wäre die Nachricht von Dienstagabend, dass 
die zuständige Baubehörde das pannenbela-
dene Hauptterminal zur Nutzung freigegeben 
hat, eine Topmeldung gewesen. In Coronazei-
ten verhallt sie ein bisschen. Schließlich – und 
das ist das Ironische an diesem Wunder – sind 
Flughäfen gerade so überflüssig wie kaum et-
was anderes. Nicht umsonst will die Flughafen-
gesellschaft Tegel temporär schließen.

Doch zurück zum BER: Dass das Terminal ab-
genommen wurde, ist eine kaum hoch genug 
einzuschätzende Leistung vom Flughafenchef 
Engelbert Lütke Daldrup. Seine Vorgänger, dar-
unter Flachpfeifen mit großen Namen wie Ex-
Bahnchef Hartmut Mehdorn, waren trotz voll-
mundiger Ankündigungen daran gescheitert, 
die vermurkste Baustelle zu ordnen, Pfusch 
der renommierten Firmen (mit ebenso gro-
ßen Namen) zu identifizieren, eine Mängelliste 
zu erstellen und fehlerhafte Dübel zu identifi-
zieren. Doch Lütke Daldrup hat sich durchge-
bissen und sogar das „Monster“ gezähmt: die 
fehlkonstruierte Entrauchungsanlage, die 2012 
der Hauptgrund für die erste Absage der Er-
öffnung war.

Der Flughafenchef hat damit Rot-Rot-Grün 
vom weltweit kolportierten öffentlichen Makel 
befreit, Berlin könne keinen Flughafen bauen 
– dass auch der Bund, das Land Brandenburg 
und deutsche Firmen an der Misere Mitschuld 
tragen, wird ja gerne ignoriert. So kann R2G un-
belastet in den kommenden Wahlkampf 2021 
ziehen.

Die rechtzeitige Fertigstellung bietet Rot-
Rot-Grün angesichts von Corona noch eine 
weitere Chance: Jetzt muss darüber diskutiert 
werden, in welchem Umfang Flugreisen aus 
Klima- und Lärmschutzgründen überhaupt 
noch angemessen sind. Wäre ein Verbot in-
nerdeutscher Flugreisen vom BER aus nicht 
überfällig? Die Senatsverwaltungen etwa wol-
len innerdeutsche Dienstreisen auch nach der 
Krise nur noch mit der Bahn machen. Und ist 
es nachhaltig, den Easyjet-Tourismus mit Bil-
ligfliegern wiederbeleben zu wollen?

Mit der Fast-Fertigstellung des BER werden 
diese Fragen mehr Bedeutung bekommen, 
ebenso wie der finanzielle Aspekt. Die Flug-
hafengesellschaft braucht Finanzspritzen aus 
Steuergeldern in Höhe von Hunderten Millio-
nen Euro wegen absehbar geringerer Auslas-
tung. Wie viel ist den BürgerInnen überhaupt 
ein Flughafen wert – wenn gleichzeitig wegen 
Corona sozial wichtigen Projekten der Geld-
hahn zugedreht wird?

Brandenburgs Gesundheitsministerin will ein Viertel der „Beatmungsbetten“ für Coronafälle freihalten
Kliniken sollen wieder operieren
Von Stefan Alberti

Landesweit 886 Betten mit Be-
atmungsgerät, freigehalten für 
Coronapatienten, aber an die-
sem Mittwochmorgen nur 142 
Infizierte im Krankenhaus und 
nur 25, die tatsächlich beatmet 
werden müssten? Für Branden-
burgs Gesundheitsministerin 
Ursula Nonnemacher (Grüne) 
passt das nicht zusammen, 
wenn zeitgleich andere auf Be-
handlung warten: An die Klini-
ken gehe gerade ein Brief raus, 
der empfehle, „die zurückge-
stellten Operationen jetzt wie-
der hochzufahren“, sagte die 
Ministerin im Gesundheitsaus-
schuss des Landtags.

Erstmals wieder kam der Aus-
schuss tatsächlich und nicht nur 
per Telefon zusammen – es sei 
„zum Glück nun wieder so, dass 
wir uns in die Augen schauen 
können“, so der Ausschussvor-
sitzende zu Beginn. Noch küh-
ler als sonst wirkt bei derzeit 
wenigen Menschen im Haus 
der von innen ganz in Kranken-
haus-Weiß gehaltene Landtags-
bau – das Parlament ist wie das 
Berliner Abgeordnetenhaus we-
gen Corona für die Öffentlich-
keit gesperrt.

In Raum 1.050, von wo der 
Blick auf den Hauptbahnhof 
mit der gerade erst wieder ge-
öffneten Einkaufspassage geht, 
berichtet Nonnemacher, die 

selbst über Jahrzehnte als Ärz-
tin arbeite, von der Situation 
in den Krankenhäusern. Dort 
hatte man in Erwartung vieler 
schwerer Coronafälle Betten 
freigeräumt und Operationen 
verschoben – und schicke nun, 
da dieser Ansturm ausblieb, un-
terbeschäftigtes Personal nach 
Hause, um Überstunden abzu-
feiern. Sogar Anträge auf Kurz-
arbeit lägen vor – „das ist natür-
lich eine absurde Situation“.

Die Krankenhäuser sollen 
künftig ein Viertel der „Beat-
mungsbetten“ als Reserve für 
Coronafälle vorhalten, was 
aber keine starre Vorgabe sein 
soll. Die Ministerin sieht ein 
„Präventionsparadoxon“: „Da-

durch, dass wir dabei so gut 
waren, wird das Problem nicht 
mehr gesehen.“

Laut Nonnemacher ist Corona 
in Brandenburg höchst unter-
schiedlich verbreitet. Während 
Potsdam mit 329 Infizierten auf 
100.000 Einwohner deutlich 
über dem Landesschnitt von 
114 und dem Bundesschnitt von 
191 Fällen liegt, gab es anderswo 
seit Tagen nur wenige oder gar 
keine Neuinfektionen, etwa in 
der Uckermark oder in der Prig-
nitz. Nonnemacher wendet sich 
dennoch gegen regionale Unter-
schiede bei der Eindämmungs-
verordnung – sie höre von den 
Landräten den Wunsch nach ei-
nem einheitlichen Vorgehen.

Bert Schulz
ist Leiter der 
Berlin-Redaktion

Tegel schließt
Während der Flughafen 
BER wie geplant öffnen soll, 
wird Tegel wohl nach dem 
Willen der Betreibergesell-
schaft vorübergehend vom 
Netz gehen. Damit will 
das Unternehmen auf die 
eingebrochenen Passa-
gierzahlen reagieren. Der 
Aufsichtsrat stimmte am 
Mittwoch dafür, für den 
Flughafen einen Antrag auf 
temporäre Befreiung von 
der Betriebspflicht bei der 
Luftfahrtbehörde zu stellen. 
Berlins Flugbetrieb würde 
dann am Flughafen Schöne-
feld konzentriert. Dafür ist 
aber auch die Zustimmung 
der Flughafen-Eigentümer 
notwendig, das sind der 
Bund und die Länder Berlin 
und Brandenburg. Sie tagen 
noch nach Redaktions-
schluss am Mittwochnach-
mittag in einer Gesellschaf-
terversammlung (mehr auf 
taz.de). (dpa, taz)

Müller hungrig
Gespräche über Locke-
rungen für Hotels und 
Restaurants sollte es nach 
Überzeugung von Berlins 
Regierendem Bürgermeis-
ter Michael Müller noch 
im Mai geben. Hotellerie 
und Gastronomie seien für 
Berlin wahnsinnig wichtig, 
sagte er am Mittwoch dem 
RBB-Sender 88,8. „Und ich 
glaube, die brauchen eine 
Perspektive.“ Die nächste 
Schaltkonferenz zwischen 
Bund und Ländern ist für 
Donnerstag geplant. (dpa)

Pop gegen 
Diesel-Prämie
Berlins Wirtschaftssenato-
rin Ramona Pop (Grüne) 
lehnt eine generelle Prämie 
für Autokäufer ab. „Es geht 
um die Zukunft der deut-
schen Automobilindustrie 
und nicht um eine Reise in 
die fossile Vergangenheit“, 
sagte Pop am Mittwoch. 
„Eine Abwrackprämie für 
nicht mehr zukunftsfä-
hige und klimaschädliche 
Antriebe wäre auch wirt-
schaftlich ein Wahnsinn.“ 
Pop fordert, Hilfen für die 
Autoindustrie an ökologi-
sche Kriterien zu knüpfen. 
Damit nach der Krise ein 
neues und nachhaltiges 
Wirtschaftswunder wach-
sen könne, müsse jetzt in 
emissionsfreie Antriebe 
investiert werden, betonte 
Pop. (dpa)

corona in berlin
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Von Stefan Alberti

F
lacht die Kurve ab? 
Wird es besser? Oder 
weniger schlecht? 
Es ist der Zeitpunkt, 
über „Berlin danach“ 
zu reden – aber nicht 

über das Wann, sondern das Wie 
dieses Danachs. Sonst droht eine 
ganz andere Gefahr als die ge-
genwärtige mit der Angst vor 
Erkrankung und vielen, vielen 
Toten. Es ist die Gefahr des Roll-
backs, eines Rückfalls in vorso-
lidarische Zeiten, wenn es „da-
nach“ darum gehen muss, mit 
der gerade entdeckten Solidari-
tät die viel dauerhaftere Bedro-
hung unserer Zeit zu bekämp-
fen: Gegen Corona wird irgend-
wann eine Impfung schützen 
– gegen den Klimawandel hilft 
weiter nichts außer einer soli-
darischen Verhaltensänderung.

Wenn Corona mal überstan-
den sein wird, wenn also, um Re-
gierungschef Michael Müller zu 
zitieren, Liebende wieder unbe-
schwert durch den Park flanie-
ren und andere erstmals nach 

Warum soll sich 
persönliche Freiheit 
weiter im Wochenend-
Trip per Easyjet nach 
Mallorca ausdrücken?

Pop-up-Bike-Lanes, weniger Auto- und Flugverkehr, gelebte 
Solidarität: Corona zeigt, dass ein besseres Leben möglich 
ist. Das sollten wir beibehalten, findet unser Autor

Na also,  
es geht doch

Hätte sonst 
500-mal so 

lange 
gedauert: 

neuer 
Radstreifen  

Foto: Jörg 
Carstensen/

dpa

Leere Straßen, wenig Co2-Ausstoß: Eigentlich fehlen nur noch die breiten Pop-up-Bike-Lanes auf dem weitgehend autoleeren Kreisel an 
der Siegessäule im Tiergarten  Foto: Christophe Gateau/dpa

Von Marina Mai

Der Bau des Corona-Behand-
lungszentrums in der Messe-
halle 26 wird noch diesen Mo-
nat fertig sein. Das sagte Pro-
jektleiter Albrecht Broemme der 
taz. „Viele haben ja diese kurze 
Bauzeit nicht für möglich ge-
halten. Doch dank des Engage-
ments vieler fleißiger Handwer-
ker werden wir das schaffen“, so 
Broemme.

Anders als ursprünglich an-
gedacht, passen allerdings nicht 
1.000, sondern nur 500 Bet-
ten in die Messehalle. Die Pla-
ner hätten festgestellt, dass für 
mehr Betten in der Messehalle 
26 kein Platz sei. Und: Ob eine 
weitere Halle mit mehr Betten 
zum Nothospital für Coronapa-
tienten umfunktioniert werden 
soll, entscheidet der Senat laut 
Broemme Ende Mai. Die Rede 
ist zudem nicht mehr von 500 

zusätzlichen Betten bei Bedarf 
wie noch vor drei Wochen (taz 
berichtete), sondern nur noch 
von Platz für 300 Patienten. 
Denn bisher sei ja nicht einmal 
sicher, ob das sogenannte Über-
laufkrankenhaus überhaupt ge-
braucht wird – das Notbehand-
lungszentrum wird nur dann 
Coronapatienten aufnehmen, 
wenn alle anderen Kapazitäten 
der übrigen Berliner Kranken-
häuser ausgelastet sind.

Da ist es dann auch kein Pro-
blem, dass wichtiges Equipment 
wie Beatmungsgeräte erst in der 
zweiten Maihälfte eintreffen 
werden. Broemme sagt: „Die Ex-
perten sind sich einig, dass wir 
das Krankenhaus im Mai für 
Berliner Patienten noch nicht 
brauchen. Wir könnten es aber 
ab Juli brauchen. Das gibt uns 
Zeit, das Personal zu schulen.“

Ärzte hätten sich reichlich be-
worben, allerdings kämen diese 

überwiegend aus anderen Fach-
disziplinen. Es sind beispiels-
weise Schönheitschirurgen oder 
Sportärzte, die gegenwärtig we-
nig zu tun haben. Die Personal-
auswahl habe bereits begon-
nen. Nach Anlaufschwierigkei-
ten gebe es auch Bewerbungen 
als temporäre Pflegekräfte, sagt 
Broemme: „Wir freuen uns über 
Bewerbungen von Leuten, die 
einmal in der Pflege gearbei-
tet haben, aber jetzt etwas an-

deres machen. Vielleicht erfährt 
der Pflegeberuf ja durch die 
 Coronakrise eine Aufwertung.“

Aber auch Flugbegleiter, die 
seit Wochen am Boden bleiben 
müssen, und Rettungssanitäter, 
die derzeit weniger Kranken-
transporte fahren, wollen sich 
vorübergehend in der Pflege 
probieren. Broemme: „Sie ha-
ben ja alle eine Erste-Hilfe-Aus-
bildung. Darauf kann man auf-
bauen.“

Notkrankenhaus an der Messe bald fertig
Das neue Corona-Behandlungszentrum soll nur 500 Betten haben statt wie geplant 1.000. Bei Bedarf könnte der Senat erweitern

langer Pause im Tiergarten Vol-
leyball spielen, dann wird näm-
lich absehbar ein Ruf laut wer-
den: Jetzt aber mal Schluss mit 
allen Einschränkungen. Nichts 
mehr mit Ge- und Verboten, 
jetzt einfach nur noch genie-
ßen. Auf nach Tegel und Schöne-
feld, und jeden ausgefallenen 
Flugkilometer doppelt nachho-
len. Und wieder überall hin mit 
dem Auto.

Dann könnte sie vorbei sein, 
jene Solidarität, die irgendwann 
dazu geführt haben wird, die Co-
ronakrise zu überwinden. Jene 
Solidarität, von der zumindest 
zu hoffen ist, dass jenes Mitfüh-
len mit Älteren und Schwäche-
ren und nicht etwa die Angst vor 
Erkrankung oder Geldeinbußen 
uns durch diese Tage der Aus-
gangsbeschränkungen führt. 
Jene Solidarität, die uns vor Au-
gen geführt hat, was wichtiger 
ist: der zeitweilige Verzicht auf 
den Kinobesuch und das Bier in 
der Kneipe oder das Leben jener, 
die Corona ansonsten wie in an-
deren Ländern in Massen dahin-
rafft.

Genau diese Solidarität 
braucht es nun weiter. Wenn es 
heute zu Recht als unsolidarisch 
eingestuft wird und keine indi-
viduelle Entscheidung ist, die 
Luft mit Coronaviren zu belas-
ten – wieso soll es dann in Zu-
kunft weiter eine individuelle 
Entscheidung sein, Autoabgase 
in die Luft zu blasen? Warum soll 
sich persönliche Freiheit weiter 

im Wochenend-Trip per Easyjet 
nach Mallorca ausdrücken? Wa-
rum soll es bei der verbreiteten 
Toleranz gegenüber 50-Rasern 
in Tempo-30-Zonen bleiben?

Radikale Jüngere haben am 
Anfang der Coronakrise auch in 
Berlin gefragt, warum sie jetzt 
jene Älteren schützen sollten, 
die vorher nicht bereit waren, 
sich durch verändertes Verhal-
ten mit der Zukunft der Jünge-
ren zu befassen. Gemäßigte se-
hen das weniger zynisch, haben 
die Fridays-for-Future-Aktionen 
ins Netz verlagert und können 
aber trotzdem zu Recht darauf 
verweisen, was in Berlin plötz-
lich alles möglich ist, was vor-
her angeblich nicht ging.

Ein dringend nötiger Rad-
streifen, um erstens mehr Si-
cherheit zu bieten und zweitens 
mehr Menschen vom Steuer weg 
in den Sattel zu bringen? Das 
galt zuvor als nur schwer mach-
bar, weil Autos zu viel Platz weg-
nehmen. Im Zeichen der Krise 
vergingen bei einem neuen 
Radstreifen am Landwehrka-
nal zwischen Idee und Ausfüh-

rung nur wenige Tage, was un-
gefähr dem 500-fachen des nor-
malen Tempos entspreche, wie 
ein vom sonstigen Geht-nicht-
gibt’s-nicht genervter Tagesspie-
gel-Kollege feststellte.

Für mehr Umweltschutz und 
weniger Autoverkehr sorgende 
Umbauten sollten in Vergangen-
heit manches Mal nicht mög-
lich gewesen sein, weil angeb-
lich nicht bezahlbar. Hohe Kos-
ten waren bei Linkspartei und 
Grünen etwa zentrales Argu-
ment, um sich gegen eine U-
Bahn-Verlängerung zu sträu-
ben, die Regierungschef Mül-
ler und seine SPD fordern. Und 
aus Kostengründen hieß es auch 
eine Zeit lang, man könne nicht 
alle neuen Schulen mit Solardä-
chern ausstatten. Jetzt hat sich 
gezeigt: Die Millionen und Mil-
liarden für den Umbau lassen 
sich schon lockermachen, wenn 
man nur will.

Berlin hat in Solidarität das 
zentrale Prinzip schon gefun-
den und muss es bloß aufrecht-
erhalten. Was es dazu braucht, 
ist vor allem ein Senat, der sich 

nicht vom öffentlichen Druck 
einschüchtern lässt. Der am 
„Zusammen schaffen wir’s“ 
festhält, das derzeit so sehr in 
der Coronakrise hilft. Einer, der 
auch eine künftige Boulevard-
Schlagzeile „Schluss mit den 
Verboten“ genauso aushält wie 
aktuelle Forderungen, die Ein-
schränkungen zu lockern oder 
vorzeitig aufzuheben.

Genauso gefragt ist aber eine 
Opposition, die sich nicht popu-
listisch Wählern anbiedert und 
verspricht, im Falle eines Wahl-
siegs würden alle Ge- und Ver-
bote der Vergangenheit ange-
hören – obwohl sie doch selbst 
aktuell viel gravierendere Ein-
schränkungen zur Gefahrenab-
wehr mitträgt.

Ausgerechnet AfD-Fraktions-
chef Georg Pazderski brachte es 
vor einigen Wochen im Abge-
ordnetenhaus auf den Punkt: 
Der Staat habe gezeigt, dass er 
könne, wenn er nur wolle. Den 
Umweltschutz meinte Pazderski 
allerdings nicht – die dortigen 
großen Gefahren tat er gleich 
darauf als „Klimawahn“ ab.

Haltet
zusaMMen

MIt ein
Bisschen
ABstand.

Anzeige
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ch habe schon immer mit 
meinen Pflanzen gespro-
chen. Soll ja gesund sein. 
Für die Pflanzen. Inzwi-

schen mache ich mir aber, 
trotz Entwarnung von On-
line-Psychologen, manchmal 
Sorgen, ob das auch in die an-
dere Richtung gilt. Erst recht, 
wenn ich aus der Wohnung 
gehe und im Treppenhaus 
feststelle, dass ich noch nicht 
tschüs gesagt habe. Also zu-
rück. Mich ordentlich verab-
schieden, vor allem von der 
Rose auf dem Balkon, die je-
des Mal, wenn ich ohne Gruß 
Milch kaufen gehe, ein Blatt 
mehr hängen lässt.

Da ich nun, mangels gas-
tronomischer Grundver-
sorgung, ständig einkaufen 
gehe, käme Grußlosigkeit 
einem Kahlschlag gleich. Da 
kann auch der beste Früh-
ling nicht gegen an. Wobei 
der wirklich gut ist. Nur ein 
bisschen schnell. Der Flie-
der war kaum aufgeblüht, 
da welkte er schon wie-
der dahin. Auch die Blutbu-
chen auf dem Spielplatz ha-
ben sich von einem Tag auf 
den anderen derart veraus-
gabt, dass ich fürchtete, sie 
würden ihren ganzen Be-
hang direkt wieder abwer-
fen. Beim letzten Einkaufs-
event stelle ich jedoch beru-
higt fest, dass die Blätter noch 
dran sind. Drunter sitzt, wie 
unter einem barocken Thea-
tervorhang, ein Pärchen im 
Risikogruppen-Alter. Er hat 
seine Hand zwischen ihren 
Schenkeln. Sie trägt Mund-
schutz, er keinen. Die Logik 
macht mir Kopfzerbrechen. 
Aber es muss nicht jedes fort-
geschrittene Paar im selben 
Jogginganzug durch die Ge-
gend laufen.

Noch mehr Kopfzerbre-
chen macht mir die Frage, 
wie die beiden auf den Spiel-
platz kamen. Er ist umzäunt. 
Das Absperrband am Tor un-
versehrt. Während ich noch 
überlege, ob ich in letzter 
Zeit halluzinationsanfällig 
wurde, meldet sich der Mann 
zu Wort: „Wir gehen gleich 
wieder“, sagt er entschuldi-
gend. „Wir haben heute Gol-
dene Hochzeit.“ Ich gratu-
liere. Dann renne ich nach 
Hause und erzähle es den 
Pflanzen.  Astrid Kaminski

Von Michael Freerix

Helga Fanderl ist eine der pro-
filiertesten Experimentalfil-
merinnen ihrer Generation. In 
ihren kurzen, analogen Super-
8-Filmen zeigt sie eine Wirk-
lichkeit, die wie verzaubert 
wirkt. Ihr Werk wurde mit zahl-
reichen Preisen ausgezeichnet, 
wie zum Beispiel dem Preis der 
deutschen Filmkritik (1998) 
oder dem Hessischen Kultur-
preis (2000). Fanderl ist Bild-
poetin, die ursprünglich Dich-
terin werden wollte. Die poeti-
sche Kraft des experimentellen 
Films entdeckte sie erst mit An-
fang 30. Zu übermächtig waren 
bis dahin die Literatur und das 
geschriebene Wort.

Alles hat 1947 mit ihrer Ge-
burt in Ingolstadt begonnen. 
Durch Begabtenförderung und 
mit viel eigenem Willen ausge-
stattet, gelang es ihr, Anfang der 
60er Jahre das Abitur zu machen 
und für das Studium der Ger-
manistik und Romanistik nach 
München zu ziehen. Mit ihren 
permanenten Schreibversuchen 
war sie nie zufrieden. Zwar ging 
sie gerne ins Kino, doch Film war 
etwas Fremdes, Fernes. Nach 
Etappen in Bologna und Pa-
ris ließ sie sich schließlich als 
Lehrerin in Frankfurt nieder. 
Aus Neugier nahm sie Anfang 
der 80er Jahre an einem Film-
Workshop teil – und entdeckte 
den analogen Super-8-Film als 
Medium für sich.

Die eigenartige Farblichkeit 
des Filmmaterials in Verbin-
dung mit der beinahe flächi-
gen Räumlichkeit des Bildes reg-
ten ihre kreativen Instinkte un-
gemein an. Obendrein konnte 
man die 3,5 Minuten langen 
Filmstreifen in leicht handhab-
baren Plastikkartuschen kaufen 
und diese leicht in die dazuge-
hörige vollautomatische Ka-
mera einlegen. Die Kamera war 
leicht und frei wie ein Pinsel zu 
bedienen.

Von Anbeginn ihres künstle-
rischen Weges ist Helga Fanderl 
von Ereignissen in der Natur, 
zwischen Menschen oder von 
rhythmischen Abläufen faszi-
niert. Sie ist der Meinung, nicht 
„ich entdecke das zu Filmende, 
sondern das zu Filmende ent-
deckt mich“. Wenn sie im Film-
prozess ist, gerät sie in einen 

Die Filmemacherin Helga Fanderl ging mit ihren Super-8-Filmen 
Ereignissen in der Natur und rhythmischen Abläufen nach. 
Nach langen Pariser Jahren lebt sie heute in Berlin. Ein Porträt

In Bildern dichten
Helga Fanderl mit ihrem Material  Foto: Ériver Hijano

Die Liebe 
zu Brahms
In Françoise Sagans gleich-
namigem Roman spielt 
diese Frage eine entschei-
dende Rolle: „Lieben Sie 
Brahms?“. Aber nicht nur 
Sagans Protagonistin Paule, 
sondern auch Christoph 
Eschenbach, Chefdirigent 
des Konzerthauses, würde 
sie definitiv mit Ja beant-
worten. Im Februar, als 
Eschenbach 80 wurde, inter-
pretierte er gemeinsam mit 
dem Konzerthausorchester 
Berlin im Großen Saal die 
dritte Sinfonie des Kompo-
nisten. Nun kann das fest-
liche Konzert vom 28. Fe-
bruar 2020 ab 21 Uhr im 
Stream des Konzerthauses 
noch einmal nachgehört 
werden. 24 Stunden lang 
ist der Mitschnitt kostenlos 
unter www.konzerthaus.de 
und auf dem hauseigenen 
Youtube-Kanal verfügbar.

taz plan im exil

transporte
zapf umzüge, ☎ 030 61 0 61, www.
zapf.de, Umzugsberatung, Einlage-
rungen, Umzugsmaterial, Beiladun-
gen, Materiallieferungen, Akten- und 
Inventarlagerung
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berlin viral

D
ie Show-Off-Men-
schen am anderen 
Spreeufer, deren auf 
die Stadt herabbli-

ckender Wohnturm uns seit 
Wochen per LED-Band zur 
Disziplin ermahnte – #Stay 
at Home –, sind durch mit Co-
rona. Sie lassen wieder wie eh 
und je die Worte „Living Levels“ 
rund um die Krone ihrer strah-
lend weißen Exklusivimmobi-
lie laufen, den ganzen Abend, 
die ganze Nacht.

Der Projektentwickler, der 
seinen „Erwerbern“ auf der 
Website noch ein „gesundes, 
friedliches und ertragreiches 
Jahr“ wünscht, sieht nun of-
fenbar doch die Bilanz gefähr-
det. Dauerhaftes Homestay-
ing nimmt sogar den riches-
ten Rich People einen Schlag 
Sahne vom Kuchen.

Der Regierende Müller üb-
rigens nutzte die sagenhafte 
Kulisse, um von den Living Le-
vels herunter seinen TV-Silves-
tergruß zu sprechen. Ich finde 
das unmoralisch, ist das Hoch-
haus doch ein Schlag ins Ge-
sicht der im gültigen Bürge-
rentscheid „Spreeufer für alle“ 
im Jahr 2008 formulierten Mi-
nimalforderungen: Mindest-
abstand für Neubauten zum 
Ufer von 50 Metern, keine 
Hochhäuser über eine Trauf-
höhe von 22 Metern. Ich würde 
diese tausend Plateaus der ge-
lebten Nichtebenheit nur be-
treten, um die LED-Botschaft 
da oben zu hacken: Grundein-
kommen jetzt! Corona-Vermö-
gensteuer bitte! Veggie-Week 
in allen Schulkantinen! Park-
plätze zu Urban Gardening! 
Europa together! Welt united! 
Ach, mir fiele noch mehr ein.

Auch uns reicht es mit der 
wochenlangen häuslichen 
Zermürbung. Wir wollen ein 
paar Tage am Stück im noch 
kurz vor Ende 2019 ergatter-
ten Bungalow am Oberucker-
see verbringen. Die Hütte ist 
noch nicht eingerichtet, wir 
wühlen uns durch Ebay-Klein-
anzeigen. Finden alles, was wir 
brauchen. Bekommen inner-
städtische Ausflugsziele und 
flüchtige Sozialkontakte frei 
Haus. Bei manchen Inserenten 
fürchtet man, dass sie aus pu-
rer Not ihre letzte Pfanne für 

fünf Euro verticken, viele mis-
ten im Homeoffice wohl ein-
fach mal aus.

In Neukölln verkauft ein 
erst vor Kurzem zusammen-
gezogenes bilinguales Paar die 
noch fast neue Matratze. Sie 
sei „zu laut“. Was müssen die 
jungen Menschen dem Kalt-
schaum angetan haben! In ei-
nem Haus am Kotti stellt mir 
ein Familienvater, nachdem 
ich mit einem fürchterlich 
klapprigen Aufzug weit nach 
oben gefahren bin, Töpfe auf 
die Fußmatte, die er in eine, 
wie die Kinder finden, „sehr 
schöne“, türkisch beschriftete 
Plastiktüte gepackt hat.

In der Nicht-Gegend zwi-
schen Anhalter Bahnhof und 
Potsdamer Platz händigt mir 
ein Student mit blonden Pu-
dellocken und angedeutetem 
Moustache eine Bratpfanne, 
einen Fön und eine Teekanne 
aus – man habe Zeit zum Auf-
räumen, Uni ohne Präsenz-
pflicht sei schnell gemacht.

Weil ich zu faul bin zum 
Handeln, kriege ich noch zwei 
Flaschen Sterni obendrauf, 
was mich ewig jugendlich von 
meinen Tagen im AZ Wupper-
tal faseln lässt. Der Student 
will lieber wissen, woher ich 
meinen schicken Fjällräven-
Rucksack habe, und ich emp-
fehle Wildhood, den „Concept-
Store mit den schönen Dingen 
fürs Draußen-Sein“, den zwei 
Kita-Bekannte betreiben.

Draußen in den Kiefern ne-
ben dem Hüttchen lärmen brü-
tende Fischreiher. Die Nachba-
rin im Bungalow rechts, eine 
Norma-Kassiererin aus Prenz-
lau, schenkt den Kindern ver-
spätete Osterhasen und er-
zählt ihnen, dass die Reiher 
tellergroße Kotfladen auf Au-
toscheiben fallen lassen. Die 
Nachbarin zwei weiter flieht 
seit sieben Wochen mit Toch-
ter, Schwester und Enkelin die 
Hellersdorfer Enge und über-
lässt uns ein Elektroöfchen für 
die Nacht.

Am Abend zeigt der MDR 
„Die Legende von Paul und 
Paula“. Bei der rauschhaften 
Großgruppen-Hochzeitsszene 
in der Rummelsburger Bucht 
heule ich wie ein Schlosshund. 
 Kirsten Riesselmann

Welt united und Corona-
Vermögensteuer bitte

„sinnlichen Zustand“ intensi-
ver Konzentration und Begeis-
terung, der ganz von ihr Besitz 
ergreift. Entscheidungen wer-
den aus dem Moment heraus 
gefällt. Es gibt keinerlei Vorstel-
lung von dem fertigen Film. Je-
der ihrer mehr als tausend kur-
zen Filme entstand aus dem un-
mittelbaren Schaffensmoment 
heraus.

Doch trotz der intuitiven He-
rangehensweise sind ihre Ar-
beiten von einer einprägsamen 
Formsprache gekennzeichnet. 
Sie erklärt, das habe mit dem 
Rhythmus des durch die Ka-
mera ratternden Films zu tun, 
während sie diesen belichtet. 
Dieses Rattern bestimmt, wie 
lang und wie häufig sie auf den 
Auslöser der Kamera drückt. Es 
gibt zu ihren Filmen auch keine 
künstlich hergestellte Tonebene. 

Anzeige

Bei der Vorführung ihrer Pro-
gramme gehört das Geräusch 
des durch den Projektoren lau-
fenden Films dazu. Dieses ver-
mischt sich mit den Bildern, 
mit den Bewegungen im Bild. 
Fanderl führt ihre jeweils neu 
zusammengestellten Arbeiten 
am Projektor eigenhändig vor. 
Dazu braucht sie spannende 
Örtlichkeiten. Häufig sind dies 
Galerien, doch hat sie bereits an 
vielen unkonventionellen Orten 
projiziert, einmal sogar im lee-
ren Rumpf eine Frachtkahns.

Intuitiv und aus dem Moment 
heraus, wie Helga Fanderl ihre 
Filmemacherei beschreibt, ist 
diese doch von einer eindeuti-
gen Formsprache gekennzeich-
net. Sie erzählt von der gläser-
nen Kuppel eines Vogelgeheges, 
das sie faszinierte. Regelmäßig 
ging sie dorthin, um zu filmen, 
wie die Vögel ihre Runden unter 

der Kuppel zogen. Die Bäume im 
Käfig und außerhalb, die Vögel 
in ihren Bewegungen, die Struk-
tur des stählernen Rahmens, in 
dem das Glas der Kuppel ein-
gesetzt war, als Hintergrund: 
das alles ergab ein zwingen-
des filmisches Bild für Fanderl. 
Über Tage und Wochen ging 
sie dorthin, bis sich die Vögel 
so schwungvoll bewegten, dass 
sie zu filmen sich lohnte. Solche 
Filmsituationen stellt sie aber 
auch willentlich her.

Nach der Jahrtausendwende 
lebte sie für einige Jahre in Paris. 
In Berlin wohnt sie noch keine 
fünf Jahre. Immer träumte sie 
davon, einmal auf einem Bin-
nenschiff mitzufahren, um das 
Treiben an Bord, auf dem Wasser 
und das Vorbeiziehen der Land-
schaft in eine filmische Arbeit 
umwandeln zu können. Nach 
Monaten gelang es ihr schließ-
lich, eine Schifferfamilie zu fin-
den, die sie, „auf eigene Gefahr“, 
wie der Schiffsführer sagte, mit-
nahm. Diese Reise dauerte nur 
zwei Tage und wurde trotzdem 
zu einem einschneidenden Er-
lebnis in ihrem Leben. Und aus 
der Schifferfamilie wurden spä-
ter Freunde.

Der analoge Umkehrfilm, der 
in der Kamera belichtet, im Ko-
pierwerk entwickelt und an-
schließend vom Projektor auf 
eine Leinwand projiziert wird, 
ist in den vergangenen Jahren 
beinahe gänzlich vom Markt 
verschwunden. Auf weitaus bil-
ligere digitale Techniken umzu-
steigen kam für Fanderl nie in-
frage. Dies würde bedeuten, eine 
klar bestimmbare, künstliche 
Ästhetik durch die Anwendung 
von technischem Wissen herzu-
stellen. Das wäre das Gegenteil 
ihres Ansatzes. 

Und überhaupt: ihre ana-
logen Filme sind Unikate, die 
bei jeder Vorführung ein paar 
Schrammen mehr bekommen. 
Die Zeit schreibt sich ihnen ein. 
Sorgfältig aufbewahrt, können 
diese noch in 100 Jahren be-
trachtet werden. Was wird dann 
von der digitalen Bilderflut un-
serer Gegenwart noch sichtbar 
sein?
 
Helga Fanderl auf DVD: 
„Fragil(e)“ (Lowave)
auf vimeo: www.vimeo.
com/52141386
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https://dl.taz.de/anzstat?url=https%3A%2F%2Fwww.taz.de%2Fshop&eTag=2020-04-30&pub=taz&Typ=PDF&id=shop_bln_273734
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Nicht dass alle nicht schon genug Scherereien hät-
ten in diesen Tagen. Nachtreten ist ja auch gar 
nicht des südwesters Art – ebenso wenig aller-
dings Schönfärberei, um irgendwelche Gefühle 
zu schonen. Schleswig-Holstein also, das Land mit 
dem zuletzt besonders laut knirschenden Kabi-
nett: Schön und gut, dass sie in Kiel angekündigt 
haben, kommende Woche könnte das Tauwetter 
beginnen, also nicht mehr jede*r, pfui!, zu weit 
südlich geborene Besucher*in mit Fackeln und 
Mistgabeln vom Strand und aus der Zweitimmo-
bilie gejagt werden. Aber vielleicht kommt die 
Reue schlicht zu spät: Im echten Norden, meldete 
gestern der Deutsche Wetterdienst, hat die Sonne 
im April weniger lange geschienen als in jedem 
anderen Bundesland. 

südwester 

Verschattet

Abo 030 - 259 02 - 590  | Hamburg 040 - 3890 17 - 0  | anzeigen@taz-nord.de  | Bremen 0421 - 960 26 - 0 | Hannover 0511 - 89 7005 - 20 | hannover@taz-nord.de

Hier ist doch 
bestimmt ein 
junger 
Krawallo dabei
 Foto: Michael 
Kappeler/dpa

Von Nadine Conti

Es ist eine seltsam verschwur-
belte Ausschreibung, die das 
niedersächsische Justizminis-
terium und der Landespräven-
tionsrat Niedersachsen da am 
25. März vom Stapel gelassen 
haben.

65.000 Euro stellt das Minis-
terium zur Verfügung, für „die 
Entwicklung von wirkungszen-
trierten Maßnahmen zur uni-
versellen oder spezifischen Prä-
vention von Linksextremismus 
und/oder politisch links moti-
vierter Gewalt“.

Und man hat es offenbar ei-
lig, das Geld loszuwerden: Pro-
jektanträge müssen bis zum 
15. Mai eingereicht werden, die 
Projekte selbst sollen dann zwi-
schen dem 1. Juni und dem 31. 
Dezember durchgeführt wer-
den. Wobei es erst einmal nur 
um die Konzeptentwicklung 
geht – die praktische Umset-
zung folgt dann frühestens im 
nächsten Jahr. 

Grundlage für den Förder-
aufruf ist die Studie „Linksex-

tremistische Erscheinungsfor-
men und insbesondere linke Ge-
walt in Schleswig-Holstein“, die 
der Landespräventionsrat Kiel in 
Auftrag gegeben hat.

An dieser Studie gab es da-
mals viel Kritik. 60.000 Euro 
hatte die Beratungsfirma Ram-
boll Management Consulting 
kassiert. Dafür hat sie die Da-
ten des Verfassungsschutzes 
und des kriminalpolizeilichen 
Meldedienstes noch einmal 
ausgewertet, sich die vorhan-
dene Fachliteratur angeguckt, 
drei Expert:innen befragt und 
einen Online-Fragebogen auf-
gesetzt. Den Fragebogen ver-
schickte die Consultingagentur 
großzügig an alle, von denen sie 
meinte, sie hätten schon einmal 
mit Linksextremen zu tun ha-
ben können.

Beantwortet wurde der Fra-
gebogen allerdings nur von 73 
„Stakeholdern“ wie das Unter-
nehmen sie nennt. Dabei han-
delte es sich den Autoren der 
Studie zufolge überwiegend um 
Mitarbeiter:innen in den Kom-
munen, aus den Bereichen Bil-

dung, Jugendhilfe und Justiz-
vollzug.

Interessant ist da-
bei, dass selbst bei den 73 
Mitarbeiter:innen aus der Pra-
xis, die überhaupt antworteten, 
86 Prozent sagten, Linksextre-
mismus sei in ihrem Arbeits-
bereich eigentlich irrelevant. 
70 Prozent der Befragten sagten 
außerdem, sie hätten noch nie 
Kontakt zum Linksextremismus 
gehabt. Einen Bedarf an speziel-
ler Prävention sehen die meis-
ten dementsprechend nicht.

Das entspricht wiederum 
dem, was auch die in der Stu-
die zitierten Expert:innen sa-
gen: „Bezüglich möglicher Prä-
ventionsmaßnahmen kommen 
Vertreter der Wissenschaft zu 
dem Schluss, dass es keine spe-
ziell auf Linksextremismus ge-
richtete Präventionskonzepte 
benötigt, sondern phänomen-
übergreifend oder phänomen-
unspezifisch gearbeitet werden 
soll.“ So steht es auf Seite 47 der 
Studie.

Aber soweit hat man im Jus-
tizministerium vielleicht auch 

nicht gelesen. Der Ministeri-
umssprecher Christian Lauen-
stein lobt die Studie als „die ak-
tuellste Zusammenfassung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse 
zur Prävention des Linksextre-
mismus, die vorliegt“.

Die Ausschreibung, schreibt 
Lauenstein auf Anfrage, sei Teil 

der längerfristig vorbereiteten 
Ausweitung der Programme 
zur Extremismusprävention, 
die bereits im Oktober 2018 be-
schlossen worden sei. „Dazu ge-
hörte unter anderem die Ein-
beziehung der Prävention des 
Linksex tremismus, die in den 
bisherigen Programmen nicht 
enthalten war.“ Auch für Pro-

jekte zur Prävention von Rechts-
extremismus und Antisemitis-
mus gab es Förderaufrufe.

Das widerspricht nur so ziem-
lich dem, was die besagte Studie 
an Erkenntnissen und Hand-
lungsempfehlungen formuliert. 
Die plädiert nämlich vor allem 
dafür, die klassische Schulso-
zialarbeit und Jugendarbeit zu 
stärken und in Anti-Mobbing- 
und Beteiligungsformate zu in-
vestieren – statt eine ideologi-
sche Diskussion zu eröffnen.

Rätselhaft bleibt, warum die 
Landesregierung hier überhaupt 
so dringenden Handlungsbe-
darf erkennen will. Es gibt kei-
nen dramatischen Anstieg bei 
linksextremen Straftaten, Nie-
dersachsen hat ein sehr viel 
größeres Problem mit Rechts-
extremen und Islamist:innen 
– das wird selbst aus den Poli-
zeistatistiken und dem Verfas-
sungsschutzbericht deutlich, 
die selten auf dem linken Auge 
blind sind.

Die Grünen hatten die Aus-
weitung des Extremismuspro-
grammes deshalb von Anfang 

an kritisiert. Julia Hamburg 
(Grüne) verweist vor allem da-
rauf, dass die Mittel im Kampf 
gegen rechts bei Weitem nicht 
ausreichten: „Die mobile Bera-
tung braucht deutlich mehr Stel-
len, um den Bedarf abzudecken, 
und die Beratung von Betroffe-
nen rechter Gewalt steht aktuell 
auch auf der Kippe.“

Möglicherweise hat die Lan-
desregierung das ja aber auch 
längst eingesehen und möchte 
es nur nicht so gern zugeben: Ein 
Teil der Fördersumme, 25.000 
Euro, geht an ein Forschungs-
projekt der Uni Osnabrück, das 
sich mit der Erforschung von 
Freundschaften unter Teen-
agern und ihrer identitätsstif-
tenden Wirkung befasst.

Mit dem Rest können bis zu 
vier Projekte gefördert werden, 
die für je 15.000 Euro ein Kon-
zept entwickeln, wie man die 
„positive, auf demokratisch-frei-
heitlichen Werten basierende 
Identitätsentwicklung bei Ju-
gendlichen“ fördert. Das hilft 
dann bestimmt gegen rechts 
und links und alles andere.

70 Prozent der 
Befragten sagten, sie 
hätten noch nie 
Kontakt zum 
Linksextremismus 
gehabt

Projekte gegen linken Nachwuchs
Das niedersächsische Justizministerium möchte unbedingt Präventionsprojekte gegen Linksextremismus fördern. Es beruft 
sich dabei auf eine Studie aus Schleswig-Holstein, die selbst zu dem Ergebnis kommt, dass das eigentlich überflüssig ist

Abtreibung jetzt mit Datenschutz
Von Eiken Bruhn

Auch in Niedersachsen ist es jetzt 
möglich, während der Pandemie 
die Pflichtberatung vor Abtreibun-
gen per Telefon durchzuführen. 
Ein entsprechender Erlass sei vor 
zwei Wochen ergangen, sagte nun 
eine Sprecherin des niedersächsi-
schen Sozialministeriums der taz. 
Damit hat das rot-schwarz regierte 
Bundesland seine Regelungen kor-
rigiert, die bis dahin die strengsten 
in ganz Deutschland waren.

Danach musste das Beratungsge-
spräch, wenn es aufgrund von Qua-

rantänemaßnahmen nicht persön-
lich vor Ort stattfinden konnte, mit 
einem Bildmedium, also per Video, 
geführt werden. In anderen Län-
dern, selbst im CSU-regierten Bay-
ern, war es erlaubt, auch zu mailen, 
zu chatten oder zu telefonieren.

Zudem hatte Niedersachsen die 
Übersendung des Originalbera-
tungsscheins per Post verlangt – 
während andere die Übermittlung 
per Fax oder Mail zuließen. Auch 
dies hat das Land jetzt geändert.

Damit reagiert Niedersachsens 
Sozialministerin auf die Kritik von 
Beratungsstellen und der frauenpo-

litischen Sprecherin der Grünen im 
niedersächsischen Landtag, Imke 
Byl. Letztere hatte darauf hingewie-
sen, dass im schlimmsten Fall ein 
Partner den Brief öffnet, ohne von 
dem geplanten Abbruch zu wissen.

Während Niedersachsens Da-
tenschutzbeauftragte keine Ein-
wände gegen das Verfahren hatte, 
hatte eine Mitarbeiterin des Ham-
burger Datenschutzbeauftragten in 
der taz zudem auf die Gefahren der 
Nutzung von Medien wie Whatsapp 
und Skype hingewiesen, die Nieder-
sachsen und auch andere Länder ex-
emplarisch vorgeschlagen hatten.

Im niedersächsischen Erlass 
heißt es dazu jetzt: „Die Beratungs-
stelle hat geeignete, digitale Über-
tragungskanäle mit Bild und Ton 
auf ihrer Homepage bereitzustel-
len. Die Übertragungskanäle sol-
len den Anforderungen an die be-
sondere Vertraulichkeit der Bera-
tungssituation genügen.“

Schwangerschaftsabbrüche gel-
ten in Deutschland als Straftat und 
werden nicht verfolgt, wenn vorher 
eine Beratung stattgefunden hat, 
eine Bedenkfrist eingehalten und 
seit der Empfängnis nicht mehr 
als zwölf Wochen vergangen sind.

Niedersachsen reagiert auf Kritik an seinen Regelungen zur Schwangerschaftskonfliktberatung während der Pandemie

https://www.landesdemokratiezentrum-sh.de/index/materialien.html
https://www.landesdemokratiezentrum-sh.de/index/materialien.html
https://www.landesdemokratiezentrum-sh.de/index/materialien.html
https://www.landesdemokratiezentrum-sh.de/index/materialien.html
https://taz.de/Studie-zu-Linksextremismus/!5563809/
https://taz.de/Studie-zu-Linksextremismus/!5563809/
https://taz.de/Niedersachsen-kuerzt-Mittel-gegen-Rechts/!5540799/
https://taz.de/Niedersachsen-kuerzt-Mittel-gegen-Rechts/!5540799/
https://taz.de/Beratung-zum-Schwangerschaftsabbruch/!5674857
https://taz.de/Beratung-zum-Schwangerschaftsabbruch/!5674857
https://taz.de/Schwangerschaftsabbruch-in-Coronazeit/!5677292/
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__218a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__218a.html
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Die Bretterbudenrepublik
Vor 40 Jahren besetzten Anti-AKW-Aktivisten im Wendland eine Lichtung und riefen die 
„Republik Freies Wendland“ aus. Eine Mikronation, die bis heute Bürger hat – und mit den 
heutigen Fantasiestaaten rechter Couleur nicht gleichzusetzen ist

Von Jean-Philipp Baeck

Es muss irgendwann Anfang der 
Nullerjahre gewesen sein, als ich im 
Publikum in der voll besetzten Kes-
selhalle des Bremer Kulturzentrums 
Schlachthof drei Männern auf dem 
Podium gelauscht und zum ersten 
Mal davon gehörte habe: von der „Re-
publik Freies Wendland“. Die Aktivis-
ten auf der Bühne erläuterten den 
Plan, den bevorstehenden Castor-
transport nach Gorleben zu blockie-
ren. Sie waren langhaarig und tru-
gen Schlabberklamotten – zumin-
dest in der Erinnerung, die sich im 
Nachhinein mit Klischees angerei-
chert haben mag (ganz sicher waren 
sie nicht adrett gekleidet und noch 
sicherer trugen sie keine Anzüge). 

Von Schienenbesetzungen spra-

chen sie, zivilem Ungehorsam, von 
Basisdemokratie und von „den Bul-
len“. Wenn die Polizisten einen er-
wischten – was bei Sitzblockaden mit 
eingepreist war, weil man nicht weg-
laufen, sondern sich wegtragen las-
sen sollte – dann müsse man denen 
nicht viel sagen, erklärte einer der 
Aktivisten, nur die grobe Berufsbe-
zeichnung, seine Adresse und Staats-
angehörigkeit: „Vorzugsweise erklärt 
ihr dann, ihr seid Bürger der Repub-
lik Freies Wendland“.

Am Ende jenes Infoabends ging 
auch ich mit einem der grünen „Wen-
denpässe“ samt gelbem Wappen be-
sagter Republik nach Hause. Der Pass 
wurde dort für zehn Mark verkauft. 
Er funktionierte wie eine Spenden-
quittung und war doch mehr. Die Ir-
ritation haftete ihm an, Dokument 

eines alternativen Staates zu sein, 
den einfach auszurufen sich die 
Atomkraftgegner im Wendland ge-
traut hatten. Eine Ansage. Und für 
mich noch vielmehr: eine Absage 
an die BRD.

Immer noch Referenz, war die Be-
setzung der Waldlichtung zwischen 
Gorleben und Trebel doch schon da-
mals Jahrzehnte her, bei der die „Re-
publik Freies Wendland“ gegründet 
wurde. Am Sonntag jährt sich das 
nun zum 40. Mal: Am 3. Mai 1980 
hatten Atomkraftgegner nach ei-
ner Großdemonstration am Ort der 
„Tiefbohrstelle 1004“ begonnen, 
ein provisorisches Dorf zu errich-
ten, um weitere Erkundungen zum 
Bau eines Atommüllendlagers zu 
verhindern. Den Protest so richtig 
angeschoben hatte 1979 der große 

Treck von Bauern aus Lüchow-Dan-
nenberg nach Hannover. Die Beset-
zung war in den Anfangsjahren des 
Protests im Wendland der vorläufige 
Höhepunkt.

Ökospinner wurden Trendsetter
Nach und nach entstanden über 100 
Hütten aus Holz und Lehm. Es habe 
sich eine kurzzeitige Öko-Utopie ent-
wickelt, mit Gemüsebeeten, freilau-
fenden Hühnern, Windrädern und 
Sprecherrat samt Konsensprinzip 
– so erinnert sich Wolfgang Ehm ke 
von der Bürgerinitiative Lüchow-
Dannenberg, der dabei war. „Damals 
galten wir als Öko-Spinner, heute ist 
das Common Sense“, sagt er. Die „Re-
publik“ hielt nur ein paar Wochen: 
Am 4. Juni 1980 rückten Polizei und 
Bundesgrenzschutz an und räumten.

Mit Pali-Feudel 
und Ostfriesen-
nerz gegen die 
Räumung. Der 

Schlagbaum 
machte klar: 
Hier hat die 

BRD nichts zu 
melden  

Fotos: 
localpics/Imago

Von Wilfried Hippen

taz: Frau Strohkark, wie haben Sie 
erfahren, dass Ihr Festival, die Do-
kumentarfilmwoche Hamburg, in 
diesem Jahr ausfällt?

Antje Strohkark: Ich war gerade 
dabei, unserer Anzeige zu schalten, 
bei den Fahrgastnews in den Ham-
burger U-Bahnen. Da wurde am 
16. März bekannt, dass alle Kinos 
in Hamburg geschlossen würden. 
Wir hatten schon so etwas befürch-
tet, aber noch gehofft, zumindest in 
unserem Festivalzentrum, den Fux-
Lichtspielen mit 25 Plätzen, ein paar 
Filme zeigen zu können. Aber auch 
das war danach unmöglich.

Wie viel Arbeit hatten Sie und Ihr 
Team da schon in die Vorbereitung 
gesteckt?

Wir sind ein 12-köpfiges überwie-
gend ehrenamtlich arbeitendes Kol-
lektiv und haben schon im Laufe des 
letzten Jahres etwa 150 Filme gesich-
tet. Im späten Herbst begann dann 
der Kuratierungsprozess. Wir haben 
uns auf mehreren Treffen auf das 
Programm mit 43 Veranstaltungen 
geeinigt. Dann mussten Text und 
Grafik für das Programmheft erar-
beitet werden, ein Trailer wurde pro-
duziert, die Website gestaltet, Gäste 
eingeladen und Tickets gebucht …

Hat die Absage Konsequenzen 
für den veranstaltenden Verein?

Wir waren in der glücklichen Po-
sition, dass wir mit allem schon fer-
tig waren, als die Nachricht kam. Die 
Förderung der Hamburger Kulturbe-
hörde wurde voll ausbezahlt. Auch 
bei den Mitteln von der Hamburgi-
schen Kulturstiftung gibt es meines 
Wissens keine Ausfälle.

Eine Alternative wäre gewesen, 
das Programm online zu stellen 
was zum Beispiel das Dokumentar-
filmfestival “CPH:DOX“ in Kopen-
hagen gemacht hat. Konnten oder 
wollten Sie so was nicht?

Technisch wäre das sicher mach-
bar gewesen, doch wir haben uns 
sehr schnell dagegen entschieden.

Warum?
Weil für uns das Festival ein Ort 

der Auseinandersetzung sein soll, 
und die kann nur gemeinsam mit 
den Gästen an dem sozialen Ort 
Kino stattfinden. Dieses diskursive 
Format wollten wir nicht aufgeben.

Eine schöne Idee war es, eine 
abgespeckte Version des Festivals 
stattfinden zu lassen – in einem 
Autokino. 

Anfang April wurden in ande-
ren Städten Vorführungen in Auto-
kinos organisiert. Wir dachten, das 
wäre auch für uns genau das Rich-
tige: Wir wollten für drei Tage im 
gleichen Zeitraum wie unser Fes-
tival ein Pop-up-Autokino veran-
stalten. Das zuständige Bezirksamt 

Hamburg-Altona hat unsere Anträge 
dazu auch sehr wohlwollend geprüft. 
Die technischen Probleme – etwa mit 
den Frequenzen für die Autoradios – 
hatten wir schon gelöst.

Warum ist daraus trotzdem 
nichts geworden?

Die Wirtschaftsbehörde hat das 
Projekt abgelehnt, weil in Hamburg 
eine strenge Eindämmungsverord-
nung zur Nichtdurchführung von 
Veranstaltungen gilt. Und nach de-
ren Meinung gab es ein Problem mit 
den sanitären Anlagen. Aber wir ha-
ben noch nicht aufgegeben.

Was heißt das genau?
Sofern es zu Lockerungen kommt, 

wollen wir im Mai ebenfalls an drei 
Tagen jeweils einen Film aus unse-
rem Programm zeigen.

Planen Sie das Festival selbst 
nachzuholen, zumindest teilweise?

Da gibt es mehrere Optionen. Eine 
Möglichkeit besteht darin, im Herbst 
in einem unserer Partnerkinos – B-
Movie, Lichtmeß und Metropolis – 
einmal im Monat Filme aus unserem 
Programm zu präsentieren, bei de-
nen die FilmemacherInnen dann 
auch anwesend sein könnten. Außer-
dem hat das Filmfest Hamburg uns 
zu einer Kooperation eingeladen.

Wie bereitwillig machen Sie der-
zeit Pläne?

Das Filmfest beginnt ja erst Ende 
September und hat bis jetzt noch 
nicht abgesagt. Wir haben uns sehr 
über das Angebot gefreut. Aber es ist 
uns wichtig, dass wir bei solch einer 
Zusammenarbeit unsere Eigenstän-
digkeit behalten.

Zwar wird das Festival in der ur-
sprünglichen Form nie stattfinden. 
Aber Sie haben das geplante Pro-
gramm online gestellt. 

Unser Newsletter hat mehr als 
1.000 AbonnentInnen, was zeigt, 
dass sich viele Menschen für unser 
Programm interessieren. Sie sollten 
die Möglichkeit haben, es sich anzu-
sehen. Außerdem sind wir unseren 
GeldgeberInnen verpflichtet. Vor al-
lem haben wir es aber aus Respekt 
getan: vor der Arbeit des Kollektivs, 
der FilmemacherInnen und der Part-
nerkinos. Wir gehen ja auch davon 
aus, dass wir Teile des Programms 
noch zeigen können.

Kein Ersatz um jeden Preis: Auch die Hamburger 
Dokumentarfilmwoche wurde gerade Pandemie-
Opfer. Die Macher*innen wollen einen Teil des 
Programms im Kino zeigen – irgendwann 

„Ein Festival braucht 
Auseinandersetzung“

Antje Strohkark  
56, ist ehrenamtliche Sprecherin der 
Dokumentarfilmwoche Hamburg, 
macht aber auch hauptberuflich 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit.

Sozialer Ort 
braucht 

Gäste: Die 
Regisseurin 

Gisela 
Tuchten-

hagen 2019 
im Metropo-

lis-Kino   
Foto: Jonas 

Fischer

Andreas 
Speit
Der rechte 
Rand

Wo Rechte 
nicht mehr  
an Rechte 
glauben

E
in einzelnes, weißes Ban-
ner, an irgendeiner Brü-
cke in Braunschweig: 
„Verfassungsschutz =  

Etabliertenschutz?“ steht dar-
auf. Die „Identitäre Bewegung“ 
(IB) hat es aufgehängt und na-
türlich darf bei dieser Form 
rechter Öffentlichkeitsarbeit 
auch das Logo der Gruppe, der 
griechische Buchstabe Lambda, 
nicht fehlen. Schon die Sparta-
ner im antiken Griechenland 
sollen den Buchstaben auf ih-
ren Schilden getragen haben. 
In diese soldatische Tradition 
möchte sich die IB mit ihren 
rund 600 Anhängern einreihen. 

Seitdem das Bundesamt für 
Verfassungsschutz (BfV) die IB 
als rechtsextrem eingestuft hat, 
hat die Gruppe einen neuen 
Feind erkoren – die Inlandsge-
heimdienste. Die Anhänger füh-
len sich zu Unrecht beobachtet. 
Doch ginge es nach ihnen, wä-
ren auch die Einschätzungen 
des BfV über den ehemaligen 
„Flügel“ um den thüringischen 
AfD-Landtagschef Björn Höcke 
und das„Institut für Staatspoli-
tik“ (IfS) um den extrem-rechten 
Verleger Götz Kubitschek falsch. 
Die IB ist der Überzeugung, es 
solle eine Opposition diskredi-
tiert werden.

Auf ihre Transparent-an-Brü-
cke-Aktion wies die IB über den 
Messengerdienst Telegram hin. 
Hierhin wich die selbsternannte 
„Jugend ohne Migrationshinter-
grund“ aus, nachdem Facebook 
und Instagram wegen des zivil-
gesellschaftlichen Druckes ihre 
Profile und Seiten sperrten. Ih-
ren aktuellen Post ergänzten die 
Identitären mit einem State-
ment des neu-rechten Politik-
wissenschaftlers Benedikt Kai-
ser: „Opposition, und zwar jede 
grundsätzlich ausgerichtete, soll 
behindert und ausgeschaltet, 
abweichende Meinungen sank-
tioniert werden.“

Kaiser sagt weiter, dass der 
Verfassungsschutz „kein neutra-
les Mittel“ sei, „sondern Macht-
mittel, keine abwägende Be-
hörde, sondern politischer Ak-
teur“. Die IB verweist dabei auf 
einen Beitrag von Kaiser auf der 
Webseite „Sezession im Netz“. 
Das Portal verantwortet Kubi-
tschek. Einer der Autoren: Mar-
tin Sellner, der Posterboy der IB 
in Österreich und Deutschland.

In den vergangenen Jahren 
ist die Bedeutung der IB stark 
gesunken, Projekte scheitern, 
Kampagnen wurden kaum be-
achtet. Der gesellschaftliche 
Druck und kritische Medien-
berichte ließen das Image als 
„rechte Hipster“ verpuffen.

Im rechtsextremen Magazin 
„Neue Ordnung“ räumte Kubi-
tschek selbst diese Auswirkung 
ein: „Dieser wirklich gute An-
satz einer patriotischen, nicht-
extremen und sehr kreativen 
Jugendbewegung“ sei „nun bis 
zur Unberührbarkeit kontami-
niert.“ Es würde „nichts Gro-
ßes mehr daraus“, sagte Kubi-
tscheck. Die kleine Aktion un-
terstreicht diese Einschätzung: 
Mehr als ein Transparent an ei-
ner Brücke war nicht.

Ju
ng

sf
ot

o:
 d

pa

Andreas Speit 
arbeitet als freier Journalist und 
Autor über die rechte Szene nicht 
nur in Norddeutschland.

Doch die Idee wirkte nach. Bis 
heute taucht die grüne Fahne aus 
dem Wendland bei Umweltpro-
testen auf, zieren Aufkleber mit 
dem Wappen die Heckklappen von 
lehrertypischen Volvo-Kombis. Wo-
möglich funktioniert, dass sich die 
Aktivist en im Wendland vor 40 Jah-
ren nicht mit der schlichten Dekla-
ration ihrer „Republik“ begnügten, 
sondern sie mit allerlei Staffage de-
korierten, die auch bei anderen Staa-
ten als Insignien die Macht manifes-
tieren sollen. Neben Fahne, Wappen, 
Pass und Stempel gab es am Eingang 
des Hüttendorfes eine Grenzstation 
mit Schlagbaum. Sogar so etwas wie 
einen Gründungsmythos hatte die 
Republik, wie ihn die Soziologie für 
viele Nationbuilding-Prozesse aus-
macht: Die Besetzung schloss sich 
an eine Großdemonstration an unter  
dem Motto „Kampftag der Wenden“, 
eine alte Bezeichnung für Slawen in 
Deutschland, von der der Name des 
Wendlands abgeleitet ist.

Nun kann man sich Fragen, wa-
rum die kritischen Aktivisten unbe-
dingt eine Republik ausrufen muss-
ten, wo sie doch auch eine Kommune 
hätten gründen können. Aber ohne-
hin macht ja all das noch keinen rich-
tigen Staat. Oder doch? Denn was 
unterscheidet einen „echten“ von 
einem Fantasiestaat, wenn man fest-
stellt, dass auch die heutigen Natio-
nen historisch gewachsen sind – real 
abstrakte Gebilde, die sich im Zweifel 
durch die Hand der Polizei manifes-
tieren, die die Gesetze durchdrückt?

Ein Staat, so meinte der italieni-
sche Philosoph Antonio Gramsci, sei 
„Hegemonie, gepanzert mit Zwang“. 
Der Marxist betont demnach das Ge-
waltmonopol und die staatliche Be-
fähigung, dieses durchzusetzen. 
Klar: Das war die Sache der Umwelt-
aktivisten nicht. Der Bremer Histori-
ker Moritz Zeiler, Autor einer Einfüh-
rung in die materialistische Staats-
kritik, weist aber darauf hin, dass 
bei Gramscis Staatsdefinition ne-
ben der Repression auch die Legiti-
mation von Herrschaft wichtig sei. 
„Das meint eine Bejahung und Dul-
dung des Staates sowohl von innen 
wie auch von außen“, erklärt Zeiler.

Für einen Staat reicht es also nicht, 
dass sich ein paar Hippies im Wend-
land Pässe drucken und als poten-
zielles Staatsvolk die selbst gegebe-
nen Regeln akzeptieren. Aber: Die 
Akzeptanz nach innen ist durchaus 
ein Anfang. Gleichwohl fehlte – das 
wurde spätestens mit der Räumung 
klar – ein Mindestmaß an äußerer 

Akzeptanz für den Wendland-Staat. 
Diplomatische Beziehungen: Fehl-
anzeige. 

Obwohl nach der Räumung in eini-
gen Städten immerhin „Botschaften“ 
der Republik entstanden – ein Jahr 
lang wurde unter diesem Motto eine 
Besetzung samt Hütte am Bremer 
Kennedy-Platz geduldet und über 
den „Bretterbudenstaat“ debattiert, 
wie ihn der Weser-Kurier nannte.

Tatsächlich sollen Aktivisten mit 
den Wendland-Pässen sogar bis auf 
die griechischen Inseln gereist sein, 
so lautet eine der Legenden. 2010 
stellte Elke Mundhenk, grüne Bür-
germeisterin von Dannenberg, dem 
Whistleblower Edward Snowden ei-
nen Wendenpass aus – medial beglei-
tet vom Norddeutschen Rundfunk, 
der die Bürgermeisterin ganz selbst-
verständlich als „Bürgerin der von 
Atomkraftgegnern ins Leben geru-
fenen Republik“ vorstellte und über 
den „Deutschen Pass für Edward 
Snowden“ gewohnt seriös berichtete.

1980 wäre die Bürgermeisterin da-
mit nicht durchgekommen. Wie die 
taz berichtete, hielt der damalige nie-
dersächsische CDU-Innenminister 
Egbert Möcklinghoff die Ausrufung 
der „Republik Freies Wendland“ für 
„Hochverrat gegen die Bundesrepu-
blik Deutschland“, weil ein Teil des 
Territoriums der BRD abgespalten 
werde.

Kinderkram oder Hochverrat?
Aber war es das nicht auch? Heute er-
klären Verwaltungsjuristen, Hoheits-
zeichen von Fantasie-Staaten herzu-
stellen sei kein Hochverrat, sondern 
Kinderkram. Erst, wenn ein Doku-
ment den Anschein erwecke, Ho-
heitszeichen eines echten Staates 
zu sein, werde es illegal. Andere Re-
geln gelten aber beispielsweise in Be-
zug auf das Überkleben des EU-Wap-
pens auf Nummernschildern, wie es 
im Wendland mit dem eigenen Repu-
blik-Wappen zu beobachten war. Of-
fiziell entspricht das Kraftfahrzeug 
damit laut Fahrzeug-Zulassungs-
verordnung nicht mehr den gesetz-
lichen Bestimmungen und müsste 
stillgelegt werden.  All das war den 
protesterprobten Wendländern na-
türlich egal.

So differenziert ausformuliert al-
lerdings sind diese Bestimmungen 
heute, weil die Ausrufung eigener 
Fantasiestaaten in den letzten Jah-
ren eine Hochkonjunktur erlebte – 
allerdings von rechts. Behörden ha-
ben es mittlerweile regelmäßig mit 
sogenannten Reichsbürgern zu tun, 

meist, wenn die sich weigern, Steu-
ern oder Abgaben an die Bundesre-
publik zu zahlen. 

Reichsbürger ist ein Sammel-
begriff für eine Gruppe, unter de-
nen unterschiedliche rechte Steu-
erschuldner, Selbstverwalter und 
Verschwörungsideologen zusam-
mengefasst werden, die alle gemein-
sam haben, dass sie die Bundesrepu-
blik nicht akzeptieren. 1.350 von bun-
desweit 19.000 dieser Spinner zählt 
das Landesamt für Verfassungs-
schutz allein für Niedersachsen. 

Manche weigern sich, zur angebli-
chen „BRD-GmbH“ zu gehören – und 
geben ihre „Personal“-Ausweise zu-
rück. Andere meinen, das Deut-
sche Reich müsste in seinen Gren-
zen von anno dazumal fortbeste-
hen. Und wieder andere gründen 
eben einfach ihre eigenen Staaten, 
wie das „Fürstentum Germania“, bei 
dem der Worpsweder Braun-Esote-
riker Jo Conrad dabei war, oder das 
„Königreich Deutschland“ des selbst-
ernannten Monarchen Peter Fitzek 
im sachsen-anhaltinischen Witten-
berg. Auch Fitzek hatte ein Gelände 
mit Schlagbaum, hatte Wappen und 
eigene Nummernschilder.

Gleichwohl wäre es falsch, die 
rechten Fantasienationen mit der 
Öko-Utopie im Wendland gleichzu-
setzen. Denn die Reichsbürger sind 
manchmal gewalttätig, oft antisemi-
tische Hetzer und immer auch Ver-
schwörungsideologen. Der wich-
tigste Unterschied aber ist ihr Reali-
tätsverlust – und ihre Ironiefreiheit. 
Reichsbürger meinen es ernst.

Im Wendland ging es mit der Re-
publik um das Gegenteil: „Es war na-
türlich eine Karikatur“, sagt Umwelt-
aktivist Ehmke. „Es war ein großes 
Theaterstück und ging um fantasie-
vollen Widerstand. Schlagbaum und 
Pass sollten ein großer Spaß sein.“ 
Die Polizei habe man ärgern wollen, 
ansonsten ging es um Öffnung. „Tau-
sende kamen zu Besuch.“

Damals sei allen klar gewesen, 
dass man mit Strafverfahren habe 
rechnen müssen. Man habe das bei 
Gesetzesüberschreitungen bewusst 
in Kauf genommen. „Es ging uns um 
eine notwendige Korrektur politi-
scher Fehlentwicklungen durch Ak-
tionen zivilen Ungehorsams“, sagt 
Ehmke. Dass man, wo man anders 
nicht weiterkommt, irgendwann 
entschlossene Aktionen brauche, 
sehe man heute bei Fridays for Fu-
ture. Für Ehmke ein Erbe des Pro-
tests, der bei Gorleben einen seiner 
Anfänge nahm. 

Interview Friederike Gräff

taz: Herr Dézsi, wann ist Ihnen die 
Idee gekommen, die Überreste der 
Republik Freies Wendland auszu-
graben?

Attila Dézsi: Das war am Ende 
meines Master-Studiums. Da fielen 
zwei Dinge zusammen: Ich habe in 
Wien zeitgeschichtliche Archäologie 
studieren können und war mir be-
wusst geworden, wie sehr sie gesell-
schaftliche Erinnerungsprozesse un-
terstützen kann. Als ich mich näher 
mit dem Protestcamp beschäftigte, 
dachte ich, dass das eine gute Gele-
genheit ist, beides zu verbinden.

Bei der Ausgrabung waren auch 
ZeitzeugInnen, also BewohnerIn-
nen von damals, dabei. Wie war 
das für Sie?

Ich fand es wichtig und absolut 
inspirierend. Sie werden mit einer 
völlig neuen Perspektive konfron-
tiert, das regt viel zum Nachden-
ken an. Ich folge einem Ansatz, der 
im Englischen „community archeo-
logy“ heißt, also Involvieren von Öf-
fentlichkeit. Für mich ist es eine ethi-
sche Frage, es so zu machen. Bei der 
Archäologie, die sich um ehemalige 
Konzentrationslager kümmert, hat 
es absolute Priorität, dass man Glau-
bensvertreter der Opfer einbezieht, 

oder in der US-Archäologie werden 
Indigene einbezogen.

Was für neue Perspektiven haben 
die ZeitzeugInnen bei den Ausgra-
bungen gefunden?

Ein Element ist, dass sich die Leute 
geehrt fühlten, dass ihre Geschichte 
plötzlich ausgrabungswürdig ist. In-
nerhalb der Community war eine 
große Frage: Wollen wir das über-
haupt? Sind wir reif für das Museum 
oder sind wir nicht eher eine aktive 
Bewegung, die auf gegenwärtige po-
litische Prozesse blicken soll? Es gab 
dann Gegenstimmen, die sagten: Wir 
müssen auch auf unsere Erfahrun-
gen gucken, um zu lernen, was ge-
klappt hat und was nicht. Vor Ort ist 
den Leuten aufgefallen, dass sie den 
Ort nicht mehr wiederfinden konn-
ten. Es wusste keiner von den Zeit-
zeugen mehr, wo das Protestcamp ei-
gentlich war.

Wie haben Sie es dann gefunden?
Wir haben alle verfügbaren his-

torischen Quellen gesammelt, Luft-
bilder, Erinnerungskarten und ich 
habe sie mit heutigen Satellitenbil-
dern abgeglichen.

Haben Sie auch PolizeibeamtIn-
nen kontaktiert, die an der Räu-
mung beteiligt waren?

Ich habe erst kürzlich ein Gerät 
auf historischen Fotografien ent-

deckt, von dem ich nicht wusste, was 
es ist, und mich dann mit Polizisten 
in Verbindung gesetzt. Die mein-
ten, es sei ein Nebelwerfer für Gas. 
Das fand ich ganz erstaunlich, weil 
es in den Zeitzeugenberichten über-
haupt nicht vorkam. Ich habe auch 
eine Nachricht von einem Polizisten 
bekommen, der sagte, er habe sich 
durch meine Grabungen an das er-
innert, was er damals erlebt hat. Er 
war dafür verantwortlich, die Hüt-
ten zu räumen und zu überprüfen, 
dass niemand mehr drin war, wenn 
die Planierwalzen darüber fuhren. Er 
meinte, es hätte wieder Albträume 
ausgelöst, dass er diese Verantwor-
tung hatte.

Sind auch PolizistInnen an den 
Ausgrabungsort gekommen?

Ja, einer. Der war neugierig. Wir 
hatten eine Abfallgrube aufgedeckt, 
die wahrscheinlich der Polizei zuzu-
rechnen ist. Er meinte: „Ja, das sind 
die typischen Rationen, die wir be-
kommen haben.“ Er konnte mir den 
Entstehungszusammenhang dieser 
Abfallgrube erklären, das war sehr 
praktisch.

Gab es Kontakt zwischen ihm 
und ehemaligen Camp-Bewohne-
rInnen?

Das hätte ich sehr schön gefun-
den. Ich hatte die Grabungen so aus-

gelegt, dass viele Leute mitmachen 
und sich begegnen können, aber das 
ist nicht so gut angekommen. Es war 
ein Filmteam da, das aus Zeitzeugen 
bestand und das den Polizisten inter-
viewte. Er meinte: Ich wäre eigentlich 
gern auf eurer Seite gewesen, aber 
ich musste meinen Job machen. Wir 
mussten diese harten Männer sein 
und konnten nicht mit den Alterna-
tiven sympathisieren.

Das Camp ist von Bulldozern pla-
niert worden – macht es das archäo-
logisch betrachtet einfacher oder 
schwieriger, noch etwas zu finden?

Beides. Was oberflächlich auf-
lag, Zelte und Gebäude in Blockbau-
weise, hat sich nicht überliefert. Die 
Gebäude, die etwas tiefer eingegra-
ben waren, sind durch die Planier-
raupen verfüllt worden und damit 
perfekt für uns erhalten. Wir haben 
ein Grubenhaus ausgegraben.

Gibt es Funde, die Sie beson-
ders gefreut haben, oder ist da al-
les gleichwertig?

Erst einmal sind alle Funde Quel-
len und spannend für mich, sogar 
die unscheinbaren werden span-
nender, wenn man länger darü-
ber nachdenkt. Aber was zum Bei-
spiel überraschend war, waren 
Gasmaskenfilter und Kabelbinder 
in einer Abfallgruppe, die ziem-

„Gasmaskenfilter und Kabelbinder“
Archäologe Attila Dézsi hat die Reste der Republik Freies Wendland ausgegraben und mit ZeitzeugInnen gesprochen. Im 
Gespräch mit der taz erzählt er, warum Abfallgruben wichtige Funde sind und warum ein Polizist noch Albträume hat
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lich sicher der Polizei zuzurechnen 
ist. Normalerweise ist es selten in 
der Archäologie, dass sich Funde 
eindeutig Einzelpersonen oder 
Gruppen zuweisen lassen. Und in der 
Hütte war der letzte Moment vor der 
Räumung erhalten: das war ein sehr 
gemütlich eingerichtetes Haus mit 
Matratzen auf dem Boden, mit Re-
gal und Kerzen und sogar noch Klei-
dung. Die Leute sind wahrscheinlich 
im letzten Moment rausgegangen 
zum Dorfplatz, um sich räumen zu 
lassen, das so zu sehen, war schon 
auch bewegend. Und wir haben die 
Zeitschrift Titanic gefunden, sehr 
fragmentiert, das war ein eher lus-
tiger Moment.

Was wird aus den Funden?
Jetzt sind sie im archäologischen 

Institut in Hamburg, bis ich das 
Ganze endgültig ausgewertet habe. 
Dann ist die große Frage, was damit 
wird: Eigentlich ist es eine archäolo-
gische Fundstelle, damit sollten die 
Objekte als bewegliche Denkmäler 
gelten und man könnte sich vorstel-
len, dass sie dauerhaft im Landes-
museum archiviert werden. Dann 
gibt es aber auch die Gegenmeinung, 
dass es möglich sei, dass die Besit-
zenden noch leben und dann müsste 
man es den Einzelpersonen zurück-
geben. Aber ich weiß nicht, wie man 
Fensterüberreste irgendeiner Person 
aus dem Dorf zuweisen kann.

Sie haben auch Interviews mit 
den ZeitzeugInnen geführt. Was 
können die Funde da hinzufügen, 
um den Alltag in der Freien Repu-
blik zu rekonstruieren?

Die Zeitzeugen konnten sich in 
den Interviews kaum an konkrete 
Dinge erinnern, die damals passiert 
sind.

Ich hätte gedacht, dass es als Aus-
nahmesituation eine so prägende 
Zeit war, dass sie den Leuten in Er-
innerung bleibt. 

Ich habe mich gefragt, was macht 
diese Erfahrung konkret aus? Das 
Camp war nicht nur als Protest, son-
dern auch als Experimentierraum 
für neue Formen von Zusammen-
leben gedacht. Aber genau das blieb 
ziemlich schwammig. Vor diesem 
Hintergrund konnte ich die Funde 
ganz anders interpretieren.

Was blieb den Leuten im Ge-
dächtnis?

Es war eine Erfahrung von poli-

tischer Selbstermächtigung, man 
kann sich organisieren und gemein-
sam etwas erreichen. Die Leute sind 
ganz schön stolz auf das, was damals 
passiert ist. Sie sagen, dass der Ort 
gar nicht so wichtig ist, sondern die 
Prozesse, die daraus entstanden sind 
– das macht es für mich schwieriger, 
herauszufinden, was dort eigentlich 
passiert ist. Und dass man eine ge-
meinsame Erfahrung gemacht hat, 
die über die eigene Randgruppe hi-
nausging, dass man da plötzlich mit 
Landwirtinnen und Landwirten, mit 
Pastoren und Anwohnern in direkten 
Kontakt kommt und merkt, wie man 
sich gegenseitig hilft, weil man ver-
bunden ist durch die Idee des Pro-
tests. Das hat ganz schön Eindruck 
hinterlassen.

Henkelpott 
und Gasmas-
kenfilter: Wie 
die Ausgra-
bungen 
zeigen, waren 
die „Wenden“ 
gerüstet   
Foto: Philipp 
Schulze/dpa
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Die Bretterbudenrepublik
Vor 40 Jahren besetzten Anti-AKW-Aktivisten im Wendland eine Lichtung und riefen die 
„Republik Freies Wendland“ aus. Eine Mikronation, die bis heute Bürger hat – und mit den 
heutigen Fantasiestaaten rechter Couleur nicht gleichzusetzen ist

Von Jean-Philipp Baeck

Es muss irgendwann Anfang der 
Nullerjahre gewesen sein, als ich im 
Publikum in der voll besetzten Kes-
selhalle des Bremer Kulturzentrums 
Schlachthof drei Männern auf dem 
Podium gelauscht und zum ersten 
Mal davon gehörte habe: von der „Re-
publik Freies Wendland“. Die Aktivis-
ten auf der Bühne erläuterten den 
Plan, den bevorstehenden Castor-
transport nach Gorleben zu blockie-
ren. Sie waren langhaarig und tru-
gen Schlabberklamotten – zumin-
dest in der Erinnerung, die sich im 
Nachhinein mit Klischees angerei-
chert haben mag (ganz sicher waren 
sie nicht adrett gekleidet und noch 
sicherer trugen sie keine Anzüge). 

Von Schienenbesetzungen spra-

chen sie, zivilem Ungehorsam, von 
Basisdemokratie und von „den Bul-
len“. Wenn die Polizisten einen er-
wischten – was bei Sitzblockaden mit 
eingepreist war, weil man nicht weg-
laufen, sondern sich wegtragen las-
sen sollte – dann müsse man denen 
nicht viel sagen, erklärte einer der 
Aktivisten, nur die grobe Berufsbe-
zeichnung, seine Adresse und Staats-
angehörigkeit: „Vorzugsweise erklärt 
ihr dann, ihr seid Bürger der Repub-
lik Freies Wendland“.

Am Ende jenes Infoabends ging 
auch ich mit einem der grünen „Wen-
denpässe“ samt gelbem Wappen be-
sagter Republik nach Hause. Der Pass 
wurde dort für zehn Mark verkauft. 
Er funktionierte wie eine Spenden-
quittung und war doch mehr. Die Ir-
ritation haftete ihm an, Dokument 

eines alternativen Staates zu sein, 
den einfach auszurufen sich die 
Atomkraftgegner im Wendland ge-
traut hatten. Eine Ansage. Und für 
mich noch vielmehr: eine Absage 
an die BRD.

Immer noch Referenz, war die Be-
setzung der Waldlichtung zwischen 
Gorleben und Trebel doch schon da-
mals Jahrzehnte her, bei der die „Re-
publik Freies Wendland“ gegründet 
wurde. Am Sonntag jährt sich das 
nun zum 40. Mal: Am 3. Mai 1980 
hatten Atomkraftgegner nach ei-
ner Großdemonstration am Ort der 
„Tiefbohrstelle 1004“ begonnen, 
ein provisorisches Dorf zu errich-
ten, um weitere Erkundungen zum 
Bau eines Atommüllendlagers zu 
verhindern. Den Protest so richtig 
angeschoben hatte 1979 der große 

Treck von Bauern aus Lüchow-Dan-
nenberg nach Hannover. Die Beset-
zung war in den Anfangsjahren des 
Protests im Wendland der vorläufige 
Höhepunkt.

Ökospinner wurden Trendsetter
Nach und nach entstanden über 100 
Hütten aus Holz und Lehm. Es habe 
sich eine kurzzeitige Öko-Utopie ent-
wickelt, mit Gemüsebeeten, freilau-
fenden Hühnern, Windrädern und 
Sprecherrat samt Konsensprinzip 
– so erinnert sich Wolfgang Ehm ke 
von der Bürgerinitiative Lüchow-
Dannenberg, der dabei war. „Damals 
galten wir als Öko-Spinner, heute ist 
das Common Sense“, sagt er. Die „Re-
publik“ hielt nur ein paar Wochen: 
Am 4. Juni 1980 rückten Polizei und 
Bundesgrenzschutz an und räumten.

Mit Pali-Feudel 
und Ostfriesen-
nerz gegen die 
Räumung. Der 

Schlagbaum 
machte klar: 
Hier hat die 

BRD nichts zu 
melden  

Fotos: 
localpics/Imago

Von Wilfried Hippen

taz: Frau Strohkark, wie haben Sie 
erfahren, dass Ihr Festival, die Do-
kumentarfilmwoche Hamburg, in 
diesem Jahr ausfällt?

Antje Strohkark: Ich war gerade 
dabei, unserer Anzeige zu schalten, 
bei den Fahrgastnews in den Ham-
burger U-Bahnen. Da wurde am 
16. März bekannt, dass alle Kinos 
in Hamburg geschlossen würden. 
Wir hatten schon so etwas befürch-
tet, aber noch gehofft, zumindest in 
unserem Festivalzentrum, den Fux-
Lichtspielen mit 25 Plätzen, ein paar 
Filme zeigen zu können. Aber auch 
das war danach unmöglich.

Wie viel Arbeit hatten Sie und Ihr 
Team da schon in die Vorbereitung 
gesteckt?

Wir sind ein 12-köpfiges überwie-
gend ehrenamtlich arbeitendes Kol-
lektiv und haben schon im Laufe des 
letzten Jahres etwa 150 Filme gesich-
tet. Im späten Herbst begann dann 
der Kuratierungsprozess. Wir haben 
uns auf mehreren Treffen auf das 
Programm mit 43 Veranstaltungen 
geeinigt. Dann mussten Text und 
Grafik für das Programmheft erar-
beitet werden, ein Trailer wurde pro-
duziert, die Website gestaltet, Gäste 
eingeladen und Tickets gebucht …

Hat die Absage Konsequenzen 
für den veranstaltenden Verein?

Wir waren in der glücklichen Po-
sition, dass wir mit allem schon fer-
tig waren, als die Nachricht kam. Die 
Förderung der Hamburger Kulturbe-
hörde wurde voll ausbezahlt. Auch 
bei den Mitteln von der Hamburgi-
schen Kulturstiftung gibt es meines 
Wissens keine Ausfälle.

Eine Alternative wäre gewesen, 
das Programm online zu stellen 
was zum Beispiel das Dokumentar-
filmfestival “CPH:DOX“ in Kopen-
hagen gemacht hat. Konnten oder 
wollten Sie so was nicht?

Technisch wäre das sicher mach-
bar gewesen, doch wir haben uns 
sehr schnell dagegen entschieden.

Warum?
Weil für uns das Festival ein Ort 

der Auseinandersetzung sein soll, 
und die kann nur gemeinsam mit 
den Gästen an dem sozialen Ort 
Kino stattfinden. Dieses diskursive 
Format wollten wir nicht aufgeben.

Eine schöne Idee war es, eine 
abgespeckte Version des Festivals 
stattfinden zu lassen – in einem 
Autokino. 

Anfang April wurden in ande-
ren Städten Vorführungen in Auto-
kinos organisiert. Wir dachten, das 
wäre auch für uns genau das Rich-
tige: Wir wollten für drei Tage im 
gleichen Zeitraum wie unser Fes-
tival ein Pop-up-Autokino veran-
stalten. Das zuständige Bezirksamt 

Hamburg-Altona hat unsere Anträge 
dazu auch sehr wohlwollend geprüft. 
Die technischen Probleme – etwa mit 
den Frequenzen für die Autoradios – 
hatten wir schon gelöst.

Warum ist daraus trotzdem 
nichts geworden?

Die Wirtschaftsbehörde hat das 
Projekt abgelehnt, weil in Hamburg 
eine strenge Eindämmungsverord-
nung zur Nichtdurchführung von 
Veranstaltungen gilt. Und nach de-
ren Meinung gab es ein Problem mit 
den sanitären Anlagen. Aber wir ha-
ben noch nicht aufgegeben.

Was heißt das genau?
Sofern es zu Lockerungen kommt, 

wollen wir im Mai ebenfalls an drei 
Tagen jeweils einen Film aus unse-
rem Programm zeigen.

Planen Sie das Festival selbst 
nachzuholen, zumindest teilweise?

Da gibt es mehrere Optionen. Eine 
Möglichkeit besteht darin, im Herbst 
in einem unserer Partnerkinos – B-
Movie, Lichtmeß und Metropolis – 
einmal im Monat Filme aus unserem 
Programm zu präsentieren, bei de-
nen die FilmemacherInnen dann 
auch anwesend sein könnten. Außer-
dem hat das Filmfest Hamburg uns 
zu einer Kooperation eingeladen.

Wie bereitwillig machen Sie der-
zeit Pläne?

Das Filmfest beginnt ja erst Ende 
September und hat bis jetzt noch 
nicht abgesagt. Wir haben uns sehr 
über das Angebot gefreut. Aber es ist 
uns wichtig, dass wir bei solch einer 
Zusammenarbeit unsere Eigenstän-
digkeit behalten.

Zwar wird das Festival in der ur-
sprünglichen Form nie stattfinden. 
Aber Sie haben das geplante Pro-
gramm online gestellt. 

Unser Newsletter hat mehr als 
1.000 AbonnentInnen, was zeigt, 
dass sich viele Menschen für unser 
Programm interessieren. Sie sollten 
die Möglichkeit haben, es sich anzu-
sehen. Außerdem sind wir unseren 
GeldgeberInnen verpflichtet. Vor al-
lem haben wir es aber aus Respekt 
getan: vor der Arbeit des Kollektivs, 
der FilmemacherInnen und der Part-
nerkinos. Wir gehen ja auch davon 
aus, dass wir Teile des Programms 
noch zeigen können.

Kein Ersatz um jeden Preis: Auch die Hamburger 
Dokumentarfilmwoche wurde gerade Pandemie-
Opfer. Die Macher*innen wollen einen Teil des 
Programms im Kino zeigen – irgendwann 

„Ein Festival braucht 
Auseinandersetzung“

Antje Strohkark  
56, ist ehrenamtliche Sprecherin der 
Dokumentarfilmwoche Hamburg, 
macht aber auch hauptberuflich 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit.

Sozialer Ort 
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E
in einzelnes, weißes Ban-
ner, an irgendeiner Brü-
cke in Braunschweig: 
„Verfassungsschutz =  

Etabliertenschutz?“ steht dar-
auf. Die „Identitäre Bewegung“ 
(IB) hat es aufgehängt und na-
türlich darf bei dieser Form 
rechter Öffentlichkeitsarbeit 
auch das Logo der Gruppe, der 
griechische Buchstabe Lambda, 
nicht fehlen. Schon die Sparta-
ner im antiken Griechenland 
sollen den Buchstaben auf ih-
ren Schilden getragen haben. 
In diese soldatische Tradition 
möchte sich die IB mit ihren 
rund 600 Anhängern einreihen. 

Seitdem das Bundesamt für 
Verfassungsschutz (BfV) die IB 
als rechtsextrem eingestuft hat, 
hat die Gruppe einen neuen 
Feind erkoren – die Inlandsge-
heimdienste. Die Anhänger füh-
len sich zu Unrecht beobachtet. 
Doch ginge es nach ihnen, wä-
ren auch die Einschätzungen 
des BfV über den ehemaligen 
„Flügel“ um den thüringischen 
AfD-Landtagschef Björn Höcke 
und das„Institut für Staatspoli-
tik“ (IfS) um den extrem-rechten 
Verleger Götz Kubitschek falsch. 
Die IB ist der Überzeugung, es 
solle eine Opposition diskredi-
tiert werden.

Auf ihre Transparent-an-Brü-
cke-Aktion wies die IB über den 
Messengerdienst Telegram hin. 
Hierhin wich die selbsternannte 
„Jugend ohne Migrationshinter-
grund“ aus, nachdem Facebook 
und Instagram wegen des zivil-
gesellschaftlichen Druckes ihre 
Profile und Seiten sperrten. Ih-
ren aktuellen Post ergänzten die 
Identitären mit einem State-
ment des neu-rechten Politik-
wissenschaftlers Benedikt Kai-
ser: „Opposition, und zwar jede 
grundsätzlich ausgerichtete, soll 
behindert und ausgeschaltet, 
abweichende Meinungen sank-
tioniert werden.“

Kaiser sagt weiter, dass der 
Verfassungsschutz „kein neutra-
les Mittel“ sei, „sondern Macht-
mittel, keine abwägende Be-
hörde, sondern politischer Ak-
teur“. Die IB verweist dabei auf 
einen Beitrag von Kaiser auf der 
Webseite „Sezession im Netz“. 
Das Portal verantwortet Kubi-
tschek. Einer der Autoren: Mar-
tin Sellner, der Posterboy der IB 
in Österreich und Deutschland.

In den vergangenen Jahren 
ist die Bedeutung der IB stark 
gesunken, Projekte scheitern, 
Kampagnen wurden kaum be-
achtet. Der gesellschaftliche 
Druck und kritische Medien-
berichte ließen das Image als 
„rechte Hipster“ verpuffen.

Im rechtsextremen Magazin 
„Neue Ordnung“ räumte Kubi-
tschek selbst diese Auswirkung 
ein: „Dieser wirklich gute An-
satz einer patriotischen, nicht-
extremen und sehr kreativen 
Jugendbewegung“ sei „nun bis 
zur Unberührbarkeit kontami-
niert.“ Es würde „nichts Gro-
ßes mehr daraus“, sagte Kubi-
tscheck. Die kleine Aktion un-
terstreicht diese Einschätzung: 
Mehr als ein Transparent an ei-
ner Brücke war nicht.
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Andreas Speit 
arbeitet als freier Journalist und 
Autor über die rechte Szene nicht 
nur in Norddeutschland.

Doch die Idee wirkte nach. Bis 
heute taucht die grüne Fahne aus 
dem Wendland bei Umweltpro-
testen auf, zieren Aufkleber mit 
dem Wappen die Heckklappen von 
lehrertypischen Volvo-Kombis. Wo-
möglich funktioniert, dass sich die 
Aktivist en im Wendland vor 40 Jah-
ren nicht mit der schlichten Dekla-
ration ihrer „Republik“ begnügten, 
sondern sie mit allerlei Staffage de-
korierten, die auch bei anderen Staa-
ten als Insignien die Macht manifes-
tieren sollen. Neben Fahne, Wappen, 
Pass und Stempel gab es am Eingang 
des Hüttendorfes eine Grenzstation 
mit Schlagbaum. Sogar so etwas wie 
einen Gründungsmythos hatte die 
Republik, wie ihn die Soziologie für 
viele Nationbuilding-Prozesse aus-
macht: Die Besetzung schloss sich 
an eine Großdemonstration an unter  
dem Motto „Kampftag der Wenden“, 
eine alte Bezeichnung für Slawen in 
Deutschland, von der der Name des 
Wendlands abgeleitet ist.

Nun kann man sich Fragen, wa-
rum die kritischen Aktivisten unbe-
dingt eine Republik ausrufen muss-
ten, wo sie doch auch eine Kommune 
hätten gründen können. Aber ohne-
hin macht ja all das noch keinen rich-
tigen Staat. Oder doch? Denn was 
unterscheidet einen „echten“ von 
einem Fantasiestaat, wenn man fest-
stellt, dass auch die heutigen Natio-
nen historisch gewachsen sind – real 
abstrakte Gebilde, die sich im Zweifel 
durch die Hand der Polizei manifes-
tieren, die die Gesetze durchdrückt?

Ein Staat, so meinte der italieni-
sche Philosoph Antonio Gramsci, sei 
„Hegemonie, gepanzert mit Zwang“. 
Der Marxist betont demnach das Ge-
waltmonopol und die staatliche Be-
fähigung, dieses durchzusetzen. 
Klar: Das war die Sache der Umwelt-
aktivisten nicht. Der Bremer Histori-
ker Moritz Zeiler, Autor einer Einfüh-
rung in die materialistische Staats-
kritik, weist aber darauf hin, dass 
bei Gramscis Staatsdefinition ne-
ben der Repression auch die Legiti-
mation von Herrschaft wichtig sei. 
„Das meint eine Bejahung und Dul-
dung des Staates sowohl von innen 
wie auch von außen“, erklärt Zeiler.

Für einen Staat reicht es also nicht, 
dass sich ein paar Hippies im Wend-
land Pässe drucken und als poten-
zielles Staatsvolk die selbst gegebe-
nen Regeln akzeptieren. Aber: Die 
Akzeptanz nach innen ist durchaus 
ein Anfang. Gleichwohl fehlte – das 
wurde spätestens mit der Räumung 
klar – ein Mindestmaß an äußerer 

Akzeptanz für den Wendland-Staat. 
Diplomatische Beziehungen: Fehl-
anzeige. 

Obwohl nach der Räumung in eini-
gen Städten immerhin „Botschaften“ 
der Republik entstanden – ein Jahr 
lang wurde unter diesem Motto eine 
Besetzung samt Hütte am Bremer 
Kennedy-Platz geduldet und über 
den „Bretterbudenstaat“ debattiert, 
wie ihn der Weser-Kurier nannte.

Tatsächlich sollen Aktivisten mit 
den Wendland-Pässen sogar bis auf 
die griechischen Inseln gereist sein, 
so lautet eine der Legenden. 2010 
stellte Elke Mundhenk, grüne Bür-
germeisterin von Dannenberg, dem 
Whistleblower Edward Snowden ei-
nen Wendenpass aus – medial beglei-
tet vom Norddeutschen Rundfunk, 
der die Bürgermeisterin ganz selbst-
verständlich als „Bürgerin der von 
Atomkraftgegnern ins Leben geru-
fenen Republik“ vorstellte und über 
den „Deutschen Pass für Edward 
Snowden“ gewohnt seriös berichtete.

1980 wäre die Bürgermeisterin da-
mit nicht durchgekommen. Wie die 
taz berichtete, hielt der damalige nie-
dersächsische CDU-Innenminister 
Egbert Möcklinghoff die Ausrufung 
der „Republik Freies Wendland“ für 
„Hochverrat gegen die Bundesrepu-
blik Deutschland“, weil ein Teil des 
Territoriums der BRD abgespalten 
werde.

Kinderkram oder Hochverrat?
Aber war es das nicht auch? Heute er-
klären Verwaltungsjuristen, Hoheits-
zeichen von Fantasie-Staaten herzu-
stellen sei kein Hochverrat, sondern 
Kinderkram. Erst, wenn ein Doku-
ment den Anschein erwecke, Ho-
heitszeichen eines echten Staates 
zu sein, werde es illegal. Andere Re-
geln gelten aber beispielsweise in Be-
zug auf das Überkleben des EU-Wap-
pens auf Nummernschildern, wie es 
im Wendland mit dem eigenen Repu-
blik-Wappen zu beobachten war. Of-
fiziell entspricht das Kraftfahrzeug 
damit laut Fahrzeug-Zulassungs-
verordnung nicht mehr den gesetz-
lichen Bestimmungen und müsste 
stillgelegt werden.  All das war den 
protesterprobten Wendländern na-
türlich egal.

So differenziert ausformuliert al-
lerdings sind diese Bestimmungen 
heute, weil die Ausrufung eigener 
Fantasiestaaten in den letzten Jah-
ren eine Hochkonjunktur erlebte – 
allerdings von rechts. Behörden ha-
ben es mittlerweile regelmäßig mit 
sogenannten Reichsbürgern zu tun, 

meist, wenn die sich weigern, Steu-
ern oder Abgaben an die Bundesre-
publik zu zahlen. 

Reichsbürger ist ein Sammel-
begriff für eine Gruppe, unter de-
nen unterschiedliche rechte Steu-
erschuldner, Selbstverwalter und 
Verschwörungsideologen zusam-
mengefasst werden, die alle gemein-
sam haben, dass sie die Bundesrepu-
blik nicht akzeptieren. 1.350 von bun-
desweit 19.000 dieser Spinner zählt 
das Landesamt für Verfassungs-
schutz allein für Niedersachsen. 

Manche weigern sich, zur angebli-
chen „BRD-GmbH“ zu gehören – und 
geben ihre „Personal“-Ausweise zu-
rück. Andere meinen, das Deut-
sche Reich müsste in seinen Gren-
zen von anno dazumal fortbeste-
hen. Und wieder andere gründen 
eben einfach ihre eigenen Staaten, 
wie das „Fürstentum Germania“, bei 
dem der Worpsweder Braun-Esote-
riker Jo Conrad dabei war, oder das 
„Königreich Deutschland“ des selbst-
ernannten Monarchen Peter Fitzek 
im sachsen-anhaltinischen Witten-
berg. Auch Fitzek hatte ein Gelände 
mit Schlagbaum, hatte Wappen und 
eigene Nummernschilder.

Gleichwohl wäre es falsch, die 
rechten Fantasienationen mit der 
Öko-Utopie im Wendland gleichzu-
setzen. Denn die Reichsbürger sind 
manchmal gewalttätig, oft antisemi-
tische Hetzer und immer auch Ver-
schwörungsideologen. Der wich-
tigste Unterschied aber ist ihr Reali-
tätsverlust – und ihre Ironiefreiheit. 
Reichsbürger meinen es ernst.

Im Wendland ging es mit der Re-
publik um das Gegenteil: „Es war na-
türlich eine Karikatur“, sagt Umwelt-
aktivist Ehmke. „Es war ein großes 
Theaterstück und ging um fantasie-
vollen Widerstand. Schlagbaum und 
Pass sollten ein großer Spaß sein.“ 
Die Polizei habe man ärgern wollen, 
ansonsten ging es um Öffnung. „Tau-
sende kamen zu Besuch.“

Damals sei allen klar gewesen, 
dass man mit Strafverfahren habe 
rechnen müssen. Man habe das bei 
Gesetzesüberschreitungen bewusst 
in Kauf genommen. „Es ging uns um 
eine notwendige Korrektur politi-
scher Fehlentwicklungen durch Ak-
tionen zivilen Ungehorsams“, sagt 
Ehmke. Dass man, wo man anders 
nicht weiterkommt, irgendwann 
entschlossene Aktionen brauche, 
sehe man heute bei Fridays for Fu-
ture. Für Ehmke ein Erbe des Pro-
tests, der bei Gorleben einen seiner 
Anfänge nahm. 

Interview Friederike Gräff

taz: Herr Dézsi, wann ist Ihnen die 
Idee gekommen, die Überreste der 
Republik Freies Wendland auszu-
graben?

Attila Dézsi: Das war am Ende 
meines Master-Studiums. Da fielen 
zwei Dinge zusammen: Ich habe in 
Wien zeitgeschichtliche Archäologie 
studieren können und war mir be-
wusst geworden, wie sehr sie gesell-
schaftliche Erinnerungsprozesse un-
terstützen kann. Als ich mich näher 
mit dem Protestcamp beschäftigte, 
dachte ich, dass das eine gute Gele-
genheit ist, beides zu verbinden.

Bei der Ausgrabung waren auch 
ZeitzeugInnen, also BewohnerIn-
nen von damals, dabei. Wie war 
das für Sie?

Ich fand es wichtig und absolut 
inspirierend. Sie werden mit einer 
völlig neuen Perspektive konfron-
tiert, das regt viel zum Nachden-
ken an. Ich folge einem Ansatz, der 
im Englischen „community archeo-
logy“ heißt, also Involvieren von Öf-
fentlichkeit. Für mich ist es eine ethi-
sche Frage, es so zu machen. Bei der 
Archäologie, die sich um ehemalige 
Konzentrationslager kümmert, hat 
es absolute Priorität, dass man Glau-
bensvertreter der Opfer einbezieht, 

oder in der US-Archäologie werden 
Indigene einbezogen.

Was für neue Perspektiven haben 
die ZeitzeugInnen bei den Ausgra-
bungen gefunden?

Ein Element ist, dass sich die Leute 
geehrt fühlten, dass ihre Geschichte 
plötzlich ausgrabungswürdig ist. In-
nerhalb der Community war eine 
große Frage: Wollen wir das über-
haupt? Sind wir reif für das Museum 
oder sind wir nicht eher eine aktive 
Bewegung, die auf gegenwärtige po-
litische Prozesse blicken soll? Es gab 
dann Gegenstimmen, die sagten: Wir 
müssen auch auf unsere Erfahrun-
gen gucken, um zu lernen, was ge-
klappt hat und was nicht. Vor Ort ist 
den Leuten aufgefallen, dass sie den 
Ort nicht mehr wiederfinden konn-
ten. Es wusste keiner von den Zeit-
zeugen mehr, wo das Protestcamp ei-
gentlich war.

Wie haben Sie es dann gefunden?
Wir haben alle verfügbaren his-

torischen Quellen gesammelt, Luft-
bilder, Erinnerungskarten und ich 
habe sie mit heutigen Satellitenbil-
dern abgeglichen.

Haben Sie auch PolizeibeamtIn-
nen kontaktiert, die an der Räu-
mung beteiligt waren?

Ich habe erst kürzlich ein Gerät 
auf historischen Fotografien ent-

deckt, von dem ich nicht wusste, was 
es ist, und mich dann mit Polizisten 
in Verbindung gesetzt. Die mein-
ten, es sei ein Nebelwerfer für Gas. 
Das fand ich ganz erstaunlich, weil 
es in den Zeitzeugenberichten über-
haupt nicht vorkam. Ich habe auch 
eine Nachricht von einem Polizisten 
bekommen, der sagte, er habe sich 
durch meine Grabungen an das er-
innert, was er damals erlebt hat. Er 
war dafür verantwortlich, die Hüt-
ten zu räumen und zu überprüfen, 
dass niemand mehr drin war, wenn 
die Planierwalzen darüber fuhren. Er 
meinte, es hätte wieder Albträume 
ausgelöst, dass er diese Verantwor-
tung hatte.

Sind auch PolizistInnen an den 
Ausgrabungsort gekommen?

Ja, einer. Der war neugierig. Wir 
hatten eine Abfallgrube aufgedeckt, 
die wahrscheinlich der Polizei zuzu-
rechnen ist. Er meinte: „Ja, das sind 
die typischen Rationen, die wir be-
kommen haben.“ Er konnte mir den 
Entstehungszusammenhang dieser 
Abfallgrube erklären, das war sehr 
praktisch.

Gab es Kontakt zwischen ihm 
und ehemaligen Camp-Bewohne-
rInnen?

Das hätte ich sehr schön gefun-
den. Ich hatte die Grabungen so aus-

gelegt, dass viele Leute mitmachen 
und sich begegnen können, aber das 
ist nicht so gut angekommen. Es war 
ein Filmteam da, das aus Zeitzeugen 
bestand und das den Polizisten inter-
viewte. Er meinte: Ich wäre eigentlich 
gern auf eurer Seite gewesen, aber 
ich musste meinen Job machen. Wir 
mussten diese harten Männer sein 
und konnten nicht mit den Alterna-
tiven sympathisieren.

Das Camp ist von Bulldozern pla-
niert worden – macht es das archäo-
logisch betrachtet einfacher oder 
schwieriger, noch etwas zu finden?

Beides. Was oberflächlich auf-
lag, Zelte und Gebäude in Blockbau-
weise, hat sich nicht überliefert. Die 
Gebäude, die etwas tiefer eingegra-
ben waren, sind durch die Planier-
raupen verfüllt worden und damit 
perfekt für uns erhalten. Wir haben 
ein Grubenhaus ausgegraben.

Gibt es Funde, die Sie beson-
ders gefreut haben, oder ist da al-
les gleichwertig?

Erst einmal sind alle Funde Quel-
len und spannend für mich, sogar 
die unscheinbaren werden span-
nender, wenn man länger darü-
ber nachdenkt. Aber was zum Bei-
spiel überraschend war, waren 
Gasmaskenfilter und Kabelbinder 
in einer Abfallgruppe, die ziem-

„Gasmaskenfilter und Kabelbinder“
Archäologe Attila Dézsi hat die Reste der Republik Freies Wendland ausgegraben und mit ZeitzeugInnen gesprochen. Im 
Gespräch mit der taz erzählt er, warum Abfallgruben wichtige Funde sind und warum ein Polizist noch Albträume hat
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Attila Dézsi   
32, promoviert 

am vor- und 
frühgeschicht-
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Hamburg über 
die Kritische 
Archäologie 

und Communi-
ty-Archäologie 

der Republik 
Freies 

Wendland. 

lich sicher der Polizei zuzurechnen 
ist. Normalerweise ist es selten in 
der Archäologie, dass sich Funde 
eindeutig Einzelpersonen oder 
Gruppen zuweisen lassen. Und in der 
Hütte war der letzte Moment vor der 
Räumung erhalten: das war ein sehr 
gemütlich eingerichtetes Haus mit 
Matratzen auf dem Boden, mit Re-
gal und Kerzen und sogar noch Klei-
dung. Die Leute sind wahrscheinlich 
im letzten Moment rausgegangen 
zum Dorfplatz, um sich räumen zu 
lassen, das so zu sehen, war schon 
auch bewegend. Und wir haben die 
Zeitschrift Titanic gefunden, sehr 
fragmentiert, das war ein eher lus-
tiger Moment.

Was wird aus den Funden?
Jetzt sind sie im archäologischen 

Institut in Hamburg, bis ich das 
Ganze endgültig ausgewertet habe. 
Dann ist die große Frage, was damit 
wird: Eigentlich ist es eine archäolo-
gische Fundstelle, damit sollten die 
Objekte als bewegliche Denkmäler 
gelten und man könnte sich vorstel-
len, dass sie dauerhaft im Landes-
museum archiviert werden. Dann 
gibt es aber auch die Gegenmeinung, 
dass es möglich sei, dass die Besit-
zenden noch leben und dann müsste 
man es den Einzelpersonen zurück-
geben. Aber ich weiß nicht, wie man 
Fensterüberreste irgendeiner Person 
aus dem Dorf zuweisen kann.

Sie haben auch Interviews mit 
den ZeitzeugInnen geführt. Was 
können die Funde da hinzufügen, 
um den Alltag in der Freien Repu-
blik zu rekonstruieren?

Die Zeitzeugen konnten sich in 
den Interviews kaum an konkrete 
Dinge erinnern, die damals passiert 
sind.

Ich hätte gedacht, dass es als Aus-
nahmesituation eine so prägende 
Zeit war, dass sie den Leuten in Er-
innerung bleibt. 

Ich habe mich gefragt, was macht 
diese Erfahrung konkret aus? Das 
Camp war nicht nur als Protest, son-
dern auch als Experimentierraum 
für neue Formen von Zusammen-
leben gedacht. Aber genau das blieb 
ziemlich schwammig. Vor diesem 
Hintergrund konnte ich die Funde 
ganz anders interpretieren.

Was blieb den Leuten im Ge-
dächtnis?

Es war eine Erfahrung von poli-

tischer Selbstermächtigung, man 
kann sich organisieren und gemein-
sam etwas erreichen. Die Leute sind 
ganz schön stolz auf das, was damals 
passiert ist. Sie sagen, dass der Ort 
gar nicht so wichtig ist, sondern die 
Prozesse, die daraus entstanden sind 
– das macht es für mich schwieriger, 
herauszufinden, was dort eigentlich 
passiert ist. Und dass man eine ge-
meinsame Erfahrung gemacht hat, 
die über die eigene Randgruppe hi-
nausging, dass man da plötzlich mit 
Landwirtinnen und Landwirten, mit 
Pastoren und Anwohnern in direkten 
Kontakt kommt und merkt, wie man 
sich gegenseitig hilft, weil man ver-
bunden ist durch die Idee des Pro-
tests. Das hat ganz schön Eindruck 
hinterlassen.

Henkelpott 
und Gasmas-
kenfilter: Wie 
die Ausgra-
bungen 
zeigen, waren 
die „Wenden“ 
gerüstet   
Foto: Philipp 
Schulze/dpa
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https://taz.de/30-Wendland-Jahrestag/!5141577/
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Von Sarah Zaheer

Etwa 15 Geflüchtete haben sich 
am Dienstag mit Mundschutz 
und Schildern vor ihrer Unter-
kunft in Bahrenfeld versam-
melt. Auf einem Schild ist „Mein 
Zuhause ist kein sicherer Ort“ zu 
lesen, auf einem anderen steht 
„Corona ist hier. Bitte Hilfe!“ 
Kinder malen mit Kreide Virus-
symbole auf den Boden. In der 
Unterkunft wurde eine Person 
positiv auf Corona getestet. Die 
Bewohner*innen fürchten nun 
eine Ansteckung, da sie sich Kü-
che und Bad teilen müssen.

Rosa S. lebt mit ihrem Mann 
und ihrem Sohn seit acht Mo-
naten in der Gemeinschaftsun-
terkunft des städtischen Betrei-
bers Fördern und Wohnen. Hier 
ist Platz für 450 Menschen, da-
runter sind viele Familien. Von 
der Infizierung einer Bewohne-
rin habe sie durch einen Zettel 
auf dem Flur erfahren, den sie 
abfotografiert hat. Dort steht auf 
Deutsch: „Coronafall, bitte nicht 
betreten, wenn Sie hier nicht 
wohnen!“ Ein durchgestriche-
nes Virussymbol ist darunter ab-
gebildet. Sie habe sich dann bei 
Betreuer*innen erkundigt, doch 
erst auf wiederholte Nachfrage 

habe man alle Bewohner*innen 
informiert. „Ich hatte das Ge-
fühl, sie wollen es uns nicht sa-
gen“, sagt sie.

Susanne Schwendtke, Spre-
cherin von Fördern und Wohnen 
teilt hingegen mit, dass man 
Bewohner*innen desselben Flu-
res bereits am Tag, als die Infi-
zierung bestätigt wurde, infor-
miert habe. Das war am Sams-
tag. Sie erklärt, dass es zwar eine 
gemeinschaftliche Unterkunft 
sei, Bewohner*innen aber „füh-
ren ihren eigenen Haushalt“. Vor 
Ort gebe es zwar ein Team für 
Beratung, jedoch keine Rund-
umbetreuung wie etwa in ei-
nem Heim. 

Plan für Corona-Unterkunft
Die Stadt Hamburg möchte mit 
dem Coronavirus infizierte Ge-
flüchtete künftig in einer sepa-
raten Unterkunft unterbringen: 
„Zur Entlastung der Situation 
in Gemeinschaftsunterkünf-
ten und zur noch besseren Ver-
sorgung, Betreuung und Be-
gleitung von erkrankten Perso-
nen“, sagt Martin Helfrich, der 
Sprecher der Sozialbehörde.  
„Dieser dient dazu, dass Men-
schen hier – wenn nötig – me-
dizinisch versorgt genesen kön-

nen.“ Patient*innen mit schwe-
reren Verläufen kämen weiter 
ins Krankenhaus. Helfrich geht 
davon aus, dass diese Form der 
Unterbringung im Mai startet. 

Im konkreten Fall seien „alle 
Personen, die sich Sanitäran-
lagen und Küche teilen“ iso-
liert worden, sagt Schwendtke.  
Die Gesundheitsämter würden 
bei Unterkünften wie denen in 
Bahrenfeld „analog zu Wohnge-
meinschaften“ verfahren und 
alle dort lebenden Personen 
isolieren. 

Rosa S. beschreibt, dass je-
weils etwa sechs Familien Küche 
und Badezimmer gemeinsam 
nutzen. Das seien oft mehr als 
20 Personen. Laut Schwendtke 
würden die Bewohner*innen 
des betroffenen Flures nun 
durch das Team vor Ort ver-
sorgt. Sie seien „ebenso wie an-
dere Menschen dafür verant-
wortlich, sich an Auflagen der 
Gesundheitsämter zu halten“, 
sagt Schwendtke.

Nach Angaben der Geflüch-
teten wurden die restlichen 
Bewohner*innen jedoch erst am 
Montagabend, zwei Tage später, 
informiert. Einige fassten daher 
spontan den Entschluss, sich am 
Dienstagmittag vor dem Ge-

bäude zu versammeln, um auf 
die Situation aufmerksam zu 
machen – angemeldet haben die 
Geflüchteten die Aktion nicht. 

Bußgeld oder Demo-Ende
Sie stehen am Dienstag mit et-
was Abstand zueinander in ei-
ner Reihe, als nach etwa einer 
halben Stunde die Polizei ein-
trifft, um die Versammlung 
aufzulösen. Ein junger Mann, 
der zwischen den Beamt*innen 
und der inzwischen gewach-
senen Anzahl an Geflüchteten 
übersetzt, versucht die Lage zu 
erklären: „Wir sind hier draußen 
sicherer als drinnen“, meint er. 

Letztlich geben er und die an-
deren Geflüchteten der Auffor-
derung der Polizist*innen nach. 
Die Alternative wäre ein Buß-
geld gewesen. In den kommen-
den Tagen wollen sie nun offizi-
ell eine Kundgebung anmelden.

Nachdem die Polizei wegge-
fahren ist, sitzt Rosa S. auf ei-
ner Bank vor dem Eingang. 
„Wir haben Angst“, sagt sie. Ihr 
Mann gehöre zur Risikogruppe. 
Sie wollen gerne in eine eigene 
Wohnung ziehen, doch die Co-
ronalage verlangsame den Pro-
zess. „Alle sollen sich gerade iso-
lieren. Warum nicht wir?“

Geflüchtete in Bahrenfeld haben dagegen protestiert, dass sie spät über einen Coronafall im 
Haus informiert wurden und sich nicht isolieren können. Stadt plant Unterkunft für Kranke

Protest mit 
Mundschutz: 

Geflüchtete 
fordern ein 

Recht auf 
Isolation 

Foto: Justus 
Linz
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Bündnis Mobilität  
gegründet
Ein neu gegründetes „Ham-
burger Bündnis Mobilität“ 
hat die SPD und die Grünen 
aufgefordert, in ihrem Koa-
litionsvertrag eine Verkehrs-
wende festzuschreiben. Das 
Papier haben 30 Organisatio-
nen unterzeichnet – vom ADFC 
über die Umweltverbände und 
Budni bis hin zum Zukunfts-
rat. Es enthält eine Liste kon-
kreter Forderungen, etwa 
keine Verkehrstoten mehr, nur 
noch zehn Prozent Autonutzer 
bis 2035, CO2-Neutralität des 
Verkehrs bis 2035, keine A26 
Ost. „Ziele müssen eine hohe 
Lebensqualität und Klimage-
rechtigkeit sein“, heißt es da-
rin. (taz)

Corona-Sonderausschuss 
tagt erstmalig
Der Sonderausschuss der Bür-
gerschaft zur Bewältigung der 
Coronakrise tritt am Donners-
tag zum ersten Mal zusam-

men. Bei der konstituieren-
den Sitzung soll es um die ak-
tuelle Entwicklung der Krise, 
die Versammlungsfreiheit und 
die Tilgungsvorgaben gehen. 
Der Sonderausschuss soll die 
Bewältigung der Coronakrise 
parlamentarisch begleiten, so-
lange noch nicht alle Fachaus-
schüsse eingesetzt sind. (dpa).

Zwei Milliarden für  
Unternehmen
Seit Beginn der Coronakrise 
haben die Finanzämter Unter-
nehmen bei den Steuern um 
rund zwei Milliarden Euro ent-
lastet. Seitdem der sogenannte 
Corona-Erlass in Kraft getre-
ten sei, seien in 48.000 Fäl-
len Steuervorauszahlungen 
um 1,55 Milliarden Euro he-
rabgesetzt worden, teilte die 
Finanzbehörde mit. Zudem 
seien in 11.500 Fällen 446 Mil-
lionen Euro gestundet und in 
700 Fällen acht Millionen Euro 
von der Vollstreckung ausge-
setzt worden. (dpa)

nachrichten

Naziverbot entspannt die Lage
Das Verwaltungsgericht bestätigt das Versammlungsverbot von Rechtsextremen in Harburg am 1. Mai

Von Juliane Preiß

Bei der Versammlungsbehörde 
dürfte am Mittwochnachmittag 
ein Aufatmen zu hören gewesen 
sein. Denn die Vorbereitungen 
für den 1. Mai hingen im We-
sentlichen von dieser Gerichts-
entscheidung ab: Der Bundes-
verband der Splitterpartei „Die 
Rechte“ um den Szenekader 
Christian Worch hatte geklagt, 
da die Versammlungsbehörde 
einen Aufmarsch in Harburg 
unter Hinweis auf den Infekti-
onsschutz verboten hatte.

Am Nachmittag twitterte In-
nensenator Andy Grote (SPD) 
dann: „Verwaltungsgericht bestä-
tigt Untersagung der Versamm-
lungsbehörde.“ Für Rechtsext-
remisten gelte: „Stay at Home.“ 
Worch selbst hat die Entschei-
dung hingegen gar nicht abge-
wartet und fährt lieber zweiglei-

sig. Parallel hat er eine Veranstal-
tung in Bremen angemeldet. Das 
bestätigte die Bremer Innenbe-
hörde. Die Anmeldung müsse 
nun geprüft werden.

Die Hamburger Polizei hatte 
wegen der Kundgebung der 
Rechten mit massiven Gegen-
protesten gerechnet. „Wir sind 
auf alles vorbereitet“, sagt Po-
lizeisprecher Holger Vehren. 
Das Gerichtsurteil dürfte zwar 
die Lage auf den Straßen am 
1. Mai entspannen, die Lage in 
der Versammlungsbehörde ist 
aber nach wie vor angespannt. 
Die kommt mit der Bearbeitung 
der insgesamt 47 Anmeldungen 

kaum hinterher, 33 Prüfungen 
laufen noch. „Eine Situation in 
dieser Form hatten wir noch 
nie“, sagt Vehren. Jede Anmel-
dung müsse mit der Gesund-
heitsbehörde geprüft werden.

Aus diesem Grund wurde 
auch die Kundgebung des an-
archistischen Bündnisses 
„Schwarz-roter erster Mai“ am 
Herbert-Wehner-Platz in Har-
burg mit 25 Teilnehmer*innen 
wieder untersagt. Grundsätzlich 
seien Veranstaltungen dieser 
Größe „infektionsschutzrecht-
lich vertretbar“, heißt es, die Be-
hörde schreibt aber weiter: „Es 
erscheint jedoch aus hiesiger 
Sicht unrealistisch, dass tatsäch-
lich lediglich 25 Personen an Ih-
rer Versammlung teilnehmen 
werden.“ Grund dafür sei der 
Aufruf der Veranstalter*innen, 
trotz der Beschränkung auf 25 
Personen nach Harburg zu kom-

men. Dies hatte wiederum die 
taz in einem Artikel zitiert (taz 
vom 25. April). Das Bündnis hat 
gegen das Verbot einen Eilan-
trag beim Gericht eingereicht. 

Wolfgang Lettow wartet noch 
auf eine Entscheidung der Be-
hörde. Der linke Aktivist hatte 
im Namen des Bündnisses „1. 
Mai 2020 Hamburg“ eine Demo 
mit 200 Teilnehmer*innen 
durch die Schanze angemeldet, 
jedoch nach Gesprächen mit der 
Behörde eingelenkt und daraus 
eine Kundgebung am U-Bahn-
hof Feldstraße mit 25 Personen 
gemacht. „Wir haben kein Inte-
resse an einer Ausbreitung der 
Pandemie, aber ich habe den 
Eindruck, dass der Infektions-
schutz als Vorwand genommen 
wird“, sagt Lettow. Es sei wich-
tig, dass die Beschneidung der 
Versammlungsfreiheit disku-
tiert werde.

corona in hamburg

Interview Michelle Bauermeister

taz: Frau Zimmer, leidet während der Coro-
napandemie die Natur in der Stadt? 

Stefanie Zimmer: Aktuell verzeichnen wir 
einen großen Besucherandrang und Nutzungs-
druck auf die Natur. Das bringt teilweise mas-
sive Probleme mit sich. Das gilt nicht nur für 
Park- und Grünanlagen. Hamburg hat sehr 
viele Naturschutzgebiete. Dort merken wir seit 
der Coronapandemie einen großen Besucher-
anstieg. Leider gibt es auch viele Verstöße ge-
gen die Schutzgebietsverordnung.

Und dort ist die Natur noch völlig unbe-
rührt?

In Hamburger Naturschutzgebieten gibt es 
Bereiche, die nicht erschlossen sind. Dort kann 
die Natur vorherrschen, wie sie möchte. Die 
versuchen wir zu erhalten. Natürlich müssen 
wir gegebenenfalls eingreifen oder pflegen, da-
mit dort weiterhin schützenswerte Arten leben 
können. Ein Beispiel ist der Vollhöfner Wald an 
der Alten Süderelbe.

Wie wirkt sich die Krise nun auf bestimmte 
Populationen aus? 

Wenn Schutzregeln, wie Wegegebot und 
Anleinpflicht, nicht eingehalten werden, sind 
massive Eingriffe in die Natur erkennbar. 
Derzeit brüten viele Vögel auf der Erde – so-
genannte Wiesenbrüter. Die werden stark be-
einträchtigt, wenn die Regeln missachtet wer-
den. Teilweise geben die Vögel ihre Brut we-
gen Störungen auf.

Was können Menschen machen, die in die 
Natur wollen und diese dabei schützen möch-
ten? 

Ganz einfach: Nicht gegen die Regeln ver-
stoßen. Bleiben Sie auf den Wegen und leinen 
Sie Ihre Hunde an. Es geht nicht darum, dass 
man nicht herausgehen soll. Gerade in Coro-
nazeiten ist es schön, die Natur zu genießen 
und ihr jetzt mehr Wertschätzung entgegen-
zubringen – aber mit Rücksicht auf die Tier- 
und Pflanzenwelt.

Welche kleinen Naturschutzprojekte kann 
jede*r Zuhause umsetzen? 

Man kann den eigenen Balkon oder Garten 
naturnah gestalten. Das geht ganz einfach mit 
möglichst heimischen Wildpflanzen. Gleich-
zeitig tut man der Insektenwelt Gutes, indem 
Bienen und Schmetterlinge angelockt werden. 
Das eigene Gemüse kann man plastikfrei mit 
Eierschalen hochziehen. Oder man kann mit 
der ganzen Familie ein Insektenhotel bauen, 
gegen den Insektenschwund. Es geht darum, 
ein kleines Naturparadies auf dem Balkon oder 
im Garten zu haben. Das hilft auch, die Corona-
Einschränkungen attraktiver zu machen.

„Nicht gegen 
die Regeln 
verstoßen“

Stefanie 
Zimmer, 36, 

ist Umweltpä-
dagogin beim 

Nabu und 
Leiterin des 

Naturschutz-
zentrums 

Duvenstedter 
Brookhus.
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Warnung nur auf Deutsch

Auch die 
Kundgebung der 
Anarchist*innen 
wurde verboten
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Von Klaus Wolschner

Die Bremer Lagerhaus-Gesell-
schaft (BLG), weltweit aktiver 
Logistik-Konzern, hat gestern 
ihre Bilanz für 2019 vorgestellt. 
Vor dem Hintergrund der aktu-
ellen „Zeit voller Unsicherhei-
ten“, so Vorstandschef Frank 
Dreeke, habe man das Jahr 2019 
doch „sehr solide“ abgeschlos-
sen. Insgesamt machte die BLG-
Gruppe 2019 mit einem Umsatz 
von 1,158 Milliarden Euro ein 
Plus von 1,5 Prozent gegenüber 
2018. Das Ergebnis vor Steuern 
betrug 37,5 Millionen Euro. Da-
von werden 1,5 Millionen an die 
Aktionäre als Dividende ausge-
schüttet.

Gegenüber dem Kreditbe-
darf, den das Unternehmen 
fürs laufende Jahr kalkuliert, 
ist das ein zu vernachlässigen-
der Betrag. Diese Dividende be-
ziehe sich aufs erfolgreiche ver-
gangene Jahr, erklärte BLG-Spre-
cher Andreas Hoetzel. Dieses 
Jahr wird es wohl nichts geben.

taz bremen
www.taz.de, redaktion@taz-bremen.de, Tel. 960 260, Trägerdienst Tel. 36 71 66 77

Von Alina Götz

Der Tag der Arbeit muss die-
ses Jahr auch in Bremen ohne 
Großdemo auskommen. Der 
Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB) bietet stattdessen einen 
Livestream. „Unsere Forderun-
gen bleiben aber dieselben“, 
betont Annette Düring, Vorsit-
zende des DGB Region Bremen-
Elbe-Weser am Mittwoch. Ganz 
oben auf der Liste stehen Ar-
beitsplatzerhalt und Gesund-
heitsschutz.

Ersteres könne durch das In-
strument der Kurzarbeit geleis-
tet werden, so Düring. Aber viele 
Menschen geraten in finanzi-
elle Nöte, weil das Kurzarbei-
tergeld nicht ausreicht. Auf Mi-
nijob-Basis Angestellte haben 
erst gar nicht das Recht darauf. 

Wehmütig blickt der DGB zurück auf Zeiten, in denen es üblich war, am Arbeiterkampftag zu demonstrieren.   Foto: Carmen Jaspersen/dpa M: taz

Über 6.000 Bremer Betriebe ha-
ben Kurzarbeit beantragt, erste 
Kündigungsklagen seien in Vor-
bereitung. „Wir rechnen mit ei-
nem Anstieg der Arbeitslosen-
zahl.“

Mit der Insolvenzfrage müsse 
man sich ebenso beschäftigen, 
ergänzt Ute Buggeln, erste Be-
vollmächtigte von IG Metall 
Bremen. „Das wird auf uns zu-
kommen.“ Buggeln entwickelt 
zurzeit ein Positionspapier zu 
Konjunkturprogrammen. „Wir 
werden für die sozial-ökolo-
gische Wirtschaftsweise als 
ein Kernkriterium einstehen.“ 
Staatliche Hilfen müssten sich 
an der Zukunftstauglichkeit der 
Branchen und ihrer Standorte 
orientieren.

In der Baubranche, die wirt-
schaftlich bisher von Corona 
verschont bleibt, sei die Situa-
tion prekär, sagt Christian Wech-
selbaum von der IG BAU Weser-
Ems. „Elementare Sachen wie 
Waschgelegenheiten und Mund-
schutz haben sich noch nicht 
festgesetzt.“ Hart treffe es auch 
die Reinigungskräfte. Manche 
hätten ihren Job verloren, an-
dere, etwa in Krankenhäusern, 

nen.“ Der Arbeiterbund für den 
Wiederaufbau der KPD lädt trotz 
Virus zur Demo auch aus Pro-
test gegen den DGB: Zentralko-
mitee-Mitglied Gerhard Kupfer 
befürchtet, dass die Seuche zum 
Vorwand genommen werde, um 
Arbeitsrechte außer Kraft zu set-
zen. „Wir verurteilen das Verhal-
ten unserer Gewerkschaften in 
aller Schärfe.“ 

Die zeitgleich in Bremerha-
ven stattfindende Mahnwache 
ist laut Organisator:innen da-
gegen als Ergänzung zu den In-
ternet-Aktivitäten des DGB ge-
dacht.

das legendenbildungs-wetter
Walles Grüne treten für Sozialsena-
torin Anja Stahmann ein: Die sei nicht 
rassistisch, egal, wie sie sich im Fall 
Lindenstraße äußert, weil: sie hätte ja 
die Gesundheitskarte für Geflüchtete 
eingeführt. Letzteres ist unwahr. 
Regnerisch, 11 Grad  

So viel Mai muss sein

Online: Der DGB veranstaltet 
einen dreistündigen Livestream, 
11 Uhr, auf www.dgb.de mit 
Musik, Rede und Interviews

Demo mit Abstand vom 
Arbeiterbund für den Wieder-
aufbau der KPD ab 10.30 Uhr, 
Weserterrassen, plus Kundge-
bung, 12 Uhr, Domshof

Ein linkennahes Spontanbünd-
nis demonstriert ab 15 Uhr auf 
der Wilhelm-Kaisen-Brücke für 
Solidarität mit Pflegekräften und 
Klinikpersonal

In Bremerhaven: 
Gewerkschafter:innen rufen zur 
Mahnwache mit Abstand ab 11 
Uhr vor der Großen Kirche auf

Anschlag auf AWO
Eingangstür und Schriftzug 
zerstört, die Fassade mit rosa 
und schwarzer Farbe bombar-
diert: Die Geschäftsstelle der 
Arbeiterwohlfahrt ist von Un-
bekannten angegriffen wor-
den. Schaden laut Polizei über 
1.000 Euro. (taz)

Mehr Kritik an Stahmann
Das solimed-Netzwerk kriti-
scher Medizin-Fachleute for-
dert den Rücktritt von Sozi-
alsenatorin Anja Stahmann 
(Grüne). Die Zustände in der 
Lindenstraße würden das 
Recht der Insassen auf Schutz 
vor Corona verletzen. (taz)

nachrichten

Interview Alina Götz

taz: Herr Zülch, ich bin genervt von der mo-
mentanen Flut an Petitionen und Online-Ak-
tionen. Geht Ihnen das auch so?

Martin Zülch: Wir haben auf jeden Fall ein 
Überangebot an Kampagnen – unsere Auf-
merksamkeit für wichtige Anliegen ist aber 
begrenzt. Zugleich erklärt sich die Vielzahl an 
Eingaben mit der Menge der Missstände.

Haben Sie deswegen die Kampagnen-Über-
blicke erstellt?

Ja, beide Sammlungen sind als Orientie-
rungshilfen konzipiert. Vielleicht hilft der Pool, 
unsere Aufmerksamkeitsökonomie zu verbes-
sern und mehr Menschen zu ermöglichen, sich 
an wichtigen Eingaben zu beteiligen.

Was ist denn wichtig?
Diese Entscheidung überlasse ich den Un-

terstützern. Ich habe versucht, bei der Zusam-
menfassung keine Zensur auszuüben und al-
les, was im politisch progressiven Spektrum 
angesiedelt ist, aufzunehmen. So ist das Mer-
cosur-Abkommen noch nicht vom Tisch, aber 
Naturschutz in Osteuropa ist auch wichtig. Da-
her habe ich nach Politikfeldern sortiert, nicht 
nach Relevanz.

Welche Mitmachmöglichkeiten bieten die 
Kampagnen?

Die Netzkampagnen gliedern sich unter an-
derem in Petitionen, darunter auch Sammelpe-
titionen an den Petitionsausschuss des Bundes-
tags, und E-Mail-Aktionen, bei denen Entschei-
dungsträger wie Politiker direkt angesprochen 
werden.

Online-Demos, wie die von Fridays for Fu-
ture letzte Woche, sind also nicht Teil davon?

Nein. Die habe ich mir in Teilen angeschaut 
und wieder gemerkt, wie sehr eine intermedi-
ale Vernetzung fehlt, also der Schulterschluss 
zwischen Straßenaktivismus – nur zurzeit on-
line – und Netzaktivismus. Es wäre beim virtu-
ellen Klimastreik möglich gewesen, auf Netz-
kampagnen aufmerksam zu machen, statt nur 
eine Schwemme von Plakaten zu zeigen.

Jetzt würden die Aktivist:innen vielleicht 
sagen, dass sie den Adressat:innen der Peti-
tionen nicht genug zutrauen.

Die grundsätzlich skeptische Haltung gegen-
über allen Politikern lehne ich ab. Man muss 
sich in der Politik Verbündete suchen. Einen 
Sinn für Realpolitik muss man von den Akteu-
ren, um die es hier geht, erwarten.

Sehen Sie in der Krise auch eine Chance für 
jeglichen Aktivismus, weil wir bemerken, wie 
wenig resilient unser Gesellschaftssystem ist 
– und viele jetzt mehr Zeit haben?

Ich sehe darin vor allem eine Notwendig-
keit, aktiv zu werden, und auch eine Möglich-
keit zu schauen, welche neuen Kampagnen 
es gibt. Aktuell ist zum Beispiel „Corona-Hil-
fen: Keine Vorfahrt für die Autolobby“ von 
Lobby Control. So etwas ist wichtig, insbeson-
dere wenn im Windschatten der Coronakrise 
Autoverbände Lobbyarbeit intensivieren, CO2-
Grenzwerte ausgesetzt werden oder der Koh-
leausstieg verschoben wird. Die Deutsche Um-
welthilfe äußerte bereits die Sorge, dass ein 
massiver Angriff auf den Klimaschutz droht.

„Notwendigkeit, 
aktiv zu werden“

corona in bremen
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Vor einem tiefen, tiefen Tal
Die Bilanz der Bremer 
Lagerhaus-Gesellschaft 
(BLG) weist fürs 
vergangene Jahr 1,15 
Milliarden Euro Umsatz 
aus. Jetzt aber 
befürchtet der Konzern 
einen „doppelt so 
großen Einbruch wie in 
der Finanzkrise 2009“

Wenn es – wie von Wirt-
schaftsinstituten prognosti-
ziert – im zweiten Quartal einen 
Rückgang des Bruttoinlands-
produkts um 9,8 Prozent gebe, 
„wäre das ein doppelt so großer 
Einbruch wie in der Weltfinanz-
krise 2009“, erklärte Dreeke.

Die Auswirkungen der Coro-
nakrise würden in Bezug auf Vo-
lumen, Umsatz und Ergebnis 
„massiv und gravierend sein“. 
Entsprechend groß ist die Skep-
sis gegenüber den politischen 
Maßnahmen zur Eindämmung 

der Coronapandemie. Wo auch 
immer auf der Welt die Produk-
tion gedrosselt wird oder Ver-
braucherverhalten sich verän-
dert – Handelsunternehmen 
wie die BLG spüren es sofort. 
Mit staatlichen Hilfen rechnet 
sie dabei bisher nicht. Von Kurz-
arbeit sind im April und Mai in 
Bremen und Bremerhaven rund 
20 Prozent der Arbeitskräfte be-
troffen.

Im vergangenen Jahr hatte 
die BLG ein 200 Millionen Euro 
teures Logistikzentrum für den 
Sportartikelhersteller Puma im 
bayerischen Geiselwind einge-
richtet und ein neues Logistik-
zentrum für den Bekleidungs-
händler Engelbert Strauß im 
hessischen Schlüchtern gebaut. 
In den USA war die BLG bisher 
vor allem für Daimler aktiv, im 
vergangenen Jahr kam ein Be-
triebsmittellager für BMW in 
Spartanburg, South Carolina, 
hinzu.Mit einem Umsatz von 
603,7 Millionen Euro und da-
mit einem Plus von rund neun 

Martin Zülch, 
70, ist Politik- 

und Kunstlehrer 
a.D. Für die 

Homepage der 
Heinrich-Böll-

Stiftung 
Bremen hat er 

Netzkampa-
gnen aus dem 

Bereich Klima & 
Umwelt jetzt 

auch von 
Kampagnen in 

Zeiten der 
Coronakrise 

zusammenge-
tragen.

Herein zum 1. Mai!Am morgigen Tag 
der Arbeit gibt es 

keine große Demo. 
Aber jede Menge 

Forderungen – denn 
arbeitsrechtliche 

Missstände zeigen 
sich momentan 

besonders

Prozent ist der Bereich Automo-
bile der größte der BLG. In Gioia 
Tauro laufen die Geschäfte seit 
Jahren schlecht. 

Die Beteiligung an diesem 
süditalienischen Autoterminal 
hat die BLG daher in 2019 für 
einen symbolischen Preis ab-
gestoßen. Die BLG „bewegt“ ins-
gesamt 6,3 Millionen Fahrzeuge 
im Jahr, in Bremerhaven davon 
1,2 Millionen. Für den Bereich 
der Container-Verkehre ist die 
BLG zu 50 Prozent am Unterneh-
men Eurogate beteiligt. Im ver-
gangenen Jahr ist der Umschlag 
an den Bremerhavener Termi-
nals um zehn Prozent zurückge-
gangen. Grund dafür war, dass 
die Reederei Hapag-Lloyd ihre 
vier Transatlantik-linien nach 
Hamburg verlegt hat. Dort sollte 
das Hamburger Container Ter-
minal Altenwerder (CTA) stärker 
ausgelastet werden. Beim Euro-
gate-Geschäft in Hamburg gab 
es Wachstum, das aber das Mi-
nus in Bremerhaven nicht aus-
gleichen konnte.

seien schlecht geschult.  Vor 
Schwierigkeiten stehe auch der 
Einzelhandel, sagt Markus Wes-
termann, Geschäftsführer von 
ver.di Bremen-Nordniedersach-
sen. „Es gibt in Bremen keine 
vernünftigen Regeln, wie der 
Einzelhandel aufgestellt wer-
den soll.“ Düring sieht den Se-
nat in der Pflicht und fordert 
ebenso eine bessere Ausstattung 
der Gewerbeaufsicht, um echte 
Kontrollen zu ermöglichen. Sie 
sorgt sich auch um die Bremer 
Azubis: „Manche Betriebe sagen 
schon, dass wir das kommende 
Ausbildungsjahr vergessen kön-
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